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144. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 4. Dezember 1996 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat sich in der heutigen 
Kabinettssitzung mit aktuellen Fragen der Europa-
politik, insbesondere mit den Vorbereitungen der Ta-
gung des Europäischen Rates am 13. und 14. De-
zember 1996 in Dublin, befaßt. Da der Herr Bundes-
kanzler zu diesem Thema in der nächsten Woche 
eine Regierungserklärung abgeben wird, wird heute 
dazu nicht besonders berichtet. Wir haben also heute 
die Möglichkeit, die gesamte für die Regierungsbe-
fragung vorgesehene Zeit für Fragen zu anderen 
Themen zu verwenden, die Sie frei stellen können. 

Darum treten wir in die freie Befragung ein. Ich 
bitte um Fragen. - Bitte schön. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Kann die Bundesregierung bestäti-
gen, daß die 100 Milliarden DM Bruttoentlastung, die 
sie im Rahmen der sogenannten großen Einkommen-
steuerreform medienwirksam angekündigt hat, zu 
einem Drittel durch Einsparungen bei den Haushal-
ten, zu einem Drittel über den Abbau von Steuerver-
günstigungen und zum letzten Drittel durch die An-
hebung der indirekten Steuern finanziert werden sol-
len? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Wer will für die 
Bundesregierung antworten? - Herr Minister Bohl. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Frau Kollegin, Sie wissen sicherlich, daß die 
Bundesregierung eine Kommission unter dem Vorsitz 
des Bundesfinanzministers eingesetzt hat. Diese 
Kommission arbeitet derzeit. Wir gehen davon aus, 
daß der Bericht der Kommission Mitte des Monats 
vorliegt. Danach sind Beurteilungen und Bewertun-
gen möglich. Vor diesem Hintergrund kann ich Ihre 
Zahlen, die Sie sicherlich in der Presse und sonstwo 
gelesen haben, weder bestätigen noch dementieren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Wollen Sie eine 
weitere Frage stellen? 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Da Sie gerade darauf aufmerksam ge-
macht haben, daß die Kommission arbeitet, gehe ich 
davon aus, daß die Kommission auch die notwendi-
gen Datengrundlagen zur Verfügung hat, um im Zu-
sammenhang mit einer neuen Bemessungsgrundlage 
bei der Einkommensteuer das, was die einzelnen Be-
reiche des Steuervergünstigungs- und Subventions-
abbaus betrifft, quantifizieren zu können. Können 
Sie mir in diesem Zusammenhang erklären, warum 
die Bundesregierung nicht in der Lage ist, die drei 
Kleinen Anfragen, in denen die Grünen nach genau 
diesen Daten gefragt haben, zu beantworten, obwohl 
das doch im Prinzip genau die Datengrundlage ist, 
die Sie auch zur Verfügung haben müßten? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Minister. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Alle Daten, die im Bereich der Bundesregie-
rung für die Arbeit der Steuerreformkommission vor-
handen sind und die für die Beratungen notwendig 
sind, sind zur Verfügung gestellt worden. Insofern 
leidet die Kommission nicht unter Datenmangel. Es 
ist uns bisher auch noch keine diesbezügliche Be-
schwerde vorgetragen worden. 

Was die Beantwortung von drei Kleinen Anfragen 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen angeht, kann ich 
nur sagen, daß dieser Sachverhalt im Ältestenrat des 
Bundestages in der letzten Woche behandelt wurde. 
Die Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, An-
fragen einer solchen Form und eines solchen Ausma-
ßes zu beantworten, die in extremer Weise detai lliert 

 sind und die quantitativ einen Umfang haben, der 
sicherlich Erhebungen über Wochen, um nicht zu sa-
gen über Monate im Bereich nicht nur der Bundes-
finanzverwaltung, sondern auch der einzelnen Lan-
desfinanzverwaltungen erfordern würde. Jeder, der 
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Bundesminister Friedrich Bohl 

sich diese Fragen angeschaut hat und der insbesonde-
re die drei Kleinen Anfragen auch gewogen hat, wird 
unschwer zu dem Ergebnis kommen, daß so etwas we-
der sinnvoll noch geboten ist. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Nach-
frage? - Bitte schön. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wie ist es denn dann bitte möglich, daß Sie sagen, 
nächste Woche solle von dieser Kommission ein Ent-
wurf, das heißt die Rahmendaten vorgelegt werden, 
wobei ich davon ausgehe, daß richtig gerechnet wird 
und daß nicht nur mit irgendwelchen vagen Überle-
gungen, die Pi mal Daumen grob geschätzt werden, 
an die Öffentlichkeit gegangen wird? Wie können 
Sie dann erklären, daß die Fragen, die wir gestellt 
haben, die sich auf die Bemessungsgrundlage bezie-
hen, über Länder- und über andere Finanzbehörden 
eventuell erst noch abgerufen werden müssen? 

Das heißt doch in der Konsequenz, daß Ihr Modell 
auf sehr, sehr tönernen Füßen steht. Das heißt auch, 
daß Sie anscheinend nicht in der Lage sind, nächste 
Woche der Öffentlichkeit ein gut durchgerechnetes 
Modell mit Hintergrund vorzulegen. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Frau Kollegin, das sehe ich keineswegs so; 
denn die Überlegungen und Empfehlungen der 
Steuerreformkommission erfolgen auf solider Grund-
lage. Sie brauchen keine Sorge zu haben. Es ist eine 
sehr seriöse Berechnung. 

Wenn Sie anderer Meinung sein sollten, dann 
freuen Sie sich doch, daß Sie ein Argument für die 
nächste Diskussionsrunde haben, indem Sie dies der 
Regierung vorwerfen können. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das heißt, Sie haben die Daten nicht? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Doch, wir haben sie. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Dann 
können Sie sie uns auch zur Verfügung stellen, oder? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Wir haben die Daten, die wir für unsere Ar-
beit brauchen. Aber wir haben nicht die Absicht, die 
Fragen, die Sie in der von mir schon klassifizierten 
Form in den drei Kleinen Anfragen vorgetragen ha-
ben, mit einem erheblichen Verwaltungs- und Büro-
kratieaufwand zu beantworten. 

Christine Scheel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr seltsam! 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
ich glaube, die Frage ist beantwortet worden, wenn 
auch nicht ganz zu Ihrem Vergnügen. 

Als nächster der Kollege Metzger. 

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
frage die Bundesregierung von einer anderen Warte 
aus. Haushaltspolitisch ist die Finanzsituation be-
kannt. Wie stellen Sie sich zu der Aussage, daß im 
Jahr 1998 der Solidaritätszuschlag nach Auffassung 
eines Koalitionspartners um zwei Prozentpunkte ab-
gesenkt werden soll, auf der anderen Seite im Rah-
men der großen Einkommensteuerreform 30 Mil-
liarden DM Nettoentlastung für die Bevölkerung ge-
geben werden sollen und etwa 30 Milliarden DM Un-
terdeckung durch 2 Prozent Mehrwertsteuererhö-
hung abgedeckt werden sollen, die im Gespräch 
sind? Im Klartext heißt das ja: Mehrwertsteuererhö-
hung für die breite Masse der Bevölkerung bei 
gleichzeitiger Absenkung des Solidaritätszuschlags 
in Zeiten, in denen der Staat ohnehin keine Finanz-
masse hat. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Minister 
Bohl, bitte. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Kollege Metzger, Sie sind ja als sehr 
sachkundiger Streiter in diesem Hause bekannt und 
haben sicherlich die Eckpunkte, die bei dieser Dis-
kussion zu beachten sind, zutreffend, wahrscheinlich 
sogar enumerativ erschöpfend aufgezählt. 

Es ist in der Tat die politische Leistung, die diese 
Koalition zu vollbringen hat, unter Beachtung dieser 
Eckpunkte die richtige Entscheidung zu treffen. Das 
werden wir nächste Woche tun. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Metzger, 
wollen Sie eine Nachfrage stellen? - Bitte. 

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Nachfrage zielt in die Richtung, daß Sie meiner Kol-
legin soeben gesagt haben, Sie hätten in der näch-
sten Woche als Ergebnis Ihrer Berechnungen das 
Zahlenmaterial für die Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage; denn Sie müssen ja fiskalisch be-
rechnen können, welche Steuervergünstigungen 
welche Steuerausfälle bedeuten. 

Und wenn Sie das Zahlenmaterial haben, dann fra-
ge ich Sie jetzt noch einmal deutlich: Warum hat die 
Regierung bei dieser Aufgabe, wo es um reines Da-
tenmaterial geht, die Chuzpe, nicht auch der Opposi-
tion, die genauso wie Sie an Einkommensteuerkon-
zepten arbeitet, dieses objektive Datenmaterial über 
die Auswirkungen von bestimmten Steuervergünsti-
gungen auf das Steueraufkommen des Staates zur 
Verfügung zu stellen? Nichts anderes begehren un-
sere Kleinen Anfragen. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Kollege Metzger, als jemand, der im 
Steuerrecht natürlich nicht so zu Hause ist wie Sie, 
kann ich Ihnen nur antworten, daß die Mitglieder der 
Steuerreformkommission - dies sind nicht nur Politi-
ker, Vertreter der Koalition, sondern auch Sachver

-

ständige, also Männer und Frauen, die auf Grund ih-
res Berufes mit dieser Thematik besonders vertraut 
sind - das Datenmaterial, das der Reformkommission 
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vorliegt, bisher für völlig ausreichend erachtet ha-
ben. 

Ich gehe davon aus, daß Ihnen im nächsten Jahr im 
Ausschuß bzw. im Plenum des Bundestages das Ma-
terial, das der Reformkommission vorgelegen hat, für 
die politische Diskussion, die über die Empfehlungen 
der Steuerreformkommission einsetzen wird, selbst-
verständlich zur Kenntnis gebracht wird. Daran habe 
ich gar keinen Zweifel. Das versteht sich vernünfti-
gerweise von selbst. 

Etwas anderes ist die Frage, ob wir die Beantwor-
tung Ihrer sehr detaillie rten, umfangreichen Fragen 
übernehmen müssen, die etwas Zusätzliches, um 
nicht zu sagen ein Aliud darstellen. Die Prüfung der 
Bundesregierung ergab, daß dieser Datenaufwand, 
den Sie begehren, in keinem Verhältnis zu dem 
steht, was zu veranlassen notwendig wäre. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Metzger, noch eine Frage? - Bitte. 

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine letzte Nachfrage zu diesem Themenkomplex: 
Wie verhält es sich dann damit, daß bei der Kreuther 
Tagung der Steuerreformkommission durch Mitglie-
der dieser Arbeitsgruppe, die der Koalition angehö-
ren, festgestellt wurde, daß die in Rede stehende 
Kilometerpauschale von 20 Pfennig - also eine Ent-
fernungspauschale, nicht das bisherige Kilometer-
geld - im Durchschnitt nicht ausreichen würde, um 
die Kosten für die Nutzung eines öffentlichen Ver-
kehrsmittels für den Weg zur Arbeit abzudecken, 
und daß deshalb weitere Nachberechnungen des 
Finanzministers erforderlich sind? Daraus entnehme 
ich wiederum, daß Sie sehr wohl eine Fülle von 
Datenmaterial im BMF berechnen lassen müssen, 
weil Sie ansonsten diese gesamte Reform nicht 
durchführen können, die quer durch alle Einkom-
mensgruppen Verlierer und Gewinner aufweisen 
wird, da es den Steuerzahler nach Einkommens-
gruppe schlechthin nicht gibt. Ich frage Sie also, wie 
Sie auf die Idee kommen, uns vorzuhalten, daß wir 
als Opposition Ihnen zu schwierige Hausaufgaben 
stellen. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Kollege Metzger, rein nach den Denkge-
setzen ist Ihre Frage eine Bestätigung meiner Vermu-
tung. Ganz offensichtlich haben Sie weitergehende 
Fragen gestellt und Daten erbeten, als bisher in der 
Steuerreformkommission zu diesem Detailpunkt be-
handelt worden sind. Denn sonst wäre es nicht er-
klärlich, daß zusätzliches Datenmaterial zum Thema 
Kilometerpauschale angefordert worden ist. Gerade 
das macht also deutlich, daß das, was Sie fragen, und 
das, was bisher an Daten vorgelegen hat, nicht unbe-
dingt absolut deckungsgleich sein muß. Vor diesem 
Hintergrund bestätigen Sie mit Ihrer Frage das, was 
ich gesagt habe. Wenn aber die Steuerreformkom-
mission meint, zusätzliches Datenmaterial zu brau-
chen, dann muß sie es haben. Denn sonst kann sie 
ihre Arbeit nicht erledigen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Dann rufe ich 
als nächsten Fragesteller den Kollegen Schwanitz 
auf. 

Rolf Schwanitz (SPD): Der Bundesjustizminister 
hat Anfang dieser Woche in der „Frankfu rter Allge-
meinen Zeitung" unter seinem Namen einen Artikel 
veröffentlicht, in dem er die jetzige rechtliche Rege-
lung hinsichtlich der Enteignungen in der Sowjeti-
schen Besatzungszone generell kritisierte und ge-
setzgeberischen Handlungsbedarf anmeldete. Ich 
möchte die Bundesregierung fragen, ob diese Mei-
nungsäußerung Gegenstand der Kabinettsberatung 
war und wie das Kabinett diese Äußerungen inhalt-
lich beurteilt. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Es ist richtig, daß Herr Kollege Schmidt-Jort-
zig diesen Artikel, von dem Sie gesprochen haben, 
im Laufe dieser Woche in der FAZ publiziert hat. Die 
Bundesregierung hat sich in der heutigen Sitzung 
nicht damit befaßt. Ich habe aber vorher mit Herrn 
Kollegen Schmidt-Jortzig über dieses Thema gespro-
chen. 

Die Bundesregierung ist sich darin einig - ich 
werde jetzt mehrere Punkte aufzählen -, daß erstens 
die rechtliche Wirksamkeit der Enteignungen in der 
damaligen Sowjetischen Besatzungszone von 1945 
bis 1949 eine Bedingung der Regierungen der dama-
ligen DDR und der damaligen Sowjetunion für die 
Wiedervereinigung Deutschlands war und daß dies 
seinen Niederschlag in den verschiedenen Bestim-
mungen insbesondere des Einigungsvertrages, des 
Vermögengesetzes usw. gefunden hat. 

Zweitens. Diese rechtlichen Regelungen hatten bei 
der Überprüfung durch das Bundesverfassungsge-
richt Bestand: Im Jahre 1991, aber auch in diesem 
Jahr hat das Bundesverfassungsgericht die von mir 
nur anskizzierten rechtlichen Regelungen als verfas-
sungsgemäß bezeichnet. 

Drittens. Die Bundesregierung und auch die Regie-
rungskoalition haben sich gerade im Zusammenhang 
mit dem Entschädigungs- und Lastenausgleichslei-
stungsgesetz durchaus bemüht, Regelungen zu fin-
den, die auch die Alteigentümer in die Lage verset-
zen, wieder zu Grund und Boden zu kommen, wie 
das nach unserer Auffassung von Recht und auf 
Grund der rechtlichen Möglichkeiten geboten war. 

Es ist auch wahr, daß die Vorschläge der Regie-
rungskoalition im Bundesrat nicht ungeteilte Zustim-
mung gefunden haben, sondern zum Teil zurückge-
wiesen wurde. Vor diesem Hintergrund sind gesetz-
geberische Initiativen in diesem Bereich ohne Aus-
sicht auf Erfolg und würden auch nur Hoffnungen 
wecken, die nicht erfüllt werden können. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Schwa-
nitz, eine Nachfrage? - Bitte. 

Rolf Schwanitz (SPD): Ich begrüße es ausdrück-
lich, daß die Bundesregierung hier keinen gesetzge-
berischen Handlungsbedarf sieht. Ich möchte den- 
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noch nachfragen, ob die Bundesregierung Konse-
quenzen aus der nun offenkundigen Tatsache zieht, 
daß der Bundesjustizminister in einer für den deut-
schen Einigungsprozeß fundamentalen Frage, die 
aus der Gemeinsamen Erklärung, aus dem Eini-
gungsvertrag, aus dem Vermögensgesetz und aus 
anderem mehr erwächst - die durch die Bundesre-
gierung inhaltlich bestimmt und entscheidend mitge-
prägt worden ist und für die der Bundesjustizminister 
bis zum jetzigen Tage ressortmäßig zuständig ist -, 
offensichtlich nicht die Auffassung der Bundesregie-
rung vertritt. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Kollege Schwanitz, es ist durchaus üb-
lich, daß sich Regierungsmitglieder auch zu politi-
schen Sachverhalten, die nicht in der strengen Feder-
führung ihrer Resso rts liegen, äußern. Daran ist gar 
nichts zu kritisieren. Das geht in Ordnung, solange 
die Politik der Bundesregierung oder eine Richtli-
nienentscheidung des Bundeskanzlers nicht tangiert 
wird. 

Ich habe den Artikel des Kollegen Schmidt-Jortzig 
so verstanden, daß do rt  die Probleme, die er sieht, 
skizziert und angerissen wurden. Ich habe Ihnen die 
Position der Bundesregierung beschrieben und ge-
sagt, daß die Bundesregierung in diesem Bereich kei-
nen Handlungsbedarf sieht. Wahr ist dennoch, daß 
wir zum Beispiel wegen der Rehabilitierungsbeschei-
de Rußlands in diesem Jahr prüfen müssen, inwie-
weit diese Rehabilitierungen dazu führen, daß bei 
den Vermögensämtern Entscheidungen - und gege-
benenfalls in welchem Umfang - notwendig werden. 

Auf der anderen Seite ist es nicht so, daß dieses 
Thema nicht relevant und daher völlig unbeachtens-
wert wäre. Es wird uns sicherlich noch eine Weile be-
gleiten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Noch eine 
Frage? - Bitte schön. 

Rolf Schwanitz (SPD): Da ich davon ausgehe, daß 
es sich bei der Meinungsäußerung von Herrn 
Schmidt-Jortzig vom Montag in der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung" nicht um eine private Mei-
nungsäußerung handelte - Herr Bohl, Sie wissen 
sehr gut, daß bereits im Titel dieses Artikels die 
Amtsbezeichnung „Bundesjustizminister" dem Na-
men des Ministers vorangestellt worden ist -, möchte 
ich Sie fragen, ob ich Sie richtig verstanden habe, 
daß das Bundeskabinett den Bundesjustizminister in 
dieser Frage zurechtgewiesen hat. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Nein, ich hatte ausdrücklich gesagt, daß die-
ses Thema heute in der Kabinettssitzung nicht be-
handelt worden ist. Auf der anderen Seite habe ich 
Ihnen mitgeteilt, daß die Bundesregierung keinen 
Handlungsbedarf in dieser Frage sieht, mit der Ein-
schränkung, daß vielleicht im einzelnen, zum Bei-
spiel durch die Rehabilitierungsbescheide Rußlands, 
politische und rechtliche Entscheidungen geboten 
sind. Aber in der Kernfrage, die Sie hier ansprechen,  

wird kein Handlungsbedarf gesehen. Vor diesem 
Hintergrund bestand für solche Erklärungen, wie Sie 
sie in Ihrer Frage andeuten, keine Veranlassung. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Als nächsten 
Fragesteller rufe ich den Abgeordneten Jüttemann 
auf. 

Gerhard Jüttemann (PDS): Die Deutsche Post AG 
hat in ihrem der Bundesregierung vorgelegten Filial-
konzept den Erhalt von 6 000 posteigenen Filialen 
bis zum Jahr 2000 und darüber hinaus von 5 000 
posteigenen Filialen zugesagt. Gleichzeitig gibt es 
zur Umwandlung von Postfilialen in Agenturen je-
doch die postinterne Anweisung vom 13. September 
1996, in der es heißt: 

Es ist davon auszugehen, daß Filialen mit einer 
festgestellten aktuellen Kundenbedienzeit von 
unter 25 Wochenstunden grundsätzlich umzu-
wandeln sind. 

Am Montag hat nun der Regulierungsrat der Po rto-
erhöhung unter der Maßgabe zugestimmt, daß post-
eigene Filialen mit einer wöchentlichen Grundar-
beitszeit von mehr als 5,5 Stunden erhalten werden 
müssen. Herr Bury hat dazu erklärt, damit seien die 
von der SPD geforderten wesentlichen Verbesserun-
gen für eine flächendeckende Postversorgung festge-
schrieben worden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Jüttemann, darf ich Sie einen Augenblick unterbre-
chen. Wir kommen in Zeitnot. Stellen Sie doch Ihre 
Frage; der Hintergrund ist ja einigermaßen deutlich 
geworden. 

Gerhard Jüttemann (PDS): Okay. - Ich weiß nur: 
Die Zahlen der Postfilialen haben sich nicht geän-
dert. Deswegen frage ich die Bundesregierung: Wer-
den durch die neue Bemessungsgrundlage, daß Filia-
len nur geschlossen werden dürfen, wenn sie eine 
Grundarbeitszeit von unter 5,5 Wochenstunden auf-
weisen, tatsächlich über die im Filialkonzept vorge-
legten Zahlen Postfilialen erhalten? Wenn ja: Wie 
viele werden das sein? Wenn nein: Worin besteht 
dann die angeblich erreichte Verbesserung der flä-
chendeckenden Postversorgung? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Minister 
Bötsch. 

Dr. Wolfgang Bötsch, Bundesminister für Post und 
Telekommunikation: Herr Kollege Jüttemann, der 
Regulierungsrat hat am Montag meine Genehmi-
gung der neuen Tarife gebilligt, und zwar nicht unter 
einer Maßgabe, sondern er hat dazu einen eigenen 
Beschluß gefaßt. 

Zweitens. Im Vorfeld dieses Genehmigungsbe-
schlusses wurde ein Antrag zum Filialkonzept verab-
schiedet, der im wesentlichen die von der Post AG 
vorgelegte Konzeption gebilligt hat. Es ist also keine 
Vorgabe, die die Bundesregierung gemacht hat, oder 
ein Filialkonzept der Bundesregierung, sondern die 
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Post AG hat auf Nachfrage erklärt, daß die von Ihnen 
genannten Zahlen Mindestzahlen sind, die in jedem 
Fall garantiert werden. 

Drittens. Bei der Frage der Bemessung mit 
5,5 Stunden wurde im Laufe der Diskussion insofern 
eine Verbesserung erreicht, als bei den 5,5 Stunden 
nicht nur reine, klassische postalische Leistungen zu-
grunde gelegt werden, sondern auch die Leistungen, 
die möglicherweise dadurch entstehen, daß die Post 
AG in ihren posteigenen Filialen postfremde Pro-
dukte anbietet, was ihr jetzt als Aktiengese llschaft 
möglich ist, wodurch gegebenenfalls die Mindest-
zahl von 6 000 bzw. 12 000 und 5 000 bzw. 10 000 Fi-
lialen nicht unbedingt erreicht wird. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
haben Sie noch eine Frage dazu? - Wir haben noch 
zehn Minuten insgesamt; je kürzer Sie fragen, desto 
mehr Fragen können beantwortet werden. 

Gerhard Jüttemann (PDS): Ich werde mich kurz 
fassen. - Brauchte die Deutsche Post AG die Porto-
erhöhung, um in Zukunft den Spielraum zu haben, 
den Großkunden Rabatte anbieten zu können, die 
der Bürger dann über höhere Preise tragen muß? 

Dr. Wolfgang Bötsch, Bundesminister für Post und 
Telekommunikation: Der Regulierungsrat hat in sei-
ner Sitzung die Möglichkeit eingeräumt, einen 
12prozentigen Rabatt bei entsprechender Kostensen-
kung, das heißt auch bei Leistungen, die die Kunden 
im Vorfeld etwa der Einlieferung erbringen, zu ge-
währen. 

Der Regulierungsrat war der Auffassung, daß der 
Post AG die Möglichkeit eingeräumt werden sollte, 
noch weitergehende Rabatte - es sind 17 Prozent im 
Gespräch - zu gewähren. Für den Fall, daß die Post 
AG einen solchen Antrag einbringt, habe ich zuge-
sagt, diesen bis zur nächsten Sitzung des Regulie-
rungsrates, die am 27. Januar stattfindet, wohlwol-
lend zu prüfen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Vielen Dank.  - 
Dann  rufe ich als nächsten Fragesteller den Abgeord-
neten Such auf. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident, ich frage die Bundesregierung: Bezüglich 
des sogenannten RAF-Aussteigerprogrammes gibt 
es in den Medien widersprüchliche Meinungen über 
seine Fortsetzung. Ist damit zu rechnen, daß dieses 
Programm fortgesetzt wird? Und falls Sie sagen „Es 
wird zu einem späteren Zeitpunkt darüber entschie-
den", wovon ist dies abhängig? Hat die Gestellung 
des mutmaßlichen RAF-Terro risten Seidler Einfluß 
auf diese Entscheidung? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär Lintner steht zur Verfügung. 
Bitte schön. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Such, in der Tat un-
tersucht die Bundesregierung derzeit, ob dieses Pro-
gramm beibehalten werden soll oder nicht. Es gibt 
eine ganze Reihe von Argumenten, die dafür spre-
chen. Möglicherweise gibt es aber auch Argumente, 
die dagegen anzuführen sind. Diese werden nun ge-
geneinander abgewogen. 

Natürlich spielen dabei die aktuellen Fälle, unter 
anderem auch der Fall Seidler, eine Rolle; er wird be-
wertet. Im Lichte dieser ganzen Argumentation wird 
demnächst entschieden. Ich kann Ihnen jetzt keine 
zeitliche Perspektive nennen. Es trifft aber nicht zu, 
was in den Zeitungen zu lesen war, daß darüber 
schon im Sinne eines Abbruchs entschieden worden 
sei. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Vielen Dank. - 
Als nächsten Fragesteller rufe ich den Kollegen Gan-
sel auf. 

Norbert  Gansel (SPD): Im Zusammenhang mit der 
öffentlichen Diskussion über die hochbezahlte Ne-
bentätigkeit eines hohen hessischen Richters ist be-
kanntgeworden - was wir eigentlich alle wissen 
müßten -, daß schon im Jahre 1993 der Petitionsaus-
schuß mit Beschluß eine Petition an die Bundesregie-
rung weitergereicht hat, festzulegen, daß richterli-
che Nebentätigkeiten nur noch zulässig sein sollen 
für wissenschaftliche Arbeit und für gesetzlich vorge-
schriebene Schiedsrichtertätigkeit, nicht aber für län-
gere Tätigkeiten als Gutachter für ein einziges oder 
mehrere Wirtschaftsunternehmen und auch nicht in 
anderen Fällen, die zu Interessenkollisionen führen 
können. 

Ich möchte deshalb die Bundesregierung fragen, 
ob, nachdem einzelne Regierungsmitglieder die Vor-
gänge in Hessen kommentiert haben, die Bundesre-
gierung nun erwägt, gesetzgeberisch initiativ zu wer-
den, um die Nebentätigkeit von Richtern zu kontrol-
lieren, zu reduzieren, möglicherweise in einem be-
stimmten Umfang auch zu verbieten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär Funke, bitte schön. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege Gansel, wir haben uns 
in der Tat schon 1993 mit diesen Fragen beschäftigt, 
im übrigen an Hand von Tätigkeiten, die denselben 
Richter betreffen. Wir haben damals im Petitionsaus-
schuß intensiv darüber diskutiert. Es gab eine ganze 
Reihe von beachtlichen Gründen, eine Änderung 
nicht vorzunehmen, zum einen deswegen, weil die 
Nebentätigkeiten zunächst in den Ländern zu regeln 
sind. Das gilt im übrigen auch für den Fall dieses 
Richters in Hessen. Die Bundesregierung hat zustän-
digkeitshalber nur die obersten Bundesgerichte - ich 
sage es einmal in Anführungszeichen -, zu betreuen. 

Die Nebentätigkeitsregelungen der Länder sind 
unterschiedlich, führen aber dazu, daß übermäßige 
Nebentätigkeiten von vornherein verboten sind. In- 
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soweit bestand wenigstens in den letzten Jahren 
kein Bedarf. Wir werden an Hand der Vorfälle noch 
einmal überprüfen, ob und inwieweit die Nebentä-
tigkeitsregelungen neu zu fassen sind. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine weitere 
Frage dazu? 

Norbert  Gansel (SPD): Interpretiere ich Sie richtig, 
wenn ich sage, daß auf Grund der neueren öffentli-
chen Diskussion, die dem Ruf der Unabhängigkeit 
der Justiz sicherlich geschadet hat, und im Hinblick 
auf den seinerzeitigen Beschluß des Petitionsaus-
schusses die Bundesregierung jetzt ernsthaft erwägt, 
gegebenenfalls die Nebentätigkeitsverordnung zu 
ändern oder gesetzlich initiativ zu werden? Denn es 
gibt ja auch bei den obersten Bundesgerichten - 
nicht zuletzt beim Bundesgerichtshof, zum Beispiel 
im Zusammenhang mit dem Holzschutzmittelprozeß - 
durchaus ernsthafte Befürchtungen, daß, wenn je-
mand gleichzeitig im Ge richt und als „Gutachter" 
oder als Vortragender für bestimmte Unternehmen 
tätig ist, eine Interessenkollision herbeigeführt wird. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege Gansel, das klingt sehr 
gut, was Sie sagen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das ist 
auch gut!)  

Aber es gibt eine Reihe von gesetzlichen Festlegun-
gen, zum Beispiel im Bet riebsverfassungsgesetz, in 
dem ausdrücklich steht, daß Arbeitsrichter die Eini-
gungsstellen leiten müssen. 

(Norbert  Gansel [SPD]: Das wollen wir ja 
auch ausnehmen; das soll ja auch so blei

-

ben!) 

Sehen Sie, es gibt durchaus Arbeitsrichter, die ihr Ta-
schengeld eher vom Staat bekommen. Das muß man 
ja auch sehen. Man muß ebenfalls sehen, daß wis-
senschaftliche Arbeiten, zum Beispiel bei der Bear-
beitung von Kommentaren und ähnlichem, durchaus 
auch von der Regierung gewünscht werden. 

Im übrigen muß man bedenken, daß auch Richter 
über Freizeit verfügen und einen Anspruch darauf 
haben, während ihrer Freizeit Tätigkeiten nachzuge-
hen, die gegebenenfalls bezahlt werden, genauso 
wie jeder andere, der einen Beruf ausübt, dies tun 
kann. Wir müssen also an Hand der grundgesetzlich 
verbürgten Freiheiten abwägen, und wir müssen 
ebenfalls abwägen: Kann unter Umständen ein Scha-
den für die Justiz - Sie haben das eben selber 
erwähnt - entstehen? Zwischen dieser Scylla und 
Charybdis müssen wir durch und müssen versuchen, 
eine Lösung zu finden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Als nächsten 
Fragesteller rufe ich den Kollegen Metzger auf. 

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident, ich habe Fragen an die Bundesregie-
rung in Sachen Lufthansaprivatisierung. Mich inter-

essiert erstens, welche Mittel erlöst werden, wenn 
das Platzhaltermodell greift, wenn also die Kreditan-
stalt für Wiederaufbau als bundeseigene Bank die 
Aktien übernimmt und damit die Restprivatisierung 
durchführt. 

Zum zweiten: Wie stellt sich die Bundesregierung 
dazu, daß Leute, die vom Aktiengeschäft Bescheid 
wissen, sagen, daß dann, wenn die Lufthansa die Pri-
vatisierungsauflagen der EU erfüllen soll, 
50,1 Prozent der künftigen Anteilseigner in jedem 
Fall Deutsche sein müssen, weil sonst die Landerech-
te verlorengehen? Eine solche Namensaktienausga-
be würde dazu führen, daß die Aktien zu geringeren 
Preisen gehandelt und nur Erlöse erzielt würden, die 
bis zu 20 Prozent unter dem Marktpreis lägen. 

Um das gleich als Paket zu schnüren, füge ich eine 
dritte Frage an: Führt diese Lösung dazu, daß die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau einen „echten" Preis 
für die Lufthansaaktien zahlt und daß dann, wenn 
die KfW im nächsten Jahr tatsächlich endgültig pri-
vatisiert wird, die sich wegen der schlechteren Er-
tragserlöse für Namensaktien ergebenden Verluste 
von etwa 20 Prozent - bei 3 Milliarden DM wären das 
600 Millionen DM - bei der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau verbleiben? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Darf ich fra-
gen, wer für die Regierung antworten will? - Nie-
mand. 

(Heiterkeit) 

Dann muß Minister Bohl antworten. 

(Otto Schily [SPD]: Die Frage bringt die 
Regierung in Verlegenheit!) 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Die Regierung kommt nie in Verlegenheit. 

Es handelt sich um derart detail lierte Fragen - Kol-
lege Metzger ist ja für seinen Kenntnisreichtum be-
kannt -, daß ich Sie um Nachsicht bitten muß, wenn 
wir uns erlauben, diese Fragen schriftlich zu beant-
worten. Es wird Sie einer der Staatssekretäre des Fi-
nanzministeriums anrufen. 

Ich kann nur sagen, daß wir die mit dem Platzhal-
termodell zusammenhängenden Fragen sorgsam 
prüfen, weil wir sehr wohl die Auswirkungen im 
Blick auf Maastricht bedenken. Das Platzhaltermo-
dell kostet, wie Sie sehr viel besser als ich wissen, zu-
sätzlich Geld. Das muß alles abgewogen und be-
dacht werden. Dieser Entscheidungsprozeß ist nach 
meiner Kenntnis noch nicht ganz abgeschlossen. 
Aber soweit wir Sie informieren können, wird das 
heute nachmittag telefonisch geschehen. 

(Oswald Metzger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Okay, alles klar! - Otto Schily [SPD]: 
Das war ein Volltreffer, die Frage!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Meine verehr-
ten Kollegen, damit ist die Zeit, die für die Befragung 
der Bundesregierung vorgesehen ist, abgelaufen. 
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde (2 Stunden) 

- Drucksachen 13/6355, 13/6377 - 

Wir kommen zunächst zu den Dringlichen Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes. Wir beginnen nach der Be-
antwortung der Dringlichen Fragen mit der Beant-
wortung der Fragen 36 und 37. Die Fragen 38 und 39 
werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. Anschließend kommen 
wir zur Frage 56 aus dem Bereich des Bundesmi-
nisters des Innern. 

Ich rufe also zunächst die Dringliche Frage 1 des 
Abgeordneten Beck auf: 

Inwieweit treffen aktuelle Pressemeldungen zu (u. a. „Der 
Spiegel" und „Bild" vom 2. Dezember 1996), wonach sich der 
Staatsminister im Bundeskanzleramt Be rnd Schmidbauer im 
Frühjahr 1996 unter Mitwirkung des Privatagenten Werner 
Mauss um die Freilassung dreier in Kolumbien entführter argen-
tinischer Mitarbeiter der argentinischen Stahlfirma Techint be-
müht habe, welche intensive Geschäftsbeziehungen zum Unter-
nehmen Mannesmann Demag unterhält, und daß Staatsminister 
Bernd Schmidbauer Techint zu diesem Zweck die Zahlung von 
3,5 Millionen US-Dollar Lösegeld einschließlich einer Provision 
für Werner Mauss vorgeschlagen habe, und in Verfolgung wel-
cher außenpolitischen Anliegen der Bundesrepublik Deutsch-
land sah sich Staatsminister Bernd Schmidbauer zu dieser Initia-
tive veranlaßt? 

Bitte schön, Herr Staatsminister Schmidbauer. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Beck, die in Ihrer Frage lie-
gende Behauptung, ich hätte die Zahlung eines Lö-
segelds vorgeschlagen, trifft nicht zu. Richtig ist, daß 
ich im Frühjahr 1996 von argentinischen Regierungs-
stellen über die Entführung von drei Ingenieuren der 
argentinischen Firma Techint in Kolumbien infor-
miert wurde. In anschließenden Gesprächen mit ar-
gentinischen Regierungsstellen und der betroffenen 
Firma habe ich nach Lösungen zur Freilassung der 
Ingenieure gesucht. Dabei spielte auch die schwere 
Krankheit eines der Entführten eine Rolle. 

Anschließend haben zwischen Techint und Herrn 
Mauss bilaterale Gespräche stattgefunden. Nach 
meiner Kenntnis wurde Herr Mauss dabei gebeten, 
eine Freilassung der Ingenieure auf dem Verhand-
lungswege zu erreichen. Die Bemühungen konnten 
im Juni 1996 erfolgreich abgeschlossen werden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Haben Sie eine 
Zusatzfrage, Herr Kollege Beck? - Bitte schön. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Können Sie uns erklären, wie argentinische Unter-
nehmen überhaupt auf die Idee kommen, sich in ei-
nem solchen Fall an die Bundesregierung bzw. an 
das Bundeskanzleramt zu wenden, um in dieser 
Frage zu vermitteln? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich gehe davon aus, daß Geschäftsverbin-
dungen der Firma zu anderen Firmen, die von Gei-
selnahmen betroffen sind, der Grund dafür sind, daß  

sich ein Land wie Argentinien, mit dem wir hervorra-
gende Kontakte haben, mit der Bitte um Hilfe an uns 
gewandt hat. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre zweite Zu-
satzfrage, bitte schön. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
In welchem Ausmaß haben Sie sich an der Vermitt-
lung in dieser Geiselaffäre beteiligt, und ab wann 
war der Bundeskanzler über Ihre Tätigkeiten infor-
miert? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Zum letzten Teil Ihrer Frage: Der Bundes-
kanzler ist über diese Dinge nicht informiert worden. 
Er kannte die Gespräche, die im Hinblick auf die  Pro-
blematik von Geiseln geführt wurden. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und zum ersten Teil?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Eine Zusatz-
frage des Kollegen Gansel, bitte schön. 

Norbert Gansel (SPD): Herr Staatsminister, der 
„Spiegel" zitiert in seiner letzten Ausgabe das 
Schreiben der argentinischen Firma, das bei der Fest-
nahme von Herrn Mauss in Kolumbien beschlag-
nahmt worden sein soll. Darin heißt es, daß ein Ge-
samtpaket mit einem Volumen von 3,5 Millionen US- 
Dollar ausgemacht worden sei. Ich zitiere: 

Es enthält folgendes: I. Die Freilassung der drei 
Männer, II. die Kosten für Atlanta, 

- das ist der Deckname von Mauss - 

und III. die Friedensvereinbarung. Dieser Vor-
schlag, der dem Botschafter Keller Sarmiento von 
Herrn Schmidbauer unterbreitet und von Atlanta 
in Punkt 1 Ihres Schreibens vom 14. Mai 1996 be-
stätigt wurde, wurde grundsätzlich von Techint 
akzeptiert. 

Ist dieser Sachverhalt in allen drei Punkten zutref-
fend, oder ist er falsch dargestellt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Der Sachverhalt ist hinsichtlich der Position, 
die mich betrifft, nicht zutreffend. Ich habe eben ge-
sagt, daß die Behauptung über Vorschläge zur Zah-
lung eines Lösegeldes und die Vorschläge, die do rt 

 gemacht wurden, nicht zutreffen. Ich habe ausge-
führt: Richtig ist, daß argentinische Regierungsstel-
len Gespräche mit mir geführt haben, daß die Firma 
dabei war und die Gesamtsituation diskutiert wurde. 
Ich war aber weder bei der Festlegung der Lösegeld

-

höhe - wie käme ich auch dazu? - noch bei anderen 
einzelnen Punkten eingeschaltet. Diese sind ohne 
mein Mittun in bilateralen Gesprächen behandelt 
worden. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Such, Sie haben die nächste Zusatzfrage. 
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Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, waren die besonderen Beziehungen 
zwischen dem deutschen Staatsminister des Kanzler-
amtes, also Ihnen, und der kolumbianischen Gueri lla 
in Kolumbien so bekannt, daß sich die Verantwortli-
chen nicht eines deutschen, sondern eines argentini-
schen Unternehmens selber auf der Suche nach ei-
nem Vermittler für die Geldübergabe im kolumbiani-
schen Urwald nach Bonn bemühten? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich kann Ihnen dazu keine Antwort geben. 
Ich habe sehr präzise gesagt, was in diesem Zusam-
menhang zu sagen war. Das entspricht nicht dem, 
was irgendwo behauptet wurde. Richtig ist vielmehr 
das, was ich eben in der Antwort auf die Frage 1 des 
Kollegen Beck ausgeführt habe. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Bachmaier, bitte. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, 
Sie haben eben erwähnt, daß der Bundeskanzler 
über die Befreiungsaktionen unterrichtet war. Könn-
ten Sie uns sagen, wie konkret der Bundeskanzler 
über welche Aktionen und inwieweit er über die Ein-
schaltung des Agenten Mauss informiert war? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Bachmaier, diese Fragen kom-
men alle wieder. Ich bin gern bereit, darauf zu ant-
worten, bitte aber um entsprechende Nachsicht, 
nach Beantwortung der konkret gestellten Fragen 
nicht noch einmal antworten zu müssen. 

Ich sagte, daß der Bundeskanzler nur im allgemei-
nen über die Frage der Geiseln und die Bemühungen 
der Bundesregierung informiert war, solche Geisel-
nahmen zu beenden und dafür zu sorgen, daß Staats-
bürger nach Hause zurückkehren können. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Lippelt. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatsminister, wenn ich das recht verstehe, hat 
sich die Firma Techint nicht etwa an Herrn Mauss ge-
wandt, obwohl seine Tätigkeit im Zusammenhang 
mit Geiselbefreiungen bekannt war und auch der 
Grund dafür war. Weshalb ging Techint den Weg 
über Sie? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Lippelt, ich habe ausgeführt, 
daß es nicht die Firma Techint war, sondern daß es 
Regierungsstellen waren, die uns - auf Grund unse-
rer Erfahrung mit den Befreiungen - gebeten haben, 
zu helfen, entsprechende Konsequenzen zu ziehen. 
Ich gehe auch davon aus, daß Herr Mauss mit der 
Firma Techint Kontakte hatte. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Catenhusen, hatten Sie sich gemeldet? - Bitte schön. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Herr Staatsmi-
nister, wie können Sie uns erklären, daß es in einem 
in den Unterlagen von Herrn Mauss beschlagnahm-
ten Schreiben der Firma Techint vom 31. Mai - das ist 
wichtig für unseren Zusammenhang - auch heißt, 
daß es dort  um eine Friedensvereinbarung ging? Da 
heißt es wörtlich: 

Dieser Vorschlag, der dem Botschafter Keller Sar-
miento von Herrn Schmidbauer unterbreitet und 
von Atlanta in Punkt 1 Ihres Schreibens vom 
14. Mai 1996 bestätigt wurde, wurde grundsätz-
lich von Techint akzeptiert. 

Könnten Sie uns diesen Zusammenhang erklären 
und auch sagen, wann dieser Vorschlag von Ihnen in 
welchem Zusammenhang unterbreitet worden ist? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich kenne keinen solchen Vorschlag, was 
die Firma Techint oder was irgendwelche anderen 
Zitate anlangt. In einem anderen Zusammenhang 
sind Sondierungsgespräche im Hinblick auf Frie-
densgespräche geführt worden. Das hat bei diesen 
Gesprächen mit der Firma Techint und den argentini-
schen Regierungsstellen keine Rolle gespielt. Ich 
habe diesen B rief nicht geschrieben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Es gibt keine 
weiteren Zusatzfragen. Dann rufe ich die Frage 2 des 
Abgeordneten Beck auf: 

Inwieweit treffen aktuelle Pressemeldungen („El Espectador" 
vom 1. Dezember 1996, dpa vom 2. Dezember 1996 und „Die Ta-
geszeitung" vom 3. Dezember 1996) zu, wonach sich der Staats-
minister im Bundeskanzleramt, Be rnd Schmidbauer, auf Initiati-
ve des Privatagenten We rner Mauss am 29. Mai und Anfang Ju-
ni 1996 mit einem Beauftragten des kolumbianischen Präsiden-
ten ge troffen und dabei ein inoffizielles schriftliches Angebot an 
die kolumbianischen Drogenhändler entworfen habe, worin die-
sen u. a. garantiert wird, bei Selbstgestellung nicht an die USA 
ausgeliefert zu werden und Teile ihres Vermögens zur Grün-
dung einer neuen persönlichen und beruflichen Existenz im 
Ausland behalten zu dürfen, und inwiefern trifft es weiter zu, 
daß trotz klarer Ablehnung dieser Initiative durch den kolumbia-
nischen Präsidenten Staatsminister Bernd Schmidbauer seinen 
Vorschlag weiterverfolgt und dafür auch die Unterstützung der 
Bundesregierung zugesagt habe, und zwar dem ehemaligen ko-
lumbianischen Botschafter Villamil Chaux zufolge mit der Be-
gründung, „damit die USA am Friedensprozeß mitwirken, statt 
diesen zu stören"? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Es ist richtig, daß ich mich am 29. Mai und 
am 14. Juni 1996 mit Beauftragten des kolumbiani-
schen Präsidenten getroffen habe. Unzutreffend ist 
aber, daß ich bei diesen Gesprächen „ein inoffizielles 
schriftliches Angebot an die kolumbianischen Dro-
genhändler" mit dem in der Frage beschriebenen In-
halt entworfen habe. 

Gegenstand der Gespräche war vielmehr die Erör-
terung der Lage in Kolumbien. Daß dabei auch die 
Drogenproblematik zur Sprache kam, ist angesichts 
der Situation in Kolumbien nicht zu vermeiden. Nach 
meiner Erinnerung wurden von einzelnen Ge-
sprächsteilnehmern auch Vorstellungen dazu entwik-
kelt, mit welchen Ansätzen der Drogenkriminalität in 
Kolumbien Einhalt geboten werden könnte. Zu ir- 
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gendwelchen Absprachen oder konkreten Angebo-
ten von meiner Seite ist es nicht gekommen. Insge-
samt handelte es sich um Sondierungsgespräche 
über die Vorstellungen der Beteiligten, die als 
Grundlage für spätere Friedensgespräche dienen 
sollten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Beck, bitte sehr. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Trifft es zu, daß die in der kolumbianischen Zeitung 
„El Espectador" näher beschriebenen Treffen zum 
Teil im Bundeskanzleramt stattfanden, wer nahm an 
diesen Treffen außer Ihnen, Herr Staatsminister, noch 
teil, und wußte der Bundeskanzler von diesen Tref-
fen in seinem Hause? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Das letztere habe ich bereits vorhin beant-
wortet. Ich glaube nicht, daß der Bundeskanzler über 
jedes Gespräch, das im Bundeskanzleramt geführt 
wird, von uns informiert wird. Er wird insgesamt in-
formiert. Das hat auch sehr gut funktioniert. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Diese Gespräche sind ja nicht 

ohne jegliche Bedeutung!) 

- Ich sage Ihnen: Es haben andere Gespräche von 
viel größerer Bedeutung stattgefunden, über die wir 
uns austauschen müssen, als dieses Gespräch, zu 
dem ich Ihnen bereits bei meiner Antwort auf die 
vorige Frage ausgeführt habe, daß es Beauftragte des 
kolumbianischen Präsidenten waren. Meiner Erinne-
rung nach waren am 29. Mai neben mir Herr Mauss 
und mit Sicherheit eine Dolmetscherin dabei. 

(Günter Verheugen [SPD]: Seine Frau?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Sie haben noch 
eine zweite Frage. Bitte schön. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wer hat die Kosten dieses Treffens, insbesondere die 
Reisekosten der verschiedenen Teilnehmer, über-
nommen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und besteht ein Zusammenhang zwischen dieser 
recht außergewöhnlichen Initiative und der Vermitt-
lertätigkeit des Herrn Mauss einerseits und verschie-
denen Exportaufträgen für Siemens und weitere 
deutsche Firmen andererseits? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Über letzteres kann ich Ihnen gar nichts sa-
gen. Über die Reisekosten kann ich ebenfalls nichts 
sagen. Ich kann nur ausschließen, daß das Bundes-
kanzleramt die Reisekosten erstattet hat. Das gilt für 
alle Teilnehmer. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich möchte die 
weiteren Zusatzfragesteller bitten, zu prüfen, ob ihre 
Zusatzfrage vielleicht besser bei der Dringlichen 

Frage 3 gestellt wird. Wir werden es gleich feststel-
len. 

Herr Kollege Gansel, Sie sind der nächste. Bitte, 
Herr Gansel. 

Norbert Gansel (SPD): Herr Staatsminister, Sie ha-
ben eben das Treffen mit Herrn Mauss und einem ko-
lumbianischen Beauftragten im Kanzleramt am 
29. Mai bestätigt. Erstens. Macht es Sie nicht nach-
denklich oder müssen Sie nicht Schlüsse daraus zie-
hen, daß das Schreiben von Techint vom 31. Mai da-
tiert, also nur zwei Tage danach erstellt wurde, und 
daß Herr Mauss sich darin auf eine Friedensinitiative 
von Ihrer Seite beruft, obwohl es nach Ihren Anga-
ben noch gar keine solchen Gespräche im Kanzler-
amt über Friedensinitiativen gegeben haben soll? 
Das ist ja ein erstaunlich prophetischer B rief. 

Zweitens. Trifft es zu, daß die Dolmetscherin, von 
der Sie gesprochen haben, Frau Mauss gewesen ist, 
und, wenn ja, warum sagen Sie uns das dann nicht? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die zweite 
Frage, die Sie stellen, gehört zu der Dringlichen 
Frage 3. 

(Norbert  Gansel [SPD]: Die Dolmetscherin 
ist ja angesprochen worden!) 

- Entschuldigen Sie bitte, Herr Kollege Gansel, das 
ist exakt der Punkt, zu dem der Kollege Schily seine 
Frage gestellt hat. Darum können wir das jetzt weg-
lassen. 

(Norbert Gansel [SPD]: Okay, akzeptiert!) 

Herr Staatsminister, bitte schön. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Gansel, ich habe ausgeführt, 
daß es verschiedene Sondierungsgespräche gegeben 
hat. Dies waren nicht die einzigen Sondierungsge-
spräche, die in diesem Zusammenhang geführt wur-
den. Dabei ging es nicht um Friedensverhandlungen, 
sondern um die Möglichkeit, Friedensverhandlun-
gen zu einem bestimmten Zeitpunkt in Gang zu brin-
gen. Insofern sehe ich keinen Widerspruch. Im übri-
gen habe ich auch auf den zweiten Termin am 
14.. Juni hingewiesen. 

Dolmetscher waren nicht nötig - Frau Mauss war 
im übrigen dabei -, denn der Beauftragte des Präsi-
denten spricht Deutsch. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Warum 
war sie denn dann da?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Voigt, Ihre Frage, bitte schön. 

Karsten D. Voigt (Frankfu rt) (SPD): Herr Staatsmi-
nister, wie können Sie erklären und aus der Ge-
schäftsverteilung im Bundeskabinett heraus rechtfer-
tigen, daß bei einem Gespräch zur Vorbereitung von 
Friedensgesprächen, einer genuin außenpolitischen 
Aufgabe in bezug auf Kolumbien, der Agent Mauss 
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dabei war, aber ein Vertreter des Auswärtigen Amtes 
von Ihnen nicht erwähnt wird, und wie ist die Feder-
führung des Bundesaußenministers, der angeblich 
für die Außenpolitik federführend zuständig sein soll, 
in Ihren weiteren Gespräche gewährleistet worden? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Voigt, das ist eine Frage, die mehrfach 
auftaucht. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das ist 
kein Wunder! - Heiterkeit bei der SPD) 

Ich bin gerne bereit, dazu Stellung zu nehmen. 

Ich habe gesagt, daß es viele verschiedene Sondie-
rungsgespräche gegeben hat. Dies finde ich über-
haupt nicht dazu angetan, hier entsprechende Reak-
tionen mir gegenüber vorzubringen. 

Ich sage in allem Ernst, daß es viele solcher Sondie-
rungsgespräche gegeben hat und daß auch das Aus-
wärtige Amt über die Vorbereitungen, die zu Frie-
dengesprächen führen sollten bis hin zu dem Ge-
spräch im Oktober, bei dem zum erstenmal wirklich 
sondiert wurde, und zwar unter dem Dach der Bi-
schofskonferenz, und über solche Sondierungsge-
spräche informiert wurde. Es ist nicht üblich, daß sich 
bei allen Gesprächen, die eine bestimmte Richtung 
und Bedeutung haben, die anderen Resso rts einstel-
len und daran teilhaben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die nächste 
Zusatzfrage hat der Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Schmidbauer, bei 
dem Gespräch, bei dem Herr Mauss zugegen war, ist 
Herr Mauss den übrigen Gesprächspartnern als Herr 
Mauss vorgestellt worden, und haben Sie Ihre Ge-
sprächspartner über die Aufgaben und Aktivitäten 
des Herrn Mauss informiert? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Das entzieht sich meiner Kenntnis, Herr Kol-
lege Schily. Er ist nicht unter dem Namen Mauss auf-
getreten, da er aber Beziehungen zu den verschiede-
nen Gesprächspartnern hatte, nehme ich an, daß sie 
über die Person Mauss Kenntnis hatten. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Norbert  Gansel [SPD]: Hat 

seine Frau ihn wenigstens erkannt?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die nächste 
Zusatzfrage hat der Kollege Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, inwieweit trifft die Meldung der Zei-
tung „El Espectador" vom 1. Dezember 1996 zu, wo-
nach Bundeskanzler Kohl per B rief vom 18. Mai 1996 
an den kolumbianischen Präsidenten Samper Sie als 
seinen Beauftragten für die Organisation eines Frie-
densdialoges benannt hat, und inwieweit hat der 
Bundeskanzler von Ihren nachfolgenden Aktivitäten 
Kenntnis erhalten bzw. darauf Einfluß genommen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Der Bundeskanzler war über die Sondie-
rungsgespräche, die zu Friedensgesprächen hinfüh-
ren sollten, informiert. Von dem B rief, den Sie zitie-
ren, ist mir nichts bekannt. Ich habe „El Espectador" 
vom 1. Dezember daraufhin auch nicht gelesen. Sie 
sagen es, aber mir ist dieser B rief nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe den 
Kollegen Verheugen auf. 

Günter Verheugen (SPD): Herr Staatsminister, ha-
ben Sie den kolumbianischen Innenminister, der Ihr 
Gast bei einem der Gespräche war, über die Sie be-
richten und bei denen Herr Möllner alias Mauss oder 
Mauss alias Möllner zugegen war, darüber unterrich-
tet, daß der Agent Mauss mit Ihrem Wissen und mög-
licherweise sogar in Ihrem Auftrag noch andere Akti-
vitäten in Kolumbien unternehmen sollte als die bei 
dieser Gelegenheit besprochenen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich habe die humanitäre Seite in diesen Ge-
sprächen vermieden und die Notwendigkeit, diese 
Fragen zu lösen, nicht erläutert, Herr Kollege Ver-
heugen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Catenhusen. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Herr Staatsmini-
ster, wie viele Gespräche hat es zwischen Ihnen und 
Herrn Mauss oder zwischen Ihnen und Dritten unter 
Beteiligung von Herrn Mauss in den Monaten April, 
Mai und Juni 1996 gegeben? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
ich bezweifle, ob selbst bei großzügiger Auslegung 
ein Sachzusammenhang da ist. Es kommen noch 
viele Fragen dieser Art . Herr Staatsminister Schmid-
bauer, ich stelle Ihnen die Beantwortung dieser 
Frage anheim. 

(Karsten D. Voigt [Frankfu rt] [SPD]: Ein per

-

soneller Zusammenhang, weniger ein Sach

-

zusammenhang!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Personell hän-
gen alle Fragen zusammen. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich nehme an, daß es etwa sechs Gespräche 
waren, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe die Zu-
satzfrage des Kollegen Lippelt auf, bitte schön. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatsminister, Sie haben soeben betont, daß 
bei dieser Gelegenheit die humanitären Tätigkeiten 
des Herrn Mauss nicht zur Sprache gekommen sind. 
Wie steht es mit dem Hintergrund seiner wirtschafts-
vermittelnden Tätigkeiten, oder waren diese den ko- 
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lumbianischen Gesprächspartnern ohnehin bekannt, 
weil sie von den Schmiergeldern, mit denen er ne-
benbei hantierte, wußten? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Lippelt, diese Frage kann ich 
nicht beantworten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe den 
Kollegen Bachmaier auf. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, 
Sie sprachen gerade davon, daß sich Herr Mauss an 
ungefähr sechs Gesprächen beteiligte. Würden Sie 
uns sagen, um welche Gespräche mit wem und unter 
wessen Teilnahme es sich konkret gehandelt hat? 
War an diesen Gesprächen auch Frau Mauss betei-
ligt? 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Bachmaier, ich muß Ihnen sagen: Wenn Sie die 
Frage 2 durchlesen, 

(Hermann Bachmaier [SPD]: Das schließt 
sich direkt an, Herr Präsident!) 

dann ist diese Ausweitung eigentlich nicht mehr mit 
einer Zusatzfrage gedeckt. Das muß ich Ihnen wirk-
lich sagen. 

(Hermann Bachmaier [SPD]: Ich kann sie 
auch nachher stellen!) 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler:. Herr Kollege Bachmaier, ich kann Ihnen 
jetzt aus der Hand diese sehr komplizierte Frage 
nicht beantworten. Ich bin aber gern bereit, eine Auf-
stellung zu machen und sie Ihnen zu geben. 

(Hermann Bachmaier [SPD]: Auch alle 
Details! - Zuruf von der CDU/CSU: Das 

muß aber nicht sein!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Hofmann, die nächste Zusatzfrage. 

Frank Hofmann (Volkach) (SPD): Herr Staatsmi-
nister, haben Sie bei Ihrem Treffen mit dem kolum-
bianischen Innenminister die Möglichkeit genutzt, 
darauf hinzuweisen, daß ein möglicher Freikauf ge-
gen kolumbianisches Recht verstoßen könnte, und 
haben Sie ihn dabei darauf aufmerksam gemacht, 
daß man im Rahmen der humanitären Fragen viel-
leicht eine Möglichkeit hat, um aus dieser Sache her-
auszukommen? 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, wir haben bei diesem Ge-
spräch auch die Geiseln in Kolumbien angesprochen. 
Wir waren mit keinem konkreten Fall beschäftigt. 
Bei dem ersten Fall, den wir gelöst haben, haben wir 
die kolumbianische Regierung auf dieses Problem  

hingewiesen. Es versteht sich von ganz allein, daß 
bei humanitären Maßnahmen wie der Geiselbefrei-
ung, die wir eingeleitet haben, auf Grund der Erfah-
rungen, die wir bei entsprechenden Befreiungen ge-
macht haben, Dritte nicht verständigt werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es gibt keine 
weitere Zusatzfrage. 

Wir kommen zur Dringlichen Frage 3 des Abgeord-
neten Otto Schily: 

Kann die Bundesregierung die Darstellung über die Aktivitä-
ten des Privatagenten Werner Mauss in dem Bericht des Nach-
richtenmagazins „Der Spiegel", Ausgabe vom 2. Dezember 
1996, Nr. 49/1996 auf S. 159f. unter der Überschrift „Überall 
Deutschland" bestätigen, wonach u. a. dem Ehepaar Mauss 
schriftlich von der deutschen Botschaft in Bogota bestätigt wor-
den sei, es befinde sich „in offizieller Mission" in Kolumbien, 
wonach ihm von der deutschen Botschaft in Bogota Pässe mit fal-
schen Identitäten ausgestellt worden seien und wonach der 
Staatsminister im Bundeskanzleramt Be rnd Schmidbauer, zu ei-
nem Gespräch mit dem kolumbianischen Staatspräsidenten Er-
nesto Samper Ida Mauss, die Ehefrau des Privatagenten Werner 
Mauss, als Dolmetscherin hinzugezogen hat? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, es trifft zu, daß dem Ehe-
paar Mauss im Rahmen der humanitären Bemühun-
gen der Bundesregierung in der deutschen Botschaft 
in Bogota zwei Pässe und konsularische Schutzbriefe 
ausgestellt worden sind. Darin wird dem Ehepaar be-
stätigt, daß es sich in offizieller Mission in Kolumbien 
aufhält. Schließlich trifft es auch zu, daß Frau Mauss 
bei einem Gespräch zwischen dem kolumbianischen 
Staatspräsidenten Ernesto Samper und mir zeitweise 
als Dolmetscherin tätig war. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Mauss - - 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

Das war eine schöne Freudsche Fehlleistung. Eine 
solche Verwechslung kann einem schon unterlaufen. 

Herr Kollege Schmidbauer, auf Grund welcher Zu-
ständigkeit und auf welcher Rechtsgrundlage haben 
Sie diese Maßnahmen, von denen Sie gerade berich-
tet haben - Aufenthalt in offizieller Mission und Er-
teilung von Pässen -, getroffen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, diese habe nicht ich getroffen, 
sondern dies hat das Auswärtige Amt als Weisung an 
die Botschaft gegeben. Ich stehe aber im Hinblick 
auf die Maßnahmen, die notwendig waren, hinter ei-
ner solchen Entscheidung. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Otto Schily (SPD): Ich möchte nur darauf hinwei-
sen, daß ich nach der rechtlichen Grundlage des 
Handelns gefragt habe. Vielleicht ist Herr Schmid-
bauer so liebenswürdig, im Rahmen der ersten Zu-
satzfrage auch diese Frage zu beantworten. 
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Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, wir sind davon ausge-
gangen, daß es bei der Befreiung der Geisel in Ko-
lumbien zu einer erhöhten Gefährdung kommt. Es 
wurde dann entschieden und die Weisung vom Aus-
wärtigen Amt an die Botschaft gegeben, daß man 
entsprechend verfahren solle. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann kommen 
wir zur Zusatzfrage des Kollegen Gansel. 

(Otto Schily [SPD]: Moment! Moment!) 

- Nein, Sie haben zwei Fragen gestellt. Dies gilt un-
abhängig davon, ob die erste Frage zu Ihrer Zufrie-
denheit beantwortet worden ist. Das ist nicht mein 
Problem. Ich habe die Antworten nicht zu bewe rten. 
In der Fragestunde ist es nun einmal so. Es tut mir 
leid. 

Herr Kollege Gansel, bitte. 

Norbert Gansel (SPD): Da der Kollege Schily da-
nach gefragt hat, ob es zutrifft, daß Privatagent Wer-
ner Mauss seit 1984 mit Unterstützung der Bundesre-
gierung wie ein BND-Mitarbeiter behandelt worden 
ist, möchte ich fragen, ob es zutrifft, was der „Spie-
gel" vor einiger Zeit berichtet hat, daß Herr Mauss 
auch bei seinem Aufenthalt in Genf im Oktober 1987 
mit Zustimmung der Bundesregierung mit mehreren 
falschen Pässen ausgerüstet war und ob Herr Mauss 
die Pässe nach diesem Einsatz wieder zurückgege-
ben hat. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Da dies bereits Dringliche Frage 4 betrifft, 
darf ich vielleicht die Frage 4 beantworten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Nein. Es gibt 
noch zu viele Zusatzfragen zur Dringlichen Frage 3. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich will  das separat beantworten. 

(Norbert  Gansel [SPD]: Herr Präsident, ich 
bitte um Entschuldigung! Ich war ein biß

-

chen vorschnell!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Sie waren schon 
eine Frage weiter. Okay. 

Dann ist jetzt Kollege Such dran. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, inwieweit treffen die Berichte der 
„Frankfurter Rundschau" vom 28. November und 
vom 3. Dezember 1996 sowie des „Focus" vom 
2. Dezember 1996 zu, wonach der ehemalige BND- 
Oberst Philipp Mauss einen Paß besorgt, mit seiner 
Identität versehen und dessen Verlängerung 1993 
veranlaßt habe, weswegen der BND im gleichen Jahr 
disziplinar ermittelt habe, ohne jedoch den Paß von 
Mauss einzuziehen, und inwieweit hat Philipp, des-
sen Sicherheitsunternehmen der BND 1991 mit der 
Betreuung des Ehepaars Schalck-Golodkowski  

schon einmal beauftragt hatte, wiederum mit Wissen 
und Willen des BND gehandelt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Such, ich kann Ihnen auf diese 
Frage hier keine Antwort geben. Ich will Ihnen aber 
sagen, daß es - ohne daß ich die Presse jetzt selber 
kontrollieren kann, ob es richtig zitiert ist - einen sol-
chen Vorgang gegeben hat, der aufgeklärt ist und 
der dem entsprechenden Gremium ausführlich be-
richtet wird. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: „Wird"!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Beck, bitte. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Schmidbauer, wie verträgt sich die offi-
zielle Mission des Herrn Mauss mit der Politik der 
Bundesregierung zur Bekämpfung der Korruption 
weltweit angesichts der Tatsache, daß Presseberich-
ten zufolge Herr Mauss im Zusammenhang mit 
Schmiergeldzahlungen im Rahmen des U-Bahn-Pro-
jektes und des Einwohnermeldeamt-Projektes der 
Firma Siemens in Kolumbien stehen soll? 

(Uta Titze-Stecher [SPD]: Schmiergelder 
sind absetzbar!) 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Sie stellen mir Fragen, die ich so eigentlich 
nicht beantworten kann. Herr Mauss ist mit unserem 
Wissen in humanitären Aktionen unterwegs gewe-
sen. Er hat die entsprechenden Unterstützungen be-
kommen. Das ist der Teil, der mich betrifft. Dies wa-
ren humanitäre Aktionen. Über andere Aktivitäten 
sind wir offiziell nicht in Kenntnis gesetzt worden. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So etwas prüfen Sie auch nicht?) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Scholz, ich war mir nicht sicher: War das eine Wo rt

-meldung? - Dann wären jetzt Sie dran. 

Dr. Rupert  Scholz (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
ich darf an die Frage anschließen, die Herr Schily ge-
stellt hat. Herr Schily hat nach Rechtsgrundlagen ge-
fragt. Teilen Sie mit mir die Auffassung, daß es zu 
den vornehmsten und primären Rechtspflichten ei-
nes Staates gehört, seine Bürger auch vor internatio-
naler organisierter Kriminalität zu schützen, daß man 
hier im Notfall auch Nothilfe leisten muß und daß 
dies eine unmittelbare rechtsstaatliche Rechtsgrund-
lage wie Rechtspflicht unseres Gemeinwesens ist? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Wenn Sie das sagen, Herr Kollege Scholz, 
dann bin ich davon überzeugt. 

Aber ich will noch weiter gehen und sagen, daß 
über Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts eine Prüfung entsprechender Verhaltenswei-
sen stattfinden kann, die in einem konkreten Fall zu 
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entsprechenden Ergebnissen gekommen ist. Aber 
das muß ich dem Rechtsanwalt Schily nicht sagen. Es 
ist eigentlich auch nicht mein Metier, diese Dinge zu 
prüfen. Ich gehe davon aus, daß Sie vollständig recht 
haben. 

(Otto Schily [SPD]: Doch Ihr Metier! Wenn 
Sie tätig werden, müssen Sie sich schon 
über die Rechtsgrundlagen vergewissern!) 

- Wir haben das geprüft, Herr Kollege Schily. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Verheugen. 

Günter Verheugen (SPD): Dann möchte ich sehr 
konkret fragen, Herr Kollege Schmidbauer: War die 
Berufung auf einen übergesetzlichen Notstand oder 
eine Nothilfe die Rechtsgrundlage der Weisung des 
Auswärtigen Amtes an die Botschaft in Bogota, dem 
Ehepaar Mauss echte Pässe mit falscher Identität 
auszustellen, Privatpersonen wohlgemerkt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich habe vorhin die Situation in Kolumbien 
erwähnt und habe sie heute auch im Auswärtigen 
Ausschuß ausführlich erläutert: Maßstäbe, die man 
an westliche Länder oder auch an Länder in anderen 
Erdteilen anlegt, sind hier nicht angebracht. Viel-
mehr sehen wir deutlich, welche dramatische Zuspit-
zung die innenpolitische Situation in Kolumbien er-
fahren hat. Wir sehen die enorme Gefährdung all de-
rer, die in solchen Hilfeleistungen von allen Seiten 
unterwegs sind. Es war die Beurteilung auch des 
Auswärtigen Amtes, daß in diesem Fall diese Maß-
nahme gerechtfertigt ist. So wurde verfahren. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Riedl. 

Dr. Erich Riedl (München) (CDU/CSU): Herr 
Staatsminister, nachdem aus den Reihen der SPD 
Fragen vor allen Dingen nach der Legitimität und Le-
galität Ihres Handelns gestellt werden, darf ich Sie 
fragen, ob einer Ihrer Vorgänger im Amt, Herr Staats-
minister Wischnewski, in ähnlich heiklen und 
schwierigen Missionen im Prinzip auf den gleichen 
Rechtsgrundlagen wie Sie tätig war - ich will ganz 
deutlich unterstreichen: auch entsprechend erfolg-
reich tätig war. Und sind Sie mit mir nicht der Auffas-
sung, daß bei dem Thema Rettung von Menschen, 
die sich in Geiselhaft befinden, die A rt  und Weise, 
wie wir dieses Thema behandeln, der schwierigen 
Problematik eigentlich nicht gerecht wird? 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Es ist bei der Betrachtung der Vergangen-
heit immer relativ leicht, solche Kriterien heranzuzie-
hen. Ob die Entscheidungen unter den damaligen 
Umständen, ob Menschen in Lebensgefahr waren, 
vor dem Hintergrund ethischer Normen, die heute  

heranzuziehen sind, anders getroffen worden wären, 
mag ich nicht entscheiden. 

Bei uns stand in allen Fällen die unmittelbare Be-
drohung des Lebens der Geiseln im Vordergrund. 
Wir haben bei einer Geiselbefreiung Tote gehabt, wir 
haben bei Entführungen Tote gehabt - auch von 
westlichen Ausländern. Unter diesen Umständen 
schien uns und scheint mir auch noch heute diese 
Maßnahme als sehr gerechtfertigt. 

Ich will betonen: Es ist in einem anderen Fall ge-
lungen, Geiseln zu befreien, Geiseln, die mehrere 
Monate in Erdlöchern verbracht haben, Frauen und 
Schwerkranke; der Fa ll  eines krebskranken Inge-
nieurs ist mir sehr genau in Erinnerung. In der Abwä-
gung führte das zu solchen Maßnahmen, daß wir 
Schutzpapiere und falsche Pässe ausgestellt haben. 

Ich will einen Punkt nennen, der mich sehr nach-
denklich gestimmt hat. Es war das Argument des 
Herrn Kollegen Duve im Auswärtigen Ausschuß, 
nämlich die Überprüfung der Unterstützung be-
stimmter Organisationen durch Häufung solcher Vor-
gänge. Das ist ein ganz wichtiger Punkt, bei dem ich 
ihm vollständig zustimme. Aber nach heutiger Abwä-
gung hat sich diese Frage damals so nicht gestellt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ol-
derog. 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wie schätzen Sie die Fähigkeit der kolumbianischen 
Regierung ein, im Fall, daß eine Geisel verschleppt 
worden ist, mit den Mitteln der Polizei und der Si-
cherheitsorgane das Notwendige zum Schutz und 
zur Befreiung der Geisel zu unternehmen? Wie schät-
zen Sie überhaupt die Sicherheitslage in Kolumbien 
ein? Ist es richtig, daß die Regierung über weite Teile 
des Landes die Kontrolle verloren hat? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Olderog, die Hälfte des Landes 
wird von Guerilla-Einheiten kontrolliert. Die Ver-
schärfung der Lage ist deutlich sichtbar. Die kolum-
bianische Regierung hat bei den insgesamt weit über 
tausend Geiseln, die sich do rt  aufhalten - kriminelle 
Vereinigungen entführen pro Jahr etwa 400 Geiseln, 
mit einer Dunkelziffer, die das Zehnfache ausmacht -, 
keine Chance, diese Geiseln zu befreien. 

Es gibt ein aktuelles Beispiel, daß 60 Soldaten von 
der Guerilla entführt wurden. Es gibt einen Kalender 
des Schreckens der letzten Monate in Kolumbien, 
durch unsere Sicherheitsbehörden miterstellt, bei de-
nen die Opfer, die Toten und die Schwerverletzten, 
in den letzten Monaten minuziös zu sehen sind. Vor 
dem Hintergrund dieser Situation ist es völlig ausge-
schlossen, daß eine entsprechende Hilfe nicht unkon-
ventionelle Wege geht. 

Aus diesem Grund sind wir in wenigen Fällen 
diese Wege gegangen, die bis zum letzten Versuch 
auch erfolgreich waren, wobei Herr Mauss in einem 
Fall unter Einsatz seines Lebens geholfen hat. 
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Das ist alles sehr leichtfertig gesagt, und es ist 
leicht, den Stab zu brechen. Aber bei genauer Kennt-
nis dieser Dinge ist die Bewe rtung etwas anders, als 
sie hier vorschnell gemacht wurde. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Dr. Lippelt. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatsminister, diese Argumente gehen uns al-
len gewiß sehr nahe. Nur: Wenn Herr Mauss - wie 
ich lese - seinen Einfluß bei der Guerilla offensicht-
lich dem Umstande verdankt, daß er für deutsche In-
dustriefirmen, damit diese ihre Aufträge in dem Ge-
biet durchführen können, zur Pazifizierung große 
Gelder ausgibt und überbringt, glauben Sie dann 
nicht auch, daß wir ein Teil des Problems sind - er 
zumindest - und daß damit geradezu die Guerilla, 
die anschließend tötet, finanziert wird? 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Lippelt, ich glaube nicht, daß dies eine 
Betrachtungsweise ist, die alles umfaßt. Es gibt in der 
Tat viele Firmen - in Kolumbien sechs; ich habe dies 
heute aufgeführt -, die sich um den Schutz von aus-
ländischen Mitarbeitern großer Konzerne kümmern. 
Wir kennen alle die Umstände, mit denen wir es in 
Kolumbien zu tun haben. 

Ich will das nicht bewerten, weil ich davon keine 
Kenntnis habe. Ich will Ihnen aber sagen, daß Herr 
Mauss nach meiner Erinnerung - aus den Zahlen, die 
wir in den Unterlagen haben - schon 15 oder 20 Jahre 
in Kolumbien gearbeitet hat, unter den gleichen Be-
dingungen, wie es auch andere Firmen getan haben. 
Es wäre weltfremd, anzunehmen, daß es dabei nicht 
auch um Geschäfte ging, die von anderen Firmen in 
gleicher Weise gemacht werden. 

Ich kann nur feststellen, daß die Sicherheit dieser 
Leute nicht immer gewährleistet ist. Ich kann nur von 
den Fällen ausgehen, die ich sehr genau kenne. In 
einem Fall eines großen deutschen Konzerns hat es 
bei einer Entführung Todesfälle sowohl eines westli-
chen Ausländers als auch eines Kolumbianers gege-
ben; auch Schwerverletzte wurden zurückgelassen. 

Ich kann Ihnen aber auch sagen, daß es bei der Be-
kämpfung dieser Vorgänge mit der gleichen Brutali-
tät viele Tote auf der anderen Seite gegeben hat. Ich 
kann dies im Augenblick nicht abstufen. Gesprächs-
partner von mir, die vor einigen Monaten hier waren 
und mich über die Situation informiert haben, zählen 
heute zu den Opfern. 

Ich glaube also, daß hier eine umfassende Bewer-
tung stattfinden muß. Das haben vorhin im Ausschuß 
auch einige getan. Ich kann mich dem vorbehaltlos 
anschließen. Ich glaube auch nicht, daß es die reine 
Lehre bei Entscheidungen gibt, bei denen es um 
Menschenleben geht. Ich würde in jedem Fa ll , wenn 
es darum geht, Menschenleben zu schützen, zu ret-
ten, auf solche Methoden zurückgreifen. Es gibt 
auch dort  Grenzen. 

Herr Lippelt, Sie wissen, daß es viele solcher Fälle 
gegeben hat, über die in der Öffentlichkeit nie disku-
tiert wurde. Diese Fälle wurden gelöst, sei es im asia-
tischen Bereich, sei es im Nahen und Mittleren Osten 
oder in Afrika. Es ist nie die Frage gestellt worden: 
Wer kümmert sich eigentlich darum? Ist er dafür zu-
ständig? Immer kommen die Ehepartner, die Kinder, 
die Firmen und andere zu uns und bitten uns zu hel-
fen. 

Ich erinnere mich sehr genau an den Fall eines tod-
kranken Deutschen im Ausland, der nur unter 
schwierigsten Umständen und nach langwierigen 
Verhandlungen befreit werden konnte. Ich erwarte 
dafür keinen Dank. Ich erwarte aber, daß man diese 
Umstände nachher so beurteilt und nicht zu einer 
wertneutralen, theoretischen Beurteilung kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich weiß mich mit Ihnen hier einig. Ich sage das 
nur deshalb einmal, weil Fragen, die hinterher ge-
stellt werden, sich wesentlich leichter stellen lassen 
und die Beantwortung äußerst schwierig wird, wenn 
man nach Rechtsgrundlagen und den Verfahren 
fragt, die vielleicht völkerrechtlich anzuwenden wä-
ren. 

Ich erinnere mich sehr konkret an den Fall, wo die 
Söhne dieses Mannes kamen und baten: Tun Sie al-
les! Wir haben das getan, auch unter Inkaufnahme 
von Angriffen, die sich am Ende entsprechend in der 
Presse niedergeschlagen haben. Das ist nicht der ein-
zige Fall. Als eine Geiselnahme mit vielen Geiseln 
unblutig gelöst wurde, hat wieder irgend jemand das 
Haar in der Suppe gesucht. 

(Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU]: Genauso ist 
es!) 

Ich erinnere mich genau an die Ausführungen zum 
Nahen und Mittleren Osten im Sommer. Da waren 
alle voll des Lobes. Heute wird der Stab gebrochen. 
Ich muß diese Aufgabe nicht immer übernehmen. 

Ich habe mit dem Kollegen Wischnewski ein her-
vorragendes Verhältnis, gerade in diesen Dingen. 
Wir haben uns über Probleme, die es bis in die letz-
ten Jahre gegeben hat, ausgetauscht. Wir haben 
Leute aus dem Nahen und Mittleren Osten herausge-
holt, wo Herr Wischnewski geholfen hat und wo ich 
ihm geholfen habe. In beiden Fällen wurde jede 
Möglichkeit ausgeschöpft, auch wenn Deckpapiere 
benutzt werden mußten, um bestimmte Maßnahmen 
umzusetzen. Es kümmert sich keiner um die Schick-
sale dieser Menschen, wenn es positiv ausgeht. Am 
Ende findet immer einer das Negative heraus. Es 
mag sein, daß Fehler gemacht werden. 

Ich will  zum Schluß noch sagen: Ich habe den 
fürchterlichen Fall eines jungen Mannes aus Nord-
rhein-Westfalen erlebt, von dem wir bis heute nicht 
sicher wissen, ob er tot ist. Wir gehen aber davon 
aus, daß er tot ist. Wir wurden zu spät eingeschaltet. 
Wir haben zu spät gemerkt, wie das Problem eigent-
lich hätte gelöst werden können. 

Wir haben es bei den Gesprächspartnern nicht mit 
den vornehmsten Leuten dieser Welt zu tun, sondern 
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teilweise mit den größten Verbrechern. Das bitte ich 
bei all den Fragen, die Sie stellen, in einer subtilen 
Form zu beachten. - Verzeihen Sie mir, Herr Lippelt, 
ich wollte es nicht auf Sie münzen. Ich habe es nur 
gesagt, we il  diese Fragen auch von Ihnen gestellt 
wurden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Titze-Ste-
cher, bitte. 

Uta Titze-Stecher (SPD): Herr Staatsminister, Sie 
haben soeben gesagt: Es kümmert sich keiner um 
solche Schicksale, und wir haben es mit großen Ver-
brechern zu tun. 

Ihnen ist sicher bekannt, daß jeder zehnte Entfüh-
rungsfall der Gue rilla inzwischen von Kommissären 
betreut wird. Es geht um sehr viel Geld. Ober die hu-
manitäre Aufgabe bei der Befreiung von Deutschen 
besteht hier garantiert kein Dissens. 

Meinen Sie nicht, daß das Vorgehen, nämlich die 
Einschaltung eines Detektivs Mauss, der Zielsetzung 
entgegenläuft, vor allem dann, wenn kolumbianische 
Behörden selbst sagen, daß Deutschland damit die 
Entführungsindustrie begünstigt und fördert? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Frau Kollegin Titze-Stecher, ich bin sehr 
dankbar für diese Frage. Bei der Vielzahl der Entfüh-
rungen und der Verhandlungen, bei denen sich nach 
meiner Kenntnis etwa sieben Institutionen um die 
Freilassung bemühen, und bei 800 Millionen an Lö-
segeld und Schutzgeldern, die bezahlt wurden, mag 
es diese Frage geben. Ich sagte vorhin, daß dies eine 
der wichtigsten Abwägungen ist. 

Aber ich will Ihnen jetzt sagen, was ich eigentlich 
gar nicht sagen wollte: Es gab Fälle, die gelöst wur-
den, ohne daß Lösegeld in irgendeiner Weise gezahlt 
wurde. Wichtig ist - ich habe es vorhin im Auswärti-
gen Ausschuß auch gesagt -: Die Behauptung, daß 
wir mit drei, vier, fünf oder sechs Fällen diese Indu-
strie anheizen, ist abwegig. Es ist alles zu tun, um 
dies zu verhindern. 

Im übrigen ist bei allen anderen Fällen, die wir 
jetzt hier nicht diskutieren, genau der Weg gegangen 
worden, daß es keine Nachahmer gibt. Ich muß den 
Herrn Kollegen Duve zitieren, der recht hat: Wir müs-
sen bei der Lösung versuchen, zu verhindern, daß es 
bei entsprechendem Entgegenkommen Nachahmer 
gibt. Wir haben keine Nachahmer im Nahen und im 
Mittleren Osten. Wir haben uns auch keinesfalls ir-
gendeiner Erpressung ausgeliefert. Es wurde nichts 
gegeben, und es gab keine Nachahmer. 

In ähnlicher Weise sehe ich das auch in Kolum-
bien. Es gab bislang keine Nachahmer. Ich sehe in-
zwischen in einigen Fällen etwas deutlicher, wie es 
zu diesen Dingen in Kolumbien gekommen ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Gansel, bitte, zu Frage drei. 

Norbert  Gansel (SPD): Herr Staatsminister, Ihre be-
wegenden Worte wird sicherlich jeder nachempfin-
den können, da viele von uns Gespräche mit Fami-
lienangehörigen von Geiseln geführt haben und zu 
helfen versucht haben. 

Sie werden verstehen, daß auch in anderen Situa-
tionen eine innere Bewegung eine Rolle spielt, so bei 
denen, die sich mit den vier Mykonos-Mordopfern 
noch am Tage vor dem Mordanschlag getroffen ha-
ben. Das gehört leider zur Realität unserer politi-
schen Arbeit. 

Aber unsere Fragen beziehen sich ja nicht auf die 
humanitären Bemühungen, sondern auf die Ein-
schaltung der spezifischen Figur Werner Mauss und 
auf das - wie es uns scheint - dreiste Unternehmen, 
unter Einschaltung von Mauss Friedensgespräche in 
Kolumbien zu initiieren. 

In diesem Zusammenhang möchte ich, bezugneh-
mend auf die Antworten, fragen, ob Ihnen denn das 
Minenfeld nicht bewußt gewesen ist, auf dem Sie 
und die Bundesregierung sich bewegen, wenn schon 
im Oktober - und es gibt sogar frühere Zitate - ko-
lumbianische Politiker wie der Gouverneur Alvaro 
Uribe Vélez öffentlich erklären - ich zitiere aus „Fo-
cus": 

Die Bundesregierung in Bonn finanziert die Gue-
rilla. 

Und er fordert 

deutsche Firmen auf, über ihren Pakt mit den 
Subversiven die Wahrheit zu sagen. 

Ist nicht genau das der gefährliche Untergrund ge-
wesen, auf dem Sie versucht haben, eine außenpoliti-
sche Initiative zu starten, die nun gescheitert ist? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Gansel, ich widerspreche Ihnen ganz 
entschieden, daß dies gescheitert ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Sondierungsgespräche waren sehr erfolgreich. 
Die ersten Bemühungen, daß es zur Bildung dieses 
runden Tisches kommt, sind so angelaufen, daß des-
sen Bildung fest auf Anfang Dezember terminiert 
war. Ich widerspreche Ihnen ganz entschieden. 

Ich sehe diese „Verminung" komplett, auch inner-
halb Kolumbiens. Ich habe darüber in einem sehr 
ausführlichen Gespräch mit dem Präsidenten gespro-
chen - nicht nur über die Rolle der Guerilla, sondern 
auch über die Rolle der anderen Pa rtner, die diese in 
diesem Land spielen. Es konnte nur der Versuch ge-
macht werden, daß es zur Bildung eines runden 
Tisches kommt, an dem sich die Beteiligten treffen, 
und daß gleichzeitig eine Art  Waffenstillstand als Er-
gebnis dieser Vorsondierungen auf die Tagesord-
nung kam. 

Kein geringerer als O rtega, der sich sicherlich als 
ehemaliger Präsident Nicaraguas sehr genau aus-
kennt und mit dem ich hier in Bonn ein langes Ge-
spräch geführt habe, bestätigt, daß diese Chance be-
steht und noch weiter besteht. Auch ich sehe das so. 
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Wenn es andere gibt, die sich hier einschalten und 
sich bemühen, und dies auch nur zu einem Teil er-
folgreich ist, dann haben wir ein Stück Menschlich-
keit in diesem Land gewonnen, so daß nicht jeden 
Tag zig Soldaten und Paramilitärs umkommen und 
Mitglieder der Guerilla und andere umgebracht wer-
den. 

Zum Gouverneur will  ich hier öffentlich überhaupt 
nichts sagen. Er hat sich erstens korrigiert. Er ist 
zweitens im Verfahren beteiligt, das jetzt in Medel lin 
abläuft. Ich will zu ihm öffentlich keine Stellung-
nahme abgeben. Daß wir uns aber auch über diese 
Angelegenheit Gedanken machen - möglicherweise 
auch einmal in einem Gremium -, dagegen habe ich 
überhaupt nichts. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Beucher. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatsmi-
nister, teilen Sie die Einschätzung des Vorsitzenden 
der Polizeigewerkschaft, Hermann Lutz, vom heuti-
gen Tage zu diesen Bemühungen um die Geiselbe-
freiung in Kolumbien, der den Einsatz von dubiosen 
Leuten für legitim hält, jedoch darauf hinweist, daß, 
wenn so etwas durch Indiskretionen oder unge-
schicktes Verhalten auffliegt, im Interesse des 
Rechtsstaates, um Schaden von ihm fernzuhalten, al-
les auf den Tisch gelegt werden muß und daß dann 
nur schonungslose Offenheit hilft, um nicht in den 
Verdacht der Kungelei zu geraten? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, ich bin sehr zufrieden gewe-
sen, als ich heute morgen diese Stellungnahme gele-
sen habe. Ich bin Herrn Lutz sehr dankbar, daß er 
dies anspricht und daß auch er - so wie wir - die 
Möglichkeit sieht, so zu verfahren. 

Ich bin auch dem restlichen Text, der do rt  abge-
druckt ist, nachgegangen. Ich kann Ihnen zusichern, 
daß wir genau das machen. Ich habe in der Frage-
stunde des Deutschen Bundestages zum erstenmal 
und damit praktisch vor der Öffentlichkeit in aller Of-
fenheit gesagt, welche Maßnahmen wir für Herrn 
Mauss auf unkonventionelle Weise getroffen haben. 
Unter normalen Umständen hätte ich mich zurückge-
halten und hätte auf Gremien, in denen Vertraulich-
keit und Geheimhaltung gegeben gewesen wäre, 
verwiesen. Ich habe hier sehr offen von den Maßnah-
men der Bundesregierung im Hinblick auf Deckpa-
piere gesprochen. Ich stehe dazu. Das ist genau das, 
was Herr Lutz meinte. Genau das wird auch im Laufe 
des Verfahrens passieren. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das wirft ein bezeichnendes Bild auf 
die Polizei!) 

- Herr Kollege Such, ich nehme an, daß der Kollege 
Lutz sich sehr genau auf diesem Gebiet auskennt 
und sicher ein Kenner der Mate rie ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Jetzt, bitte, Frau 
Dietert-Scheuer. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Noch einmal zu der Rolle von Herrn Mauss. In 
der gestrigen Fernsehsendung „Frontal" hat es dazu 
interessante Informationen gegeben, und zwar, daß 
nach der Einschaltung von Herrn Mauss die Löse-
geldforderungen von zunächst 400 000 auf 
1,5 Millionen Dollar kletterten und nach der Ein-
schaltung des Kanzleramtes noch einmal auf 
1,8 Millionen Dollar. Haben Sie für die Erhöhung der 
Lösegeldforderungen Erklärungen, und halten Sie 
den Verdacht für begründet, daß Herr Mauss da 
auch persönliche Bereicherung bet rieben hat? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Nach den Kenntnissen, die ich habe, halte 
ich diesen Verdacht für völlig unbegründet. Nach 
meiner persönlichen Kenntnis gab es Lösegeldforde-
rungen von einigen hunderttausend D-Mark bis zu 
6 Millionen DM, ohne daß Herr Mauss eingeschaltet 
war. Ich habe heute im Auswärtigen Ausschuß über 
das Verfahren des Einschaltens gesprochen. Ich halte 
diesen Verdacht für nicht begründet; wir haben je-
denfalls keine Erkenntnisse. 

Es gibt allerdings einiges in diesem Fall aufzuklä-
ren, zumal heute in der Presse Kolumbiens berichtet 
wird, daß zur Auffindung von Frau Schoene kirchli-
che Vertreter eingebunden waren, die bei ihrer Be-
freiung mitgeholfen haben. Ich kenne auch Herrn 
Schoene nicht; ich habe mit ihm nicht eine Diskus-
sion gehabt. Die Diskussionen des Herrn Schoene 
haben auf unsere Entscheidungen keinen Einfluß ge-
habt. Ich muß hinzufügen: Ob Lösegeld geflossen ist 
oder nicht, weiß ich nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es liegen keine 
weiteren Zusatzfragen vor. 

Ich rufe die Dringliche Frage 4 des Kollegen Otto 
Schily auf: 

Trifft es zu, daß der Privatagent We rner Mauss seit 1984 mit 
Unterstützung der Bundesregierung als „Befreiungsagent" tätig 
gewesen ist, der nach außen im eigenen Auftrag gehandelt hat, 
jedoch von der Bundesregierung wie ein Mitarbeiter des Bun-
desnachrichtendienstes behandelt wurde (dpa-Meldung vom 
3. Dezember 1996)? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Nein. Richtig ist, daß Herr Mauss im Rah-
men seiner Bemühungen zur Lösung humanitärer 
Fragen nicht in einem Amts- und Dienstverhältnis 
zur Bundesregierung stand. Seine Bemühungen wur-
den aber von der Bundesregierung positiv begleitet. 
Dazu habe ich schon einige Ausführungen im Rah-
men der Zusatzfragen gemacht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Schmidbauer, man 
kann Ihren Aussagen entnehmen, daß es eine Zu-
sammenarbeit zwischen Ihnen und Herrn Mauss ge-
geben hat und daß Sie das auch unter dem Gesichts-
punkt des übergesetzlichen Notstandes - oder wie 
der Kollege Scholz gesagt hat: der Nothilfe - rechtfer-
tigen wollen. Wie müssen wir Ihre Zusammenarbeit 
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auch in bezug auf die Beurteilung rechtlicher Fragen 
einordnen? 

Sie verweisen immer auf die PKK. Soweit ich weiß, 
handelt es sich um eine Kommission, die die Geheim-
dienste kontrollieren soll. Ist der Bereich, in dem Sie 
mit oder in Kooperation mit Herrn Mauss tätig ge-
worden sind, den Geheimdiensten zuzuordnen? Für 
deren Tätigkeiten haben wir rechtliche Grundlagen. 
Wir haben mit Vorbedacht geregelt, daß wir Geheim-
dienste nicht in einen rechtsfreien Raum stellen oder 
ihnen die Generalklausel übergesetzlicher Notstand 
zubilligen wollen. Wie ordnen Sie nach Ihrem Ver-
ständnis eine solche Aktivität rechtlich ein? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, es gibt auf Ihre Frage 
nach der Unterstützung des Privatagenten Mauss 
seit 1984 durch die Bundesregierung sicherlich viel-
fältige Antworten. Es gab sicherlich in den vergange-
nen Jahrzehnten auch die Einbindung von Herrn 
Mauss in Operationen der Sicherheitsbehörden. Dies 
ist in den vergangenen Jahren nicht mehr der Fall 
gewesen; dies trifft schon auf die Hilfe von Herrn 
Mauss bei der Befreiung von Cordes und Schmidt 
nicht mehr zu. Aber es gab in dieser Angelegenheit 
die Mitwirkung von Herrn Mauss. Gleiches gilt für 
seine Mitwirkung zur Lösung der angesprochenen 
humanitären Fragen. 

Herr Kollege Schily, Sie kennen den Bundesnach-
richtendienst und die gesetzliche Grundlage sehr ge-
nau. Da Herr Mauss, wie ich Ihnen eben gesagt 
habe, kein Mitarbeiter des Bundesnachrichtendien-
stes ist, stellen sich diese Fragen aus meiner Sicht 
nicht. Im Gegenteil: Herr Mauss stand - das hat der 
Pressesprecher in den letzten Tagen gebetsmühlen-
artig wiederholt - in keinem Dienst- oder Amtsver-
hältnis. Vielmehr wurde Herr Mauss gebeten, in die-
sen Fragen zu helfen. Die Bundesregierung hat ihm 
in unkonventioneller Weise Hilfe bei der Durchfüh-
rung dieser Aufgaben gegeben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Schily? 

Otto Schily (SPD): Ich glaube, daß dies keine Ant-
wort  war. Aber ich frage noch etwas anderes, um die-
ser Sache nachzugehen. 

Herr Kollege Schmidbauer, haben Sie eigentlich 
die Fragen überprüft, ob Herr Mauss gegen natio-
nale Strafvorschriften verstoßen hat, wenn er seine 
Aktivitäten in fremden Ländern entfaltet hat, ob sich 
die Bundesregierung möglicherweise dem Vorwurf 
der Beihilfe zu Straftaten gegen fremdes Recht aus-
setzt, wenn sie ihn unterstützt, und ob bei solchen 
Aktivitäten die Souveränität eines Landes, 

(Zuruf des Abg. Dr. Rolf Olderog [CDU/ 
CSU]) 

- der Kollege Olderog duldet vielleicht, daß ich diese 
Frage stellen darf -, das in eigener Verantwortung 
entscheidet, mit welchen rechtlichen, polizeilichen 
und sonstigen Mitteln es gegen Kriminalität vorgeht, 
verletzt wird? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Schily, nach meiner Antwort 
vorhin, in der ich gesagt habe, daß wir mit der kolum-
bianischen Regierung im Hinblick auf Geiselnahmen 
in Kontakt waren, können Sie davon ausgehen, daß 
wir diesen Weg gegangen wären, wenn wir ihn hät-
ten beschreiten können. Dann hätten wir die Kolum-
bianer gebeten, die Geisel jeweils do rt  abzuholen, 
wo sie sich befindet. Dies ist aber unmöglich. 

Deshalb werden solche Menschen auch verwendet 
- manchmal denke ich: sogar mißbraucht -, um bei 
Dingen zu helfen, bei denen andere Hilfe völlig un-
möglich ist. Wenn in einem Land, in dem die Situa-
tion hinsichtlich der Souveränität so ist, wie sie ist, 
versucht wird, Menschen ohne Kenntnis der dortigen 
Regierung zu befreien - das habe ich vorhin ausge-
führt -, will ich nicht sagen, daß wir das billigend in 
Kauf nehmen, aber mein Rechtsverständnis gerät da-
durch nicht ins Wanken. Aber ich sehe, daß wir uns 
in einer Grauzone bewegen, was nur dadurch zu 
rechtfertigen ist, daß Menschen aus der Not befreit 
werden und zu ihren Familien und dorthin, wo sie 
herkommen, zurückkehren können, statt in diesen 
Ländern bleiben zu müssen. 

Das ist ein Abwägungsprozeß, in dem wir uns be-
finden und ständig befunden haben. Es gibt auch Be-
mühungen, die mit Herrn Mauss überhaupt nichts zu 
tun haben, bei denen wir vor derselben Frage ste-
hen, ohne Kenntnis des entsprechenden Landes 
deutsche Staatsbürger auszufliegen oder auf ande-
rem Wege aus dem Land zu holen. Das entspricht 
sicher nicht den jeweiligen Gepflogenheiten dieser 
Länder, die nicht ohne Grund Grenzkontrollen 
durchführen, um zu sehen, wer ein- und ausreist. 
Aber dies war und ist nicht die Frage. 

Ich will nicht mehr dazu sagen, weil ich nicht aus-
schließen kann, daß wir auch in Zukunft solche Fälle 
haben werden. Jegliche Maßnahme, die dann not-
wendig wird, wäre zum Scheitern verurteilt, wenn 
sie bekannt wäre. Mir ist es sowieso ein Greuel, 
wenn ich daran denke, daß zwei Westeuropäer als 
Geiseln noch do rt  sind, bei denen die Bemühungen 
erst angelaufen sind und bei denen es Riesenschwie-
rigkeiten bei der Befreiung gibt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Damit es keine 
Unruhe gibt, lese ich vor, wer sich zu dieser Frage 4 
noch alles gemeldet hat: Voigt, Such, Beck, Bunten-
bach, Hofmann, Hirsch, Bachmaier, Olderog, Riedl, 
Scholz. Ich habe nichts dagegen einzuwenden, daß 
sich diejenigen, die nach der Liste etwas später an 
der Reihe sind, noch einmal hinsetzen. 

(Dr. Rupert  Scholz [CDU/CSU]: Ein humani

-

tärer Akt, Herr Präsident!) 

Herr Kollege Voigt. 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsmi-
nister, nachdem Sie das Problem der Grauzone er-
wähnt haben: Wenn man sich in Grauzonen bewegt, 
sind besondere Prinzipientreue, Charakterfestigkeit 
und rechtsstaatliches Bewußtsein erforderlich, um 
nicht desorientiert zu werden. Sie sind nun nach 



13010 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 144. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 4. Dezember 1996 

Karsten D. Voigt (Frankfurt ) 

Herrn Ministerpräsident Albrecht von Niedersachsen 
und Herrn Kinkel als Chef des Bundesnachrichten-
dienstes der Dritte, der mit Herrn Mauss Erfahrun-
gen gesammelt hat. Sind Sie auf Grund Ihrer Erfah-
rung mit ihm der Meinung, daß entsprechende Ak-
tionen auf der Grundlage der eben genannten Krite-
rien von ihm auch in Zukunft besonders hilfreich 
durchgeführt werden können? Wollen Sie die Zusam-
menarbeit fortsetzen, oder schließen Sie eine solche 
Zusammenarbeit in Zukunft aus? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Jetzt kommt wieder der Abwägungsprozeß 
um die Spitzfindigkeiten in einer solchen Frage, wie 
Sie sie hier stellen. Ich weiß, daß frühere Bundesre-
gierungen für die Bemühungen solcher Menschen, 
die für außergewöhnlich schwere Fälle von Geisel-
nahme Lösungen hatten, dankbar waren. Ich weiß, 
daß auch Ihre Fraktion in einen solchen Fall mit 
Herrn Mauss eingebunden war. Die Frage der „Un-
anständigkeit" stellt sich erst hinterher. Als die Ver-
fahren gelaufen sind, haben sich diejenigen, die Ent-
scheidungsträger waren, diese Entscheidung sicher-
lich nicht leichtgemacht. Es war erfolgreich, und es 
war im Rahmen des Möglichen, dies zu tun. 

Zu Herrn Mauss sage ich Ihnen: Er befindet sich 
auch als Deutscher in einer schwierigen Situation. Er 
sitzt im Hochsicherheitstrakt in Medel lin. Im übrigen 
bin ich erstaunt, daß es auch Journalisten gibt, die 
dies nicht mit geheucheltem Bedauern sehen, son-
dern die ein Stück weit die Sorge auch um diesen 
Staatsbürger mittragen. Ich bin gespannt, welche Lö-
sungen es gibt, hier zu helfen, wenn man sich die 
entsprechenden Punkte in der Zukunft einmal genau 
ansieht. 

In einem bin ich mir ganz sicher: Herr Mauss wird 
eine solche Tätigkeit nicht mehr ausführen. Er wäre 
auch nicht mehr in der Lage dazu, weil er enttarnt 
worden ist; damit besteht diese Möglichkeit gar nicht 
mehr. Ich wünsche ihm übrigens, daß er dies mit den 
damit verbundenen Risiken nach seiner Entlassung - 
jeder weiß, wie hoch die Strafen sein können: belie-
big hoch - nicht mehr tun muß. 

Insofern will ich Ihre Frage dahin gehend beant-
worten, daß er mit Sicherheit nicht mehr die Chance 
hat zu helfen - wem auch immer. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine Frage steht im Zusammenhang mit der Zu-
sammenarbeit von BND und Mauss. 

Offenbar ist es so, daß die Sicherheitsbehörden 
schon seit einigen Jahren jegliche Zusammenarbeit, 
Kooperation mit Mauss ausschließen. Halten Sie es in 
diesem Fall für angemessen, daß Sie ein sogenanntes 
Gesprächsverhältnis zu Herrn Mauss haben und wei-
ter mit ihm zusammenarbeiten, was so weit geht, daß 
Sie sich Zeugenaussagen und Zeitungsberichten zu-

folge sogar duzen lassen und er Ihnen zum Geburts-
tag eine Krawatte schenkt? 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Jetzt 
kommt die Bestechungskomponente! - Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Ist das in diesem Fall - Sie haben die Hintergründe 
und die humanitäre Arbeit, die Sie mit ihm erledigen, 
geschildert - angemessen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Such, wir haben ein Frageni-
veau erreicht, auf das ich mich nicht begebe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sage Ihnen auch: In Deutschland muß Herr 
Mauss sehr einsam gewesen sein, wenn nur ich sein 
Gesprächspartner war  - 

(Werner  Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nennen Sie doch ein paar 

andere!) 

auch in der Vergangenheit. 

Insofern will ich zu dieser Frage keine weiteren 
Ausführungen machen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vor dem Hintergrund der in der Grundfrage von Ih-
nen nicht bestrittenen langjährigen Tätigkeit von 
Herrn Mauss in Kooperation mit der Bundesregie-
rung - in welcher Form auch immer das im einzelnen 
gewesen sein mag - und Ihrer Antwort auf meine 
Nachfrage zur vorigen Frage frage ich Sie nach den 
Kriterien, die Sie bei solchen Fällen an Ihre Koopera-
tionspartner anlegen, angesichts der Korruptionsvor-
würfe, die gegen Herrn Mauss im Zusammenhang 
mit seiner Arbeit für Siemens erhoben wurden. Ich 
möchte wissen, seit wann Ihnen diese Vorwürfe be-
kannt sind und wann und in welcher Form Sie diesen 
Vorwürfen nachgegangen sind oder nachgehen wol-
len. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Beck, ich sage ebenso wie bei 
meiner Antwort auf die Frage Ihres Vorredners: Ich 
weigere mich schlichtweg, Ihnen Auskunft über 
Dinge zu geben, für die ich weder verantwortlich bin 
noch Verantwortung tragen muß. Im übrigen be-
zweifle ich, daß sie richtig sind. 

Zu den Anforderungen: Ich habe vorhin breit aus-
geführt, welche Notwendigkeiten bei Abwägungs-
prozessen bestehen, wenn es darum geht, Men-
schenleben zu retten. Wenn ich mich da an so starre 
Regelungen, wie Sie sie mir vorgeben wollen, gehal-
ten hätte, wenn ich mit dieser Frage so umgegangen 
wäre, dann wäre noch keiner herausgeholt worden; 
davon bin ich überzeugt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Ich habe Ihnen Beispiele genannt, Herr Beck, mit 
wem wir alles geredet haben, wenn es um die Frei-
lassung von Menschen gegangen ist. Das geht nicht 
mit dem Hausmeister der Teheraner Universität, es 
geht aber mit den Verantwortlichen. Ich sage Ihnen: 
Am Ende werden wir in dieser Frage bestätigt be-
kommen, daß wir richtig gehandelt haben - auch im 
Hinblick auf sehr aktuelle Diskussionen. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich habe Sie nach Kriterien 

gefragt!) 

- Die Kriterien sind die Menschen, die als Geiseln ge-
nommen worden sind oder zum Tode verurteilt wur-
den. Das ist für mich ein Kriterium. Alles andere ist 
Theorie. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Volker Beck [Köln] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ansonsten 

haben Sie keine!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Buntenbach. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich wünsche Ihnen nicht, daß Sie in diese Si-
tuation kommen, Herr Kollege. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Schmidbauer, ich glaube, ich habe das 
Wort . 

Herr Staatsminister, ich möchte mich mit Ihnen 
jetzt nicht darüber auseinandersetzen, ob wir eventu-
ell  zu dem Schluß kommen, daß sich Geheimdienste 
im rechtsfreien Raum bewegen 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das hat er 
doch gar nicht gesagt!) 

oder ob es Kriterien gibt, nach denen man Fragen 
stellen kann, die auch beantwortet werden können. 

Statt dessen möchte ich mich auf den Anfang der 
Auseinandersetzung um die Dringliche Frage 4 des 
Kollegen Schily beziehen. Da haben Sie gesagt, daß 
die Aktivitäten des Herrn Mauss von der Bundesre-
gierung positiv begleitet werden bzw. worden sind. 

Nun ist ein solcher Begriff ja ausgesprochen weit 
gefaßt. Ich wüßte gern von Ihnen etwas genauer, was 
„positive Begleitung" präzise heißt, wie weit das 
geht. Ich möchte das gem in bezug auf einen Punkt 
geklärt haben, nämlich ob es zutrifft, daß die Bundes-
regierung schon 1987 die kolumbianische Regierung 
gebeten hat, die dortigen Aktivitäten des Herrn 
Mauss nicht zu enttarnen, und daß dafür Hilfen des 
Bundeskriminalamtes beim Aufbau einer polizeili-
chen Sondereinsatztruppe zugesagt worden sind. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Frau Kollegin, diese Frage kann vom Innen-
ministerium beantwortet werden. Wenn Sie, Herr 
Präsident, es gestatten, kann Kollege Lintner zu die-
ser Frage etwas sagen. Das ist nicht mein Resso rt . Ich 
weiß es nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte schön. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, Sie nehmen damit 
praktisch Ihre Frage 56 vorweg. Deshalb darf ich 
mich auch auf den Antworttext beziehen, der mir zur 
Verfügung steht. Er lautet: Die in der zitierten AFP- 
Meldung veröffentlichte Behauptung, das BKA habe 
1987 verhindert, daß die Aktivitäten des Privatagen-
ten Mauss an die Öffentlichkeit gelangen, indem es 
der kolumbianischen Regierung die Finanzierung ei-
ner Sonderpolizeitruppe angeboten habe, wenn sie 
das Bekanntwerden der Machenschaften Mauss' ver-
meide - so wörtlich -, trifft nicht zu. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das ist jetzt ein 
bißchen durcheinandergeraten, weil nun die Frage 56 
schon beantwortet worden ist. Ich hätte das eigent-
lich stoppen müssen. Ich muß nachher die Frage 56 
noch einmal aufrufen, weil ja Zusatzfragen gestellt 
werden können. 

Der nächste Fragesteller auf meiner Liste ist der 
Kollege Frank Hofmann. 

Frank Hofmann (Volkach) (SPD): Herr Staatsmini-
ster, auch ich knüpfe an Ihre Antwort auf die Frage 
von Herrn Schily an, in der Sie von der „positiven Be-
gleitung" gesprochen haben und davon, daß es eine 
Zusammenarbeit zwischen der Bundesregierung und 
Herrn Mauss seit 1984 gegeben habe, in die auch In-
stitutionen der Sicherheitsbehörden eingebunden 
gewesen seien. Auch das Bundeskriminalamt ist eine 
Sicherheitsbehörde. Ich frage Sie: War auch das Bun-
deskriminalamt eingebunden? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, ich habe auf die Dringliche 
Frage 4 geantwortet, in der Herr Kollege Schily auf 
die Jahre 1984 folgende abstellt. Ich habe ausge-
führt, daß es Vorgänge gab, bei denen es ebenfalls 
eine „positive Begleitung" der Bundesregierung ge-
geben hat. Ich meine Entführungsfälle und anderes. 
Ich kenne nun das Datum nicht. Aber im Zusammen-
hang mit einer der Fragen, die noch aufgerufen wer-
den, wird klar ausgeführt, wann die offizielle Zusam-
menarbeit mit den Sicherheitsbehörden beendet 
wurde. Das war meines Erachtens, Herr Kollege Lint-
ner, in bezug auf das Bundeskriminalamt Jahr 1979, 
und in bezug auf den BND war das Anfang der 80er 
Jahre. Mit dem BfV gab es keine solche Zusammen-
arbeit. 

Ich bin gern bereit, Ihnen die konkreten Daten 
gleich im Anschluß zu nennen; ich muß sie mir nur 
heraussuchen. 

(Frank Hofmann [Volkach] [SPD]: Eine 
„offizielle" sagen Sie! Gab es auch andere?) 

- Ja, solche, bei denen sich das Verhältnis auf den 
Wunsch gründete, im Rahmen bestimmter Bemühun-
gen zu helfen. Es gibt aber auch - darauf habe ich 
ständig hingewiesen - eine Begleitung, bei der Herrn 
Mauss bestimmte Hilfen gegeben wurden. Ich will 
das nicht im einzelnen ausführen; ich habe auf einen 
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exemplarischen Fall, den von Cordes und Schmidt, 
hingewiesen, bei dem Herr Mauss im Auftrag von 
Firmen zwei Geiseln befreit hat und bei dem die Bun-
desregierung - sprich: Sicherheitsapparate - helfend 
zur Seite gestanden hat. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Kollege Schmid-
bauer, die Frage, die Ihnen gestellt worden war, 
zielte nicht so sehr darauf ab, ob die Tätigkeit des 
Herrn Mauss und seiner Frau dem Bundesnachrich-
tendienst zugerechnet werden kann. Er hat ja viele, 
auch private, Auftraggeber gehabt. Vielmehr zielte 
die Frage eigentlich darauf ab, ob Ihre Tätigkeit dem 
Bundesnachrichtendienst zugerechnet werden kann, 
weil Sie ja zu einem Teil die Dienstaufsicht über den 
Bundesnachrichtendienst ausüben und darum immer 
der Eindruck entsteht: Was Sie tun, tut der BND. 
Darum ist ja die Frage von Bedeutung: In welcher Ei-
genschaft haben Sie denn gehandelt? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Als Staatsminister im Bundeskanzleramt. 
Aber ich kann die Hüte nicht trennen. Denn wir hat-
ten bei diesen Entführungsfällen auch den Bundes-
nachrichtendienst eingeschaltet. Nur, die hilfreiche 
Begleitung hatte nichts mit den Aufgaben des Bun-
desnachrichtendienstes zu tun. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Bachmaier, danach Kollege Olderog. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, 
Sie haben vorhin gesagt, daß Sie Herrn Mauss in die-
sen Fällen, mit denen er in Kolumbien beschäftigt 
war und in die Sie eingeschaltet waren, in „unkon-
ventioneller Weise" unterstützt haben. Können Sie 
uns konkret und bezogen auf die Einzelfälle sagen, 
wie diese unkonventionelle Unterstützung ausge-
sehen hat? Ich würde hier gerne Fakten erfahren. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, ich habe das, was normaler-
weise nicht öffentlich gesagt wird, sehr präzise be-
schrieben. Ich habe Ihnen die Details verschiedener 
Fälle sehr konkret geschildert und mehrere Hinweise 
darauf gegeben, 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Sie haben nicht 
aufgepaßt, ganz einfach!) 

zum Beispiel zu den Schreiben, den Pässen und ähn-
liches. 

(Hermann Bachmaier [SPD]: Was heißt 
„ähnliches"?) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ol-
derog. 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
da Sie die Geisel, Frau Schoene, nicht ihrem unge-

wissen Schicksal überlassen konnten und weil Sie als 
Bundesregierung verpflichtet sind, alles zum Schutz 
des deutschen Staatsangehörigen zu tun, möchte ich 
Sie fragen: Können Sie einmal schildern, vor welchen 
konkreten Alternativen Sie gestanden haben, wie 
diese einzelnen Möglichkeiten zu charakterisieren 
sind, insbesondere wie ihre Erfolgsaussichten zu be-
werten sind, und weshalb Sie sich letztlich entschie-
den haben, die eigenverantwortliche Aktion von 
Herrn Mauss zu unterstützen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Olderog, wir hatten mehrere 
Bilder von der Situation der Frau Schoene. Zu einem 
bestimmten Zeitpunkt rissen alle Verbindungen ab. 
Wir waren nur darüber in Kenntnis, daß sie sich of-
fensichtlich in einer schwierigen Situation befunden 
hat. Der vorhin schon erwähnte Gouverneur hat 
diese Haft beschrieben; ich kann das nicht nachvoll-
ziehen. 

Zu diesem Zeitpunkt haben sich Herr Schoene und 
andere an Herrn Mauss mit der Bitte um Hilfe ge-
wandt. Wir haben zu diesem Zeitpunkt die Situation 
noch nicht so eingeschätzt, daß eine Hilfestellung un-
mittelbar notwendig war. Wir hatten auf ein entspre-
chendes Lebenszeichen gewartet. Das Umfeld, von 
dem ich vorhin gesprochen habe, meinte, dieses In-
diz als positives Lebenszeichen bewe rten zu können. 
Zu diesem Zeitpunkt haben wir uns entschieden, 
sehr kurzfristig entsprechende Hilfestellungen zu ge-
ben. Diese hatten leider nicht den Erfolg der vergan-
genen Missionen. Ein Erfolg war zwar der, daß Frau 
Schoene, die ihre Helfer nicht gekannt hat, frei war; 
aber wir stehen jetzt vor dieser Problematik. 

Die Umstände ihrer Haft waren uns in etwa be-
kannt. Wir mußten abwägen, daß sie 90 Tage in ei-
nem Erdloch verbracht hat. Allerdings sind wir von 
der Tatsache ausgegangen, daß sich Frau Schoene in 
der Gewalt anderer befindet und sie wohl auch in-
nerhalb der Gruppierungen „verschoben" wurde. 
Wir konnten also nicht davon ausgehen, daß sie eine 
Chance hatte, befreit zu werden. Im Gegenteil, wir 
hatten die Vermutung, daß es zu großen Komplika-
tionen hätte kommen können, wenn wir nicht den 
Weg über Herrn Mauss gewählt hätten. 

Ich habe vorhin erwähnt, daß neueste Meldungen, 
die ich bislang nicht kannte, davon ausgehen, daß 
auch ein Vertreter der Kirche, der hier hilfreich war, 
zusammen mit Herrn Mauss Frau Schoene zu be-
freien, in einer schwierigen Situation ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Riedl, danach Herr Kollege Scholz. 

Dr. Erich Riedl (München) (CDU/CSU): Herr 
Staatsminister, mich hat eine Ihrer Feststellungen 
doch sehr bedrückt - vor allen Dingen angesichts der 
Tatsache, daß es auch in Zukunft Entführungen deut-
scher Staatsbürger überall auf der Welt geben wird -: 
Herr Mauss wird eine solche Tätigkeit künftig offen-
sichtlich nicht mehr ausführen. Wenn es stimmt, was 
ich höre - daß er in etwa 80 Fällen erfolgreich bei der 
Befreiung von Geiseln tätig war -, macht mich das 
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sehr, sehr nachdenklich. Ich sage es einmal so: Ich 
möchte nicht das nächste Entführungsopfer sein, 
wenn es eine solche Hilfe nicht mehr gibt. 

Ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, bei 
der kolumbianischen Regierung alles zu versuchen, 
damit es zu einer Lösung dieses Falles kommt, die 
einschließt, daß durch die Tätigkeit der Bundesregie-
rung deutsche Entführungsopfer auch in Zukunft 
erfolgreich befreit werden können? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Riedl, das wird jede Bundesre-
gierung machen müssen. Ich werde aber zu dem 
Zeitpunkt, an dem ich nicht mehr die Verantwortung 
trage, sehr genau beobachten, ob alle Abwägungs-
kriterien von denen, die diese Fragen gestellt haben, 
auch angewandt werden oder - ich sage das sehr iro-
nisch - ob man sich nicht entschließt, unkonventio-
nell und schnell zu helfen, um bei entsprechendem 
Erfolg ein Stück weit eine für einen selber positive 
Reaktion der Befreiten zu erleben. 

Ich habe auch schon anderes erlebt. Manchmal 
weiß ich nicht, ob es bei einer solchen Reaktion nicht 
besser gewesen wäre, nichts zu tun. 

Bei all den Fällen, die wir hatten - ich treffe mich 
noch mit vielen dieser Menschen, sogar sehr regel-
mäßig -, war für mich das Wichtigste, daß es gelun-
gen ist, den Menschen zu helfen und sie aus Kerker-
haft zu befreien. 

Drei Jahre, drei Monate, drei Tage angekettet zu 
sein war einer der Fälle. Mehrere Jahre in der Todes-
zelle zu sitzen war ein anderer Fall. Das kann wohl 
nur der beurteilen, der dieses Schicksal erlitten hat. 
Jeder, dem in Zukunft in ähnlichen Fällen geholfen 
werden muß, wird über alle theoretischen Betrach-
tungen, die man anstellt, „hocherfreut" sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich trage das gern. Die entsprechenden Unterla-
gen können eingesehen werden. 

Jemand hat die Frage gestellt: Wer beauftragt da 
eigentlich? Ich weiß mich da einig mit dem Kollegen 
Hirsch. Wenn eine andere Regierung die Bitte ausge-
sprochen hatte, in solchen Fällen zu helfen, haben 
wir uns dieser Bitte nicht verschlossen. Auch da zeigt 
die Vergangenheit: Wenn es Erfolge gegeben hat, 
war alles wunderschön. Die Bemühungen, Men-
schen, die zehn Jahre in Geiselhaft sitzen, zu be-
freien, sind nicht immer von Erfolg gekrönt. 

In einem der Fälle waren es zehn Jahre. Um diesen 
Fall bemühten sich, glaube ich, alle - jeder an seiner 
Stelle. „Dilettantisch", „Westentaschen-Kissinger" 
und ähnliches - wie ich gestern noch in „Frontal" ge-
hört habe - mögen aus redaktioneller Sicht ein wun-
derschöner Gag sein; das betrifft mich aber nicht. 

Ich wünsche mir, daß diejenigen nicht in eine sol-
che Situation kommen und sich fragen müssen: Viel-
leicht gibt es da irgendwo einen, der sich intensiv um 
mich kümmert. Ich wollte immer vermitteln, daß 
Leute, die im Ausland in Schwierigkeiten waren, si-
cher sein konnten, daß wir uns um sie kümmern. 

Das ist übrigens gemeinsam mit dem Auswärtigen 
Amt geschehen. Ich höre da immer etwas von „Ne-
benaußenpolitik". Einen größeren Schwachsinn bei 
solchen Fragen kann es überhaupt nicht geben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das war eine gemeinsame Bemühung a ller Leute. 
Da ging es nicht darum, irgend jemanden zu umge-
hen, Herrn Kinkel zu umgehen. Herr Kinkel erklärt 
mir in all diesen Fällen, daß er uns in solchen Fragen 
unterstützt hat. Ich halte das für völlig normal. Aber 
von außen wird konstruiert, daß da etwas divergiert. 
Es mag sein, daß in dem einen oder anderen Fall eine 
andere Ansicht über die Maßnahmen, die zu treffen 
sind, besteht. Die Einigkeit hat überwogen. Ich weiß 
mich mit dem Außenminister einig, daß er diese Fälle 
voll abdeckt und auch politisch mitverantwortet. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Scholz. Danach der Kollege Kemper, danach der Kol-
lege Gansel. 

Dr. Rupert Scholz (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
Sie haben uns in der Beantwortung der bisherigen 
Fragen die Probleme sehr anschaulich gemacht, de-
nen die Bundesregierung, nicht nur Sie persönlich - 
ich stelle ausdrücklich fest: die Regierung insgesamt -, 
gegenübersteht, wenn es um die Rettung von Men-
schenleben, um die Rettung von Geiseln geht. 

Sie haben deutlich gemacht, daß es immer wieder 
schwierige Fragen zur Güterabwägung im einzelnen 
zu entscheiden gibt. 

(Otto Schily [SPD]: Frage!) 

- Ich muß meine Frage schon begründen. Sie bezieht 
sich ein bißchen auf das, was Sie gesagt haben, Herr 
Schily. Sie wissen, auch beim letzten Mal habe ich 
mit einer Nachfrage versucht, Ihnen zu helfen. 

Immer wieder tauchen die Begriffe „informell", 
„unkonventionell" auf. 

(Günter Verheugen [SPD]: Frage!) 

Was ist darunter im einzelnen zu verstehen? 

Meine Frage ist folgende: Teilen Sie mit mir die 
Einschätzung - auf dem genannten Hintergrund -, 
Herr Staatsminister, daß in diesen Bereichen, in de-
nen es letztlich um individuelle humanitäre Interven-
tionen geht, Außenpolitik und Innenpolitik - Innen-
politik im Sinne von Kriminalitätsbekämpfung - viel-
fältig ineinandergreifen müssen, ohne daß man un-
sere staatsinternen Kompetenzgrenzen und Maß-
stäbe zugrunde legen kann, und daß man sich in sol-
chen Fällen operativ auch informeller - wie Sie sa-
gen: unkonventione ller - Mittel zu bedienen hat? 
Teilen Sie die Einschätzung, daß dies eine notwen-
dige Verpflichtung ist, die erfüllt werden muß? 

(Otto Schily [SPD]: Wenn das noch Frage

-

stunde ist! - Günter Verheugen [SPD]: Das 
übersteigt meine Geduld!) 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich teile dies in Gänze und bin auch sehr 
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dankbar für die Unterstützung, die Sie durch Ihre 
Zwischenfrage mir im Hinblick auf die fortgeschrit-
tene Zeit gewährt haben. Aber ich bin der Meinung, 
darin steckt noch viel mehr. 

Es gibt Auswirkungen, die positiv auf die Bundes-
republik Deutschland und auf unsere innere Sicher-
heit ausstrahlen. Ich wi ll  das jetzt nicht im einzelnen 
darlegen; aber jeder hier im Saal weiß, was ich 
meine, wenn ich davon rede, daß wir bei entspre-
chenden humanitären Aktivitäten zugleich Zusiche-
rungen bekommen haben, daß auf unserem Boden 
und in Europa in Zukunft keine extremistischen Akti-
vitäten dieser Art  mehr stattfinden. Das war eines der 
Ergebnisse, das unmittelbar Auswirkungen hat. Um-
gekehrt haben wir bei entsprechenden Fehlschlägen 
die Antworten sofort auf unserem Boden. 

Ich verweise hier auf das, was in letzter Zeit bei un-
seren Nachbarn passiert ist. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist das Land, in dem Organisationen, ex-
tremistischer und terroristischer Art am stärksten in 
der Welt vertreten sind. Es gibt keine Organisation, 
die nicht auf unserem Boden ist. Es gibt Tausende 
von Extremisten, die hier ihre Arbeit tun, jedoch bis-
her zum Vorteil aller in diesem Land die Gastrolle re-
spektieren. Aber wehe, es passiert in diesen Ländern 
etwas und man muß im humanitären Bereich aktiv 
werden: Ohne entsprechende Sensibilität hätte dies 
Auswirkungen. 

Ich kann das an zwei Beispielen der letzten Mo-
nate sehr detaillie rt  belegen. Mir hat der Führer einer 
solchen Organisation diese Dinge erläutert und mich 
darauf hingewiesen, daß es immer - übrigens mit Er-
folg - zu diesem Dialog kommen muß, auch wenn es 
um humanitäre Fragen geht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Gansel. 

Norbert Gansel (SPD): Wer die menschliche und 
politische Seite der Geiselnahme ehrlich betrachten 
will , muß bereit sein, zwischen Geiselnahmen im Na-
hen Osten, die sehr andere Zielsetzungen und Moti-
vationen haben, und der gewerbsmäßigen Geisel-
nahme in Kolumbien differenzieren, die eine Finan-
zierung der Narko-Guerilla in dem Umfange dar-
stellt, den Sie geschildert haben. Das heißt, in Kolum-
bien geht es um den Abkauf von Geiseln, und der 
Ausdruck „Geiselbefreiung", Herr Staatsminister, 
verschiebt bei allem Elend, das dahintersteckt, die 
Nuancen etwas. Das ist politisch schon von Bedeu-
tung. 

Deshalb frage ich Sie, um zu dem Kern der Ausein-
andersetzung wieder zurückzukommen, nämlich der 
Einschaltung des gewerbsmäßigen Vermittlers bei 
Geiselfreikauf, Mauss, von dem die kolumbianischen 
Behörden, die ja von all dem noch viel mehr betrof-
fen sind als die deutschen, sagen, daß er die Gue rilla 
dadurch finanziert - - 

(Dr.  Erich Riedl [München] [CDU/CSU]: 
Wer sind denn die kolumbianischen Behör

-

den? - Gegenrufe des Abg. Dr. Helmut Lip

-

pelt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Darf ich meine Frage zu Ende bringen? Neben dem 
Komplex der politischen Friedensinitiative, den wir 
zu bewerten haben, ist folgende Frage zu stellen: 
Nachdem Sie gesagt haben, daß Sie Frau und Herrn 
Schoene persönlich nicht gesprochen haben, und 
Herr Schoene im Fernsehen mehrfach erklärt hat - 
ich habe es selbst gehört -, daß Herr Mauss sich als 
Vermittler aufgedrängt habe und daß danach der 
Preis für den Freikauf seiner Frau gestiegen sei, 
möchte ich wissen, welche Information Sie für Ihre 
Erklärung hier im Plenum haben, Herr Mauss sei von 
der Familie Schoene eingeschaltet worden, auf wel-
che Quelle Sie sich bei diesem Widerspruch zwi-
schen Ihrer Darstellung und der Darstellung von 
Herrn Schoene im Fernsehen stützen, der sich ja erst 
einmal darüber freut, daß seine Frau wieder zu 
Hause ist, und von dem man normalerweise erwarten 
würde, daß er Dankbarkeit zeigt. In dieser Situation 
zeigt er aber Verbitterung über die Rolle von Mauss. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Gansel, das ist der Punkt, von 
dem ich sagte, daß wir das aufklären. Ich habe mit 
Herrn Schoene nicht gesprochen. Ich kann Herrn 
Schoene bitten - das werde ich auch tun -, mir seine 
Äußerungen zu erläutern. Ich habe die Äußerung sei-
ner Frau im Kopf, die sagte, sie sei dankbar, daß dies 
jemand gemacht habe, den sie nicht kannte. Das ist 
das eine. Ich kann dazu nichts sagen. Ich habe das 
auch nicht ausgewertet. Aber das ist ein ganz einf a-
ches Verfahren. 

Es gibt andere Gesprächspartner aus diesem Um-
feld, die mir das glatte Gegenteil von dem sagen, 
was über die Medien gekommen ist. Aber das läßt 
sich leicht aufklären. Ich habe ein Interesse daran, 
das aufzuklären. Ich theoretisiere, Herr Gansel, aber 
wer über das Hochtreiben von Lösegeld spricht - es 
ist kein Lösegeld bezahlt worden -, der muß sich ge-
waltig irren - theoretisch. 

Ich will Ihnen auch in der Frage der Gewerbsmä-
ßigkeit nicht recht geben. Kolumbien ist ein Muster-
beispiel einer solchen „Industrie der Geiselnahme". 
Es gibt 44 westliche Geiseln, die aber nicht das 
Hauptkontingent und die Hauptbilanz dieses Gewer-
bes sind. Es gibt viele andere Länder der Erde, bei 
denen wir das genauso feststellen. In diesen Ländern 
erfolgt nicht nur die politische Geiselnahme, sondern 
natürlich auch eine Geiselnahme, die nur dadurch 
beendet werden kann, daß Geld fließt. 

Ich erlebe das und sehe, was an Forderungen 
kommt. Es wird immer Geldforderungen geben, 
wenn es darum geht, Geiseln zu befreien. Sie brau-
chen viel Geld in gewissen Teilen der Erde, um die 
dortigen Strukturen und operativen Maßnahmen zu 
bezahlen. Es ist nicht nur eine Gesetzmäßigkeit in 
Kolumbien. 

Ziel muß es sein, daß es nicht mehr zu solchen Gei-
selnahmen kommt. Wir müssen alles dafür tun. Ich 
habe eingangs gesagt - das ist für mich eine wichtige 
Bewertung -, daß wir alle Maßnahmen unterstützen, 
damit es nicht zu solchen Vorfällen kommen kann 
und eine solche „Industrie" ausgehungert wird. Des-
halb kann es manches Mal auch gut sein, sich - das 
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habe ich mitgenommen - mit anderen Ländern abzu-
stimmen, einen Abwägungsprozeß zu machen und 
zu sagen: Hier kann kein Geld fließen. Man muß pri-
mär auf lösegeldfreie Befreiungsmethoden setzen. 
Dafür gibt es aber nur einen ganz schmalen Grat. 

Die Menschen dort  werden sich einen Teufel 
darum scheren, wenn Sie sagen: Ich will diese „In-
dustrie" abbauen. In einem Punkt haben Sie jedoch 
recht - und das ist auch meine Überlegung -: Wir 
müssen alles tun, um Geiselnahmen zu verhindern, 
und deshalb sind Gespräche am runden Tisch vonnö-
ten. Herr Gansel, ich wi ll  dazu sagen, daß in meiner 
Erklärung, als diese Gespräche stattgefunden haben 
- nicht mit Herrn Mauss -, die erste Frage war: Wie 
kommt es eigentlich, daß ich mit jemandem rede, von 
dem ich annehmen muß, daß sich in seinem Gewahr-
sam europäische Geiseln befinden? Der Fall ist ge-
löst. Aber in Zukunft sind Round-table-Gespräche, 
bei denen die Gue rilla sagt, an diesem Ort wäre un-
sere Sicherheit garantiert, da würden wir es gern ma-
chen, natürlich zu führen. Ob der Versuch dann gut 
ist und ob da der größte Kenner am Werk ist - es gibt 
mit Sicherheit Hunderte von Außenpolitikern im 
deutschen Parlament, die es besser machen -, bleibt 
offen. Aber alle sollten sich bemühen, ihre Ge-
sprächskontakte zu nutzen, damit die Pa rtner an ei-
nen Tisch kommen. Das war mein einziges Bemü-
hen, das ich bis heute nicht aufgegeben habe; denn 
ich kenne Stimmen von allen Seiten, die sagen: Das 
ist die einzige Lösungsmöglichkeit, die wir haben: 
Vernunft mitzubringen an einen runden Tisch - mit 
Waffenstillstand. Die Skala der Morde, der Schwer-
verletzten kann ich mir morgen vom Bundeskriminal-
amt wieder vorlegen lassen, das bekanntermaßen 
Beamte in Kolumbien hat. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Dringliche Frage 5 des Kollegen Günter Verheugen 
auf: 

Hat die Bundesregierung nach der Inhaftierung des Privat-
agenten We rner Mauss zu ihm Verbindung aufgenommen, und 
welche Informationen hat sie in den letzten Tagen unmittelbar 
und von Dritten über seine Aktivitäten erhalten? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Wie jeder deutsche Staatsbürger hat auch 
Werner Mauss Anspruch auf konsularische Betreu-
ung. Die Botschaft in Bogota hat diese konsularische 
Betreuung übernommen. Der Konsularbeamte der 
Botschaft hat am 18. November 1996 gemeinsam mit 
dem Honorarkonsul der Bundesrepublik Deutsch-
land in Medel lin das Ehepaar Mauss in der Dienst-
stelle der für die Entführung zuständigen Einheit 
GAULA in Medellin aufgesucht. - Ich denke, daß der 
Honorarkonsul alles tut, um eine entsprechende Be-
treuung zu realisieren. Ich möchte ihm an dieser 
Stelle danken. Ich weiß, unter welchen erschwerten 
Bedingungen diese Hilfe nur möglich ist. 

An der ersten Anhörung durch den Staatsanwalt 
konnte der Vertrauensanwalt des Ehepaares Mauss 
teilnehmen, nicht hingegen der Konsularbeamte und 
der Honorarkonsul. Vom 24. bis 26. November haben 
sich zwei aus Deutschland eingereiste Rechtsanwälte 
von Herrn Mauss in Bogota und Medellin aufgehal-

ten. Die Botschaft hat den Anwälten bei der Durch-
reise in Bogota assistiert. Die konsularische Betreu-
ung von Herrn Mauss wird fortgesetzt. 

Aus Presseberichten von heute geht hervor, daß 
diese Vorwürfe auf Erpressung, Entführung und Be-
sitz gefälschter Ausweispapiere lauten. Von offiziel-
ler kolumbianischer Seite ist die Botschaft hierüber 
bisher nicht informiert worden. 

Ich möchte Ihnen noch sagen, daß es für den beru-
fenen Rechtsanwalt mehrere Tage nicht möglich war, 
Herrn Mauss zu besuchen, weil nach unserer Kennt-
nis zum einen an drei Tagen gestreikt wurde und 
zum anderen der zuständige Staatsanwalt in Urlaub 
- oder wo auch immer - war. Dies waren insgesamt 
fünf Tage in der 10-Tages-Frist, die nicht genutzt 
werden konnten. Die Bundesregierung bemüht sich 
über das Auswärtige Amt um die entsprechende Be-
treuung und die Hilfestellung für Herrn Mauss und 
seine Frau. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Verheugen. 

Günter Verheugen (SPD): Herr Staatsminister, 
meine Zusatzfrage bezieht sich auf die offiziellen 
Kontakte zwischen der Bundesregierung und der ko-
lumbianischen Regierung. Mich interessiert, ob ei-
gentlich die kolumbianische Regierung Auskünfte 
von der Bundesregierung verlangt hat. Das wäre na-
heliegend. Immerhin handelt es sich um den Mann, 
der der kolumbianischen Regierung von Ihnen als 
der hilfreiche Mensch für den Friedensdialog ange-
boten worden ist. Dieser wird plötzlich als jemand 
festgenommen, der auf kolumbianischem Ter ritorium 
gegen die Gesetze dieses Landes verstoßen hat. Hat 
die kolumbianische Regierung um Aufklärung dieses 
Zusammenhangs gebeten? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Die kolumbianische Regierung hat Fragen 
an das Auswärtige Amt gestellt, die beantwortet wer-
den. Es handelt sich um normale Fragen, die eigent-
lich nicht zu diesem Komplex gehören. Der Präsident 
Kolumbiens hat sich über die bilateralen Beziehun-
gen geäußert, die sehr gut seien und mit diesem juri-
stischen Verfahren nichts zu tun hätten. 

Sie können davon ausgehen, daß ich bei der näch-
sten Möglichkeit, die ich habe, versuchen werde, zu 
klären, a) welche Vorwürfe erhoben werden und b) 
wie die Sicht der Verantwortlichen ist. Ich kann nicht 
von der Regierung Kolumbiens irgend etwas in Er-
fahrung bringen. Aber ich kann Gesprächspartner 
nutzen, die ich dort kenne und die mir dazu sicher 
Ausführungen machen werden. Sie können aber 
auch davon ausgehen, daß ein gegenseitiger offiziel-
ler Austausch über die Botschaft in Bogota und das 
Auswärtige Amt stattfinden wird. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 
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Günter Verheugen (SPD): Ich muß noch einmal 
nachfragen: Verstehe ich Ihre Antwort richtig, daß 
Sie der Regierung Kolumbiens - jedenfalls bisher - 
die  Auskünfte, die Sie uns heute in dieser Frage-
stunde gegeben haben, noch nicht gegeben haben? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich kann es im Einzelfall nicht überprüfen, 
aber die Fragen, die von seiten der kolumbianischen 
Regierung gestellt wurden, werden noch oder sind 
bereits beantwortet. 

(Günter Verheugen [SPD]: Sie sind es aber 
nicht!) 

- Das kann ich Ihnen nicht sagen. Ich weiß es nicht. 
Aber sie werden mit Sicherheit beantwortet werden. 
Es wird auch von unserer Seite Nachfragebedarf ge-
rade im Hinblick auf die Anklagepunkte geben, die 
ich vorhin erwähnt habe. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, inwieweit waren der Bundeskanzler 
und die kolumbianische Regierung insbesondere 
darüber informiert, daß auf Ihre Vermittlung und Ein-
ladung sowie auf Vermittlung und Einladung von 
Herrn Mauss drei führende ELN-Guerilleros, Manuel 
Perez sowie Comandante Nicolas und Comandante 
Antonia Garcia, die zu den meistgesuchten Straftä-
tern  Kolumbiens gehören, zu Vorträgen und Diskus-
sionen mit Politikern nach Deutschland und Frank-
reich reisten? - So der „Spiegel" vom 3. Dezember 
1996. - Hält die Bundesregierung die Initiative zu ei-
ner solchen Reise für mit kolumbianischen Gesetzen 
vereinbar sowie für mit den auswärtigen Beziehun-
gen zu Kolumbien verträglich? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Such, ich habe den Eindruck, daß sich diese Zusatz-
frage eher auf die Dringlichkeitsfrage 6 bezieht. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
bezieht sich auf die zuletzt gestellte Frage nach den 
Beziehungen zu Kolumbien. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Nein, Sie haben 
Ihre Frage mit den Worten eingeleitet: Inwieweit war 
der Bundeskanzler informiert. - - Diese Frage ent-
spricht der Dringlichkeitsfrage 6. Deshalb bitte ich 
Sie, damit einverstanden zu sein, wenn wir Ihre Zu-
satzfrage dorthin schieben. Einverstanden? 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ein-
verstanden. 

(Dr. E rich Riedl [München] [CDU/CSU]: Der 
Such ist intellektuell nicht in der Lage, die 
Fragen zu verstehen! - Widerspruch beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte, Herr Kol-
lege Gansel. 

Norbert Gansel (SPD): Ich möchte noch einmal be-
züglich der letzten Antwort des Staatsministers nach-
fragen: Ihre Vorgespräche und Ihre Friedensinitative 
waren mit der kolumbianischen Regierung abge-
stimmt. Die kolumbianische Regierung war auch dar-
über informiert, daß Sie dabei Herrn Mauss - wenn 
auch unter fremdem Namen - einsetzten. Die kolum-
bianische Regierung war aber nicht darüber infor-
miert, daß Herr Mauss gleichzeitig in einer humani-
tären Angelegenheit im Rahmen eines Geiselfrei-
kaufs tätig war. Ist das so richtig? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Wenn Sie es so formulieren, ist es so richtig. 
Ich muß dazu aber ausführen, daß der erste Teil Ihrer 
Frage sehr pauschal gestellt wurde. Ich habe davon 
gesprochen, daß Sondierungsgespräche geführt wor-
den sind und daß bei diesen Vorsondierungen jeder 
seine Rolle hatte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es gibt keine 
weiteren Zusatzfragen zur Dringlichkeitsfrage 5. 

Dann rufe ich Dringlichkeitsfrage 6 des Kollegen 
Günter Verheugen auf: 

Trifft es zu, daß Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl über die Kon-
takte zwischen dem Staatsminister im Bundeskanzleramt Be rnd 
Schmidbauer und dem Privatagenten We rner Mauss (Bericht im 
Nachrichtenmagazin „Der Spiegel" vom 2. Dezember 1996, 
Nr. 49/1996) informiert war? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Verheugen, der Bundeskanzler 
wurde in allgemeiner Form über die Bemühungen 
von mir unterrichtet, dringende humanitäre Problem-
fälle in Kolumbien zu lösen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
bitte. 

Günter Verheugen (SPD): Die Frage bezieht sich 
nicht so sehr auf humanitäre Aspekte. Die Frage be-
zieht sich auf den - außenpolitisch jedenfalls - viel 
wichtigeren Komplex, der in dieser Fragestunde 
noch keine große Rolle gespielt hat, nämlich auf Ihre 
Bemühungen, einen Friedensdialog in Kolumbien in 
Gang zu setzen, was man nur begrüßen kann und 
was sicher auch jeder hier im Hause unterstützt. Die 
Frage ist, inwieweit der Bundeskanzler davon unter-
richtet war und ob Sie es für vertretbar halten, den 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland in 
eine Situation zu bringen, daß er einem befreunde-
ten Land einen Menschen wie Herrn Mauss als Ver-
mittler in einer für dieses Land existentiellen Frage 
anbietet, und gleichzeitig zu verschweigen, daß die-
ser Mann auf dem Ter ritorium dieses Landes tätig ist 
und die Gesetze dieses Landes verletzt? 
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Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Verheugen, das ist die Frage, die Sie 
stellen, aber die entspricht nicht der Wirklichkeit. 

(Günter Verheugen [SPD]: Wieso?) 

- Ich will es gerade ausführen. 

Der Bundeskanzler ist über die Bemühungen infor-
miert worden, Sondierungsgespräche im Hinblick 
auf Friedensverhandlungen zu führen. Er ist gut in-
formiert gewesen im Hinblick auf das, was dann 
auch stattgefunden hat. Auch Bischof Lehmann hat 
dazu etwas gesagt, daß es den Beginn solcher Ge-
spräche gegeben hat. 

Sie unterstellen, daß Herr Mauss Mitglied dieses 
Runden Tisches werden sollte oder daß Herr Mauss 
eine Aufgabe in der Bundesrepublik Deutschland für 
die Gespräche am Runden Tisch hatte. Das ist falsch. 
Herr Mauss hat eine ganz bestimmte Aufgabe ge-
habt, nämlich Kontakte für die anderen Pa rtner zu 
suchen und zu finden, die daran teilnehmen mußten. 
Das ist auch gelungen. Es ist natürlich falsch, diese 
Situation so darzustellen, wie Sie es tun, und mir da-
mit zu unterstellen, daß wir etwas tun, was in diesem 
Zusammenhang von niemandem mitgetragen wer-
den konnte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Noch eine Zu-
satzfrage. 

Günter Verheugen (SPD): Wäre demnach mein Ein-
druck falsch, Herr Staatsminister, daß die kolumbia-
nische Regierung den Eindruck gewinnen mußte, 
der von Ihnen eingesetzte Privatagent Mauss sei Ihr 
Vertrauens- und Mittelsmann, um den von Ihnen ge-
wollten Friedensdialog in Gang zu bringen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Sie haben sich bei der Wortwahl wieder so 
verhalten, daß ich die vorherigen Ausführungen wie-
derholen müßte. Herr Mauss ist von uns in diesem 
Zusammenhang nicht eingeschaltet worden, sondern 
er ist eingeschaltet worden von Betroffenen, von Fir-
men oder von wem auch immer. Darüber habe ich 
ausführlich berichtet. Er hat - übrigens ohne Ein-
schaltung - zur Vermittlung von Kontakten zur Gue-
rilla-Seite beigetragen, ohne mit ihnen zu fraternisie-
ren. Ich will jetzt gar nicht ins Detail gehen, weil das 
dazu führen würde, daß entsprechende Spekulatio-
nen in Medel lin stattfänden. Für diesen Punkt bitte 
ich einfach nur um Verständnis. 

Ich muß auch davon ausgehen - das hilft auch -, 
daß die kolumbianische Seite sehr wohl wußte, wel-
che Möglichkeiten Herr Mauss in diesem Zusam-
menhang hatte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Such, da ich Sie eben auf die Dringlichkeitsfrage 6 
verwiesen habe: Wollen Sie jetzt Ihre Zusatzfrage 
stellen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich habe die Frage noch im Ohr, aber wür-
den Sie sie wiederholen? 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, inwieweit waren der Bundeskanzler 
und die kolumbianische Regierung insbesondere 
darüber informiert, daß auf Vermittlung und Einla-
dung durch Sie und Herrn Mauss drei führende 
ELN-Guerilleros, Comandante Nicolas und Coman-
dante Antonio Garcia, die zu den meistgesuchten 
Straftätern Kolumbiens gehören, zu Vorträgen und 
Diskussionen mit Politikern nach Deutschland und 
Frankreich reisten - „Spiegel" vom 3. Dezember 
1996 -, und hält die Bundesregierung die Initiative 
zu einer solchen Reise für mit kolumbianischen Ge-
setzen vereinbar sowie für verträglich mit den aus-
wärtigen Beziehungen zu Kolumbien? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Such, das ist eine sehr breit an-
gelegte Frage, über die der Bundeskanzler nicht in-
formiert werden mußte, weil diese Zusammenkünfte 
und Gespräche nach meiner Kenntnis - zumindest 
bei mir - nicht stattgefunden haben. Ich schließe 
nicht aus, daß es in Frankreich oder in Bonn war. 
Aber ich schließe aus, daß der Hinweis auf die drei 
von Ihnen zitierten meistgesuchten Gue rilleros rich-
tig ist, sie seien zu Gesprächen hier gewesen. Ich 
schließe nicht aus, daß es Gespräche mit Vertretern 
der Gue rilla gegeben hat. Aber ich glaube nicht, daß 
man in jedem einzelnen Fall dieser Gespräche irgend 
jemandem Rechenschaft ablegen muß. Vielmehr ist 
das die freie Entscheidung jedes einzelnen, im übri-
gen auch anderer Fraktionen. Ich möchte das nur 
einmal sagen. Ob die bei Ihnen aufschlagen, weiß 
ich nicht, aber es gibt viele und vielfältige Gesprä-
che, in denen wir mit vielen Gruppen reden. Ich be-
ziehe mich da auch auf ein Mitglied der SPD-Frak-
tion, das ich sehr schätze und mit dem in dem Zusam-
menhang Gespräche geführt wurden. Aber die Kon-
stellation, die Sie mir hier schildern, kann ich nicht 
feststellen. 

Im übrigen würde ich jeden informieren, wenn sol-
che Gespräche stattfänden und von erheblichem 
Wert wären, was den Gesprächsinhalt anlangt. Ich 
habe hier keine Probleme. Die Verwicklungen gibt 
es nicht, weil es in dieser Konstellation solche Ge-
spräche nicht gegeben hat. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frage, Herr Kol-
lege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Schmidbauer, 
warum eignete sich Herr Mauss nach Ihrer Einschät-
zung besonders gut für diesen von Ihnen gewünsch-
ten oder zu befördernden Friedensdialog? Lag es 
daran, daß er von der Rebellenseite als guter Vermitt-
ler von Einkünften angesehen wurde? Was war seine 
besondere Eignung? 
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Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Das ist eine Frage, die Sie besser an Herrn 
Mauss selber richten. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Was hat das mit 
der Frage 6 zu tun?) 

Ich weiß nur, daß Herr Mauss von der Idee beseelt 
war, zu einer Dialogbereitschaft zu kommen. Unsere 
Überlegung hatte einen anderen Ansatz, nämlich zu 
versuchen, über einen gegebenen Rahmen zu ver-
mitteln, um den runden Tisch fortzuführen, der zwei-
mal an anderer Stelle gescheitert war. 

Eins ist unstrittig, daß nämlich Herr Mauss gute, 
persönliche Kontakte hatte - nicht zu den Gue rillas, 
aber zum Umfeld - und diese Kontakte genutzt hat. 
Ich las in einem Magazin, daß es teilweise missionari-
scher Eifer war. Ich weiß es nicht. Ich kann Ihnen 
auch die Frage nicht beantworten, was ihn besonders 
prädestiniert. Herr Mauss wäre nicht an den Gesprä-
chen am runden Tisch dabeigewesen, sondern es wä-
ren die offiziellen Vertreter der wi rtschaftlichen, poli-
tischen und militärischen Gesellschaft Kolumbiens 
gewesen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Gansel. 

Norbert  Gansel (SPD): Herr Staatsminister, wann 
haben Sie als Staatsminister im Bundeskanzleramt, 
der ja nur auf Weisung Außenpolitik betreiben 
kann, - 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Wer sagt Ihnen das? 

Norbert  Gansel (SPD): - den Außenminister der 
Bundesrepublik von Ihrer beabsichtigten, im Pla-
nungsstadium befindlichen bzw. darüber hinaus be-
stehenden Friedensinitiative informiert? Wann haben 
Sie den Bundesaußenminister, der als seinerzeitiger 
Chef des Bundesnachrichtendienstes schon einschlä-
gige Erfahrungen mit Herrn Mauss gemacht hat, dar-
über informiert, daß Sie Herrn Mauss dabei als Ver-
mittler einschalteten? 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Ist das eine 
Zusatzfrage?) 

Also: Wann hat der Bundesaußenminister Informatio-
nen über die Friedensinitiative erhalten und wann 
über die Rolle von Mauss? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich weiß nicht, wann Herr Außenminister 
Kinkel Informationen erhalten hat. Ich habe Ihnen 
heute im Auswärtigen Ausschuß auf genau diese 
Frage erläutert, daß ich einen Staatsminister, der sich 
sehr für die Problematik Kolumbiens interessie rt , 
über die Sondierungsgespräche informiert, und auch 
darauf aufmerksam gemacht habe, daß es einen Zeit-
punkt geben kann, in dem andere mit eingeschaltet 
werden. 

(Karsten D. Voigt [Frankfu rt ] [SPD]: Herr 
Schäfer guckt ganz begeiste rt !) 

Auch Herr Kollege Schäfer weiß, daß er mit mir je-
derzeit über solche Themen reden kann. 

(Lachen und Zurufe von der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Glauben Sie doch nicht, daß die Zusammenarbeit 
nur formalisiert besteht. Wenn wir mit dem Herrn 
Staatssekretär Ha rtmann reden, dann heißt das: Mit 
dem Auswärtigen Amt ist geredet worden. Wenn wir 
mit dem Politischen Direktor reden, dann heißt das: 
Das Auswärtige Amt ist darüber informiert worden. 
Herr Gansel, als Ju rist wissen Sie das ganz genau. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das stimmt 
ja nun wirklich!) 

Ich bin nicht bereit, minuziös zu jedem Zeitpunkt 
zu sagen, wer wann wo informiert worden ist. Das ist 
auch nicht unsere Arbeit. Unsere Arbeit besteht nicht 
im Aufstellen von Computerlisten, wer wann wo wen 
informiert hat. Es gibt viele Gespräche am Rande. Es 
gibt das zentrale Gespräch, in dem man sich über 
diese Dinge unterhält. 

Ich hörte immer, der Kollege Such ist Spezialist. Sie 
kommen auch langsam zu diesem Spezialistentum. 
Sie machen sich die Vorstellung, daß wir immer Ak-
tenvermerke anlegen müssen, wenn es um innere 
Willensbildung in der Bundesregierung geht. Sie fra-
gen mich: Wer hat Sie beauftragt? Sie fragen nach 
Weisungen für die Außenpolitik. Das stellt sich doch 
nicht als theoretische Frage. Vielmehr sagt der Bun-
deskanzler irgendwann: Ich bitte darum, daß diese 
und jene Aufgaben erfüllt werden. - Dann bedeutet 
das für mich Weisung; ich könnte Ihnen Beispiele 
nennen. Das bedeutet für mich: Die Arbeit muß ge-
tan werden. Dann wird sie auch getan. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Gilt denn die 
Geschäftsordnung der Bundesregierung 

noch?) 

- Jawohl, es ist so. Genau die gilt. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Da ist eben 
Zug im Laden! Das ist nicht wie bei der 

Opposition!)  

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Da es im Bereich 
des Plenums das eine oder andere fragende Achsel-
zucken über Zusammenhänge zu konkret gestellten 
Fragen gab: Bei round about 20 Fragen, die hier ins-
gesamt zur Beantwortung anstehen, ist es mir na-
hezu unmöglich, jeweils genauestens festzulegen, ob 
diese Frage zu jener paßt. Es paßt zum Komplex; wir 
sollten uns die Sache nicht schwerer machen, als sie 
ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na gut!) 

Das Wort  hat jetzt der Kollege Dr. Lippelt. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatsminister, ich beziehe mich jetzt ausdrück-
lich auf die Reihe Ihrer Antworten mit Ausnahme der 
letzten und der vorletzten. Verstehe ich Ihre Antwor-
ten richtig, daß Herr Mauss zwar beim Vortisch zur 
Einrichtung des Haupttisches nützlich war und dabei 
war, daß aber die Information über den Haupttisch, 
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Dr. Helmut Lippelt 

die der Start  für die Friedenspolitik war, an den 
Kanzler gegeben wurde, ohne daß die Personen des 
Vortisches dem Kanzler vorgetragen werden mußten, 
und verstehe ich es recht, daß hinter alledem das Be-
streben steht, den Kanzler zwar in den Friedenspro-
zeß einzubeziehen, ihn aber aus der Kenntnis des 
ganzen vorherigen dubiosen Geschäfts schön her-
auszuhalten? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Sie verstehen das falsch. Sie verstehen 
nichts richtig. Sie verstehen das mit Ihren Unterstel-
lungen alles falsch, und zwar bewußt. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Na, na! Das reicht jetzt aber!) 

- Ich bitte Sie! Ich bin genauso Kollege wie Sie. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber ein bißchen sachlicher!) 

Wenn mich jemand fragt, ob er etwas richtig ver-
steht, dann kann ich antworten, daß er es falsch ver-
steht. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Etwas mehr Sachlichkeit! Das 

ist eine sachliche Anfrage!) 

- Ich habe auch sachlich gesagt, daß der Herr Kol-
lege es falsch versteht. Aber ich nehme das alles zu-
rück; ich streiche das alles. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es ist ja möglich, daß Sie Ner

-ven zeigen, aber Sachlichkeit ist trotzdem 
angebracht! - Dr. E rich Riedl [München] 
[CDU/CSU]: Aber wer so angegriffen wird, 
darf sich wehren! - Werner Schulz [Berlin] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber dafür 
ist er Staatsminister, daß er Fragen beant

-

wortet! - Weitere Zurufe) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Darf ich um ein 
bißchen mehr Ruhe bitten! 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Lippelt, ich will Ihnen darauf 
antworten: Vortisch und Haupttisch sind nicht das 
Thema. Das Thema ist die Reihenfolge und das Vor-
gehen. Hier spielte Herr Mauss überhaupt keine 
Rolle. Die Frage war: Wie kann dieser runde Tisch 
vorbereitet werden? Wie kann es dazu kommen, daß 
über die kirchliche Seite der Rahmen gegeben wird? 
Welche Vorgespräche sind nötig? 

Für mich war das wichtigste, im Gespräch mit dem 
Präsidenten Übereinstimmung dazu zu bekommen, 
welche Schritte notwendig werden, um zu dem Ziel 
zu gelangen. Ich habe mit ihm auch darüber gespro-
chen, wie wir alle beteiligten Gruppierungen an den 
Tisch bekommen. Da hatte jeder seine Rolle. Diese 
Bemühungen waren nicht so weit gediehen. Man 
kann sich auch übernehmen, wenn man will. Ich will 
mich nicht übernehmen. 

Herr Lippelt, ich habe vorhin ausgeführt, daß wir 
Chancen für einen entsprechenden Dialog nutzen  

müssen. Ich will  niemanden ausgrenzen. Es kann 
nicht die Aufgabe einzelner sein, zu bestimmen, wer 
am Ende dabei ist. Das wird primär unter den Kolum-
bianern selber passieren müssen, und zwar mit den 
Moderatoren der Kirche. Das war die Vorstellung, die 
wir hatten und heute noch haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Bachmaier, bitte. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, 
nachdem der Herr Mauss nach Ihren Schilderungen 
seine Aufgabe so bravourös erledigt hat: Wie erklä-
ren Sie sich dann, daß er akkurat zu Beginn dieser 
Sondierungsgespräche über einen Friedensprozeß in 
Medellin von kolumbianischen Strafverfolgungsor-
ganen verhaftet worden ist und schwerster Straftaten 
beschuldigt wird? Das verträgt sich schwer. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Bachmaier, ich kann Ihnen das 
nicht beantworten. Aber der entsprechende Prozeß 
und die Staatsanwaltschaft in Medel lin werden Aus-
kunft geben können, was sie ihm vorwerfen. Ich 
übersehe heute nicht, was ihm vorgeworfen wird. 

Ich kann mir aber vorstellen, daß die Situation so 
sein wird, daß wir in den nächsten Wochen Erfahrun-
gen über die Vorwürfe sammeln, die ihm gemacht 
werden. Einer der Vorwürfe ist, falsche Pässe benutzt 
zu haben, um nur ein Beispiel zu nennen. 

(Hermann Bachmaier [SPD]: Ein bißchen 
mehr!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ol-
derog, Sie standen auf der Liste. - Sie verzichten. 
Dann gibt es keine Zusatzfrage mehr zu Frage 6. 

Wir kommen damit zum Geschäftsbereich des Bun-
deskanzlers und des Bundeskanzleramtes. 

Ich rufe zum gleichen Komplex die Frage 36 des 
Abgeordneten Manfred Such auf: 

Welche Auskunft kann die Bundesregierung geben über aktu-
ell etwa bestehende dienstliche Kontakte von Sicherheitsbehör-
den des Bundes sowie - ihrer Kenntnis nach - der Bundesländer 
zu dem in Kolumbien kürzlich festgenommenen Privatagenten 
Werner Mauss (vgl. „Stern" vom 19. November 1996) und insbe-
sondere über die Herkunft der bei Werner Mauss aufgefunde-
nen diversen Personalausweisdokumente sowie deren etwaige 
Gestellung durch die genannten Behörden, und welche Aus-
kunft kann die Bundesregierung ferner über die derzeit gegen 
Werner Mauss in Deutschland und im Ausland (etwa in Belgien) 
vorliegenden Haft- bzw. Vorführungsbefehle sowie zu der Frage 
erteilen, ob sie derentwegen um eine Auslieferung von We rner 
Mauss ersuchen wird? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Präsident, zuerst noch ein Wo rt  an 
Herrn Kollegen Lippelt. Es war keine Schärfe von 
meiner Seite, als ich sagte, ich verstehe das nicht. Ich 
bitte Sie, das nicht so zu bewe rten. Bei den Ausein-
andersetzungen, die wir noch nicht hatten, ist es 
wohl angemessen, daß ich Ihnen dies noch einmal 
sage. 
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Die Antwort auf Frage 36 ist: Es gibt keine aktuell 
bestehenden Absprachen der Sicherheitsbehörden 
des Bundes mit Herrn Mauss über eine Zusammenar-
beit. Herr Mauss hat sich lediglich in den letzten Jah-
ren bis in die jüngste Vergangenheit hinein schrift-
lich und telefonisch an die Sicherheitsbehörden des 
Bundes gewandt, um Hinweise zu geben oder Bitten 
zu äußern. 

Über eventuell bestehende dienstliche Kontakte 
von Herrn Mauss zu den Sicherheitsbehörden der 
Bundesländer können nur die jeweiligen Länder 
Auskunft erteilen. 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, auch 
unkonventionelle Hilfsmaßnahmen für deutsche 
Staatsbürger, die im Ausland in Gefahrensituationen 
für Leib und Leben geraten sind, zu unterstützen, 
wenn das betroffene Land durch innere Konflikte ge-
hindert ist, selbst wirksame Hilfe zu leisten. In die-
sem Zusammenhang ist sowohl das bei Herrn Mauss 
aufgefundene Schreiben der deutschen Botschaft 
vom 14. November 1996 als auch ein Teil der Perso-
naldokumente zu sehen. 

Zu weiteren Einzelheiten kann die Bundesregie-
rung in der Öffentlichkeit keine Auskunft erteilen. 
Das verbietet zum einen die Wahrscheinlichkeit, daß 
die Beschreitung ähnlicher Wege auch in Zukunft 
notwendig sein und nicht ohne die Gewährleistung 
der notwendigen Vertraulichkeit möglich sein wird. 
Darüber hinaus hat die Bundesregierung Rücksicht 
zu nehmen auf die Tatsache, daß Herr und Frau 
Mauss sich zur Zeit im Ausland in einem strafrechtli-
chen Verfahren gegen Vorwürfe zu verantworten ha-
ben. 

Die Bundesregierung ist aber bereit, in den zustän-
digen Ausschüssen des Deutschen Bundestages un-
ter den Voraussetzungen, die eine Wahrung der not-
wendigen Vertraulichkeit gewährleisten, umfassend 
über ihre Erkenntnisse zu berichten, was heute zum 
Beispiel bereits im Auswärtigen Ausschuß gesche-
hen ist. 

Zum letzten Teil Ihrer Frage: Haft- bzw. Vorfüh-
rungsbefehle deutscher Strafverfolgungsbehörden 
liegen nach Kenntnis der Bundesregierung gegen 
Herrn Werner Mauss nicht vor. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage? - Bitte. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, ich beziehe mich auf die Haftbefehle. 
Sie haben gesagt, solche Haft- oder Vorführungsbe-
fehle liegen aus dem Bereich der Bundesrepublik 
nicht vor. Inwieweit trifft nach Kenntnis der Bundes-
regierung allerdings die Meldung der „taz" vom 
2. Dezember 1996 zu, derzufolge Spanien von Ko-
lumbien die Auslieferung des Mauss beantragt habe, 
weil dieser verdächtigt werde, 1978 an der Ermor-
dung des spanischen Politikers Antonio Cubillo be-
teiligt gewesen zu sein? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Such, ich bitte Sie, auf Menschen 

Rücksicht zu nehmen, über die Sie reden und die Sie 
in Mordverdacht bringen wollen, nur weil es ir-
gendwo in der Zeitung gestanden hat. Ich kann das 
überhaupt nicht bestätigen. Ich halte es für eine ab-
solute Falschmeldung. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Man wird ja mal danach fragen dür

-

fen!) 

Ich mache darauf aufmerksam. Wir sprechen hier 
über deutsche Staatsbürger und äußern Verdächti-
gungen. Ich kann dazu nur sagen: Wir sind der 
Sache nachgegangen. Wir haben bisher keinen ein-
zigen Hinweis erhalten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, Sie haben hier immer wieder Ihre 
Friedensbemühungen beschworen und von runden 
Tischen gesprochen. Auf wessen Vorschlag kamen 
diese Friedensgespräche eigentlich zustande, und in 
welchem Zusammenhang wurden dabei die kolum-
bianischen Drogenbosse erwähnt, denen Sie angeb-
lich freies Geleit zugesagt haben? Welche Antwort 
hat der Bundesnachrichtendienst Herrn Mauss auf 
sein Schreiben vom 5. November 1996 gegeben, in 
dem er schrieb, auf eine dera rtige Friedensinitiative 
hinwirken und Unterstützung geben zu wollen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich weiß über das Antwortschreiben des 
BND an Herrn Mauss nicht Bescheid. Ich bitte Sie, 
die Frage an den Präsidenten des Bundesnachrich-
tendienstes zu richten. Ich gehe davon aus, daß es 
dazu keiner Beantwortung bedarf. 

Was ich vorhin sagte, gilt auch hier: Drogenbaro-
nen freies Geleit zu geben ist für viele vielleicht eine 
spektakuläre Geschichte. Meinen Vorstellungen ent-
spricht das überhaupt nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Bachmaier. 

Hermann Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, in 
der Presse ist erwähnt worden, daß der Madrider Re-
sident des BND, Herr Fischer-Hollweg, Aktivitäten 
im Zusammenhang mit den Befreiungsaktionen von 
Herrn Mauss unternommen habe. Können Sie uns er-
klären, welche Funktion und welche Aufgaben Herr 
Fischer-Hollweg bei einzelnen sogenannten Befrei-
ungsaktionen des Herrn Mauss gehabt hat und was 
er dabei getan hat? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Bachmaier, Ihre Fragestellung zielt in 
die gleiche Richtung wie das, was Herr Kollege 
Hirsch vorhin gefragt hat. Dies ist eine Frage, die ich 
in der PKK beantworte und nur do rt . Denn bei Ihrer 
Frage geht es um nachrichtendienstliche Arbeit. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 37 des Kollegen Manfred Such auf: 

Welche Auskunft kann die Bundesregierung geben über die 
seit 1987 insbesondere durch das Auswärtige Amt und das Bun-
deskanzleramt bzw. dessen Mitarbeiter unterhaltenen dienstli-
chen oder persönlichen Kontakte zu dem Privatagenten We rner 
Mauss, über dessen mit Wissen oder Billigung der Bundesregie-
rung unternommene Missionen, vor allem im Ausland, sowie 
über die ihm jeweils gewährten Unterstützungsleistungen und - 
ggf. zur Weiterleitung bestimmten - geldwerten Vorteile, und 
welche Auskunft kann die Bundesregierung ferner über die Er-
wägungen und Zeitpunkte erteilen, wo ihr nachgeordnete Be-
hörden, wie etwa das Bundeskriminalamt, eine Zusammenar-
beit mit Werner Mauss definitiv ausgeschlossen haben, sowie 
über die Gründe, warum eine solche Position innerhalb der Bun-
desregierung offenbar durch den Inhaber der Richtlinienkompe-
tenz nicht vereinheitlicht worden ist? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Die Bundesregierung hat in mehreren Fällen 
die Aktivitäten von Herrn Mauss zur Lösung humani-
tärer Fragen positiv begleitet. In diesem Rahmen hat 
es auch im Kanzleramt Gespräche mit Herrn Mauss 
gegeben sowie Kontakte von Mitarbeitern der Bot-
schaft in Bogota zu Herrn Mauss. In einem Fall 
wurde Herr Mauss vom BND bei der Lösung humani-
tärer Fragen in Kolumbien unterstützt. Im Fall der 
Entführung von Herrn Cordes und Herrn Schmidt 
wurde Herr Mauss von den betroffenen Firmen be-
auftragt und hielt Verbindung mit dem von der Bun-
desregierung gebildeten Krisenstab. Ein Auftrags-
verhältnis zwischen ihm und den Stellen der Bundes-
regierung bestand nicht. Finanzielle Zuwendungen 
hat Herr Mauss von der Bundesregierung nicht er-
halten. 

Wie bereits erwähnt, hat es darüber hinaus noch 
verschiedene Kontakte von Herrn Mauss zu den 
Sicherheitsbehörden des Bundes gegeben, bei denen 
Herr Mauss Hinweise gegeben oder Bitten geäußert 
hatte. 

Die Bundesregierung kann auf Fragen nach den 
Fällen, in denen Herr Mauss im Interesse deutscher 
Behörden zur Aufdeckung sicherheitsrelevanter 
Sachverhalte oder zur humanitären Hilfe für Opfer 
von Gewalthandlungen tätig war, nicht öffentlich 
Auskunft erteilen. Ich betone nochmals: Das verbie-
tet sowohl die Wahrscheinlichkeit, daß die Beschrei-
tung ähnlicher Wege auch in Zukunft notwendig und 
nicht ohne die Gewährleistung der erforderlichen 
Vertraulichkeit möglich sein wird, als auch die Rück-
sichtnahme auf die Tatsache, daß sich Herr und Frau 
Mauss zur Zeit im Ausland in einem strafrechtlichen 
Verfahren gegen Vorwürfe zu verantworten haben. 
Die Bundesregierung ist aber bereit, do rt , wo dies 
möglich ist, entsprechende Erkenntnisse weiterzuge-
ben, was heute morgen auch gemacht wurde. 

Sicherheitsbehörden des Bundes haben Herrn 
Mauss nach 1982 keine Aufträge mehr erteilt. Dies 
beruhte im wesentlichen auf der Überlegung, daß 
weitere Auftragsverhältnisse nicht zu weiterführen-
den Erkenntnissen führen werden. Ich habe vorhin 
jemandem versprochen, zwei Zahlen zu nennen - 
diese tauchen jetzt in dieser Antwort auf, die mir vor-
hin nicht vorlag -: Bundeskriminalamt seit 1979, der 
BND nach 1982, das BfV zu keiner Zeit. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, wie bewe rtet die Bundesregierung 
hinsichtlich ihrer Zusammenarbeit mit Mauss dessen 
Einschätzung durch den Polizeichef von Medel lin, 
wonach Mauss erstens die Gue rilla mit Geld und 
erstklassigem technischen Gerät ausgerüstet und 
stark gemacht habe; zweitens kolumbianische Ge-
schäftsleute besteche, damit sie mit bestimmten aus-
ländischen Firmen Verträge abschlössen, für die er 
sich wiederum Provisionen abhole; drittens herum-
horche, wer reich sei, und diese Namen dann zwecks 
Entführung an die ELN gebe, von wo aus Mauss die 
Entführten gegen Provision wieder befreie; und vier-
tens das gesamte erpreßte Vermögen im Ausland für 
die ELN anlege und verwalte? 

(Otto Hauser [Esslingen) [CDU/CSU]: Vier 
Zusatzfragen! Das gibt es doch nicht!) 

- Das ist eine Frage, wie Sie erkennen, wenn Sie 
richtig zuhören würden. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist ein Zitat!) 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, wir haben dazu keine Er-
kenntnisse. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Darf ich dazu 
einmal etwas sagen, Herr Kollege? - Ich habe mit sol-
chen Fragen Schwierigkeiten, Herr Kollege Such, 
weil Sie damit einem Menschen, der hier dazu nichts 
sagen kann und der sich in einer - wie immer zu be-
urteilenden - schwierigen Lage befindet, Straftaten 
unterstellen, was für das weitere Verfahren von Be-
deutung sein kann. Ich finde, daß wir solche Fragen 
nicht zulassen können, da wir gegenüber Mauss, 
über den die ganze Zeit geredet wird, eine Verant-
wortung haben. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie 
diese Frage nicht stellen würden. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
habe mich auf die Einschätzung des Polizeichefs von 
Medellin gestützt. Sie ist so geäußert und veröffent-
licht worden. Ich frage die Bundesregierung, ob sie 
diese Einschätzung teilt, bzw. wie sie dazu steht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Verzeihen Sie, 
was soll die Bundesregierung auf der Basis dessen, 
was ich gerade ausgeführt habe, antworten? Die 
Bundesregierung ist doch nicht der Staatsanwalt, der 
diese Angelegenheit zu beurteilen hat. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das nennt 
man auch Gewaltenteilung!) 

Deshalb bitte ich Sie, diese Frage zurückzuziehen. 
Die Frage kann nicht beantwortet werden. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Dann 
stelle ich eine andere Frage. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das wäre mir lie-
ber. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der SPD) 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wel-
che finanziellen Leistungen oder geldwerten Vorteile 
sind Herrn Schmidbauer persönlich im Zusammen-
hang mit den Entführungen in Kolumbien sowie den 
mutmaßlichen Schmiergeldzahlungen bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge zugeflossen? Inwieweit 
trifft es nach Kenntnis insbesondere der Bundesre-
gierung zu, daß in den Entführungsfällen Techint 
und Schoene Teilzahlungen für einen gewissen 
Bernd bei der Bemessung des Gesamtlösegeldes ver-
anschlagt und verbucht worden sind? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Ich kann Ihnen dazu keine Auskunft geben; 
mir ist das nicht bekannt. Aber ich wäre Ihnen sehr 
dankbar, wenn Sie Ihre Frage präzisieren würden. 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Ich denke, die Frage ist präzise 
genug gestellt.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Frage ist be-
antwortet worden. Ich habe keine Möglichkeit, der 
Bundesregierung vorzuschreiben, wie sie Fragen be-
antwortet, sondern nur, daß sie antwortet. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß die Zeit für 
die Fragestunde abgelaufen ist. Sie ist hiermit been-
det. Die Fragen, die nicht zur Behandlung gekom-
men sind, werden nach den üblichen Regeln schrift-
lich beantwortet. 

Ich höre, daß von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen ein Antrag zur Geschäftsordnung gestellt wer-
den soll. - Bitte, Herr Kollege, Sie haben das Wort. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die aufgeworfenen Fragen und die zum Teil fragwür-
digen Antworten des Herrn Staatsministers Schmid-
bauer, die weitere Nachfragen und eine ganze Reihe 
von Zusatzfragen ausgelöst haben, zeigen 

(Otto Hauser [Esslingen] [CDU/CSU]: Er 
war ja gar nicht da!) 

- ich bin die ganze Zeit hier gewesen, lieber Herr 
Kollege; Sie müssen einmal zur Seite schauen -, daß 
das heikle Problemfeld der geheimen Aktivitäten des 
Privatagenten Werner Mauss nicht hinlänglich auf-
geklärt worden ist. Es ist eine Stelle erreicht, an der 
es nicht mehr nur um das Stellen von Fragen geht, 
sondern an der die Fragesteller auch eine politische 
Stellungnahme abzugeben wünschen. 

Ich beantrage deswegen, die Verantwortung der 
Bundesregierung im Zusammenhang mit der gehei-
men Tätigkeit des Privatagenten Werner Mauss in ei-
ner Aktuellen Stunde zu behandeln. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat zur Antwort der Bundes-

regierung auf die Dringlichen Fragen 1 bis 6 und auf 
die Fragen 36 und 37, die wir bisher behandelt ha-
ben, eine Aktuelle Stunde verlangt. Das entspricht 
der Nummer 1 b der Richtlinien für Aussprachen zu 
Themen von allgemeinem aktuellen Interesse. Die 
Aussprache muß unmittelbar im Anschluß an die Fra-
gestunde durchgeführt werden. Die ursprünglich für 
heute vorgesehene Aktuelle Stunde verschiebt sich 
dadurch auf morgen. 

Ich rufe daher auf: 

Aktuelle Stunde 

Verantwortung der Bundesregierung im Zu-
sammenhang mit der geheimen Tätigkeit des 
Privatagenten Werner Mauss 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Dr. Helmut Lippelt, Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen 
Sie mich damit beginnen, daß ich mich bei der SPD 
bedanke. Wir hatten gemeinsam die Idee, zu diesem 
Thema etwas zu sagen, nachdem der Herr Staatsmi-
nister hier so deutlich und so ausführlich seine Sicht 
der Dinge erklären konnte, daß eine andere Sicht 
fast schon nicht mehr möglich schien. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Vor oder 
nach der Fragestunde?) 

Ich bin sehr dankbar, daß ich als Niedersachse be-
ginnen kann. Denn in dem Moment, als ich den Na-
men Mauss hörte, ging bei mir mehr als ein Licht auf. 
Ich habe heute im Auswärtigen Ausschuß gefragt: 
Hat es wenigstens im Kanzleramt den Versuch gege-
ben, sich ein Persönlichkeitsprofil von Herrn Mauss 
zu besorgen und sich vielleicht die Analyse des da-
maligen niedersächsischen Untersuchungsausschus-
ses zu Mauss zu Gemüte zu führen, bevor man sich 
auf hohe Politik einließ? 

Herr Staatsminister, ich habe hier mehrfach von Ih-
nen gehört: „Wir hatten keinen anderen." Ich ver-
kenne überhaupt nicht die Notwendigkeit, vergei-
selte Staatsangehörige herauszuholen. Ich gebe auch 
zu, daß dazu selbst unkonventione llste Mittel nötig 
sind. Darauf haben Sie immer wieder hingewiesen. 
Sie haben uns damit auch gehörig beeindruckt und 
fast zur Rührung gebracht. Aber die politische Frage 
lautet: Bevor ich mich auf jemanden einlasse, muß 
ich wissen, auf wen ich mich einlasse. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb zumindest soviel: Man muß sich doch ein-
mal klarmachen, was es bedeutet, wenn jemand ein 
Loch in ein Gefängnis bomben läßt, um einen Agent 
provocateur an die do rt  einsitzenden Terro risten her-
anzubringen - was ihm dann zwar nicht gelang, was 
aber seine Absicht war -, und mit einem solchen Plan 
einen niedersächsischen Ministerpräsidenten so be-
eindruckt, daß dieser sich gewissermaßen als derje-
nige sieht, der von Niedersachsen aus das Terrori-
stenproblem „knackt". 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 144. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 4. Dezember 1996 	13023 

Dr. Helmut Lippelt 

Ich sehe hier ähnliche Züge. Es war nötig, jeman-
den einzuschalten, um Leute herauszuholen. Aber 
ich merke natürlich an der Art  und Weise, in der Sie 
heute im Auswärtigen Ausschuß den großen Frie-
densplan, über den wir hier wenig gesprochen ha-
ben, in den Vordergrund gestellt haben, daß ohne 
Prüfung der Mittel und Werkzeuge der Diplomatie 
aus der Perspektive des Nachrichtendienstes gewis-
sermaßen der Versuch großer Politik gemacht wird. 
Dieser Versuch scheitert furchtbar. 

Er scheitert auch im Hinblick darauf - deshalb muß 
man über die Verhältnisse in Kolumbien sprechen, 
auf die Sie sich immer bezogen haben -, wie do rt 

 rechtsstaatliche Verhältnisse wiederhergestellt wer-
den. Die kolumbianische Regierung hat vor sehr 
schwierigen Fragen gestanden. Sie hat sich zu etwas 
entschieden, was wir nicht zu kritisieren haben, näm-
lich keine Lösegeldzahlung zuzulassen. Das ist ha rt 

 gegen alle Betroffenen. 

Ich würde an ihrer Stelle trotzdem unkonventionell 
versuchen, Leute herauszubekommen. 

(Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU]: Wie denn? 
Wie wollen Sie sie denn herausholen?) 

Aber Sie müssen doch auf der anderen Seite sehen, 
warum sie das tut: Sie hat es deshalb getan, weil das 
gesamte Problem der Finanzierung des Terrorismus 
an diesem Punkte hängt. 

Herr Staatsminister, wenn Sie jetzt schon Fragen 
seitens der Regierung Kolumbiens bekommen haben 
- wir wissen ja nicht, welche Fragen Ihnen gestellt 
worden sind -, dann finde ich: Sie sind der kolumbia-
nischen Regierung nicht nur Antworten, sondern 
auch eine Entschuldigung schuldig. Denn so, wie wir 
nicht wollen, daß in ganz anderen, viel schlimmeren 
Zusammenhängen die iranische Regierung hier in 
Deutschland Politik macht, so kann die Regierung 
eines anderen Landes nicht zulassen, daß wir über 
unsere Geheimdienste in ihrem Lande eine Politik 
machen, die gegen die erklärten Grundsätze dieses 
Landes zur Terrorismusbekämpfung verstößt. 

Vielleicht dies noch: Ich würde schon gerne wis-
sen, wie die amerikanische Reaktion in Ihrem Ge-
spräch mit Holbrooke war. Denn es ist doch ganz 
klar: Es gibt zwei Linien in der Bekämpfung des Ter-
rorismusproblems. Die Verhaftung von Mauss hat na-
türlich damit zu tun, daß jemand, der eine andere Li-
nie vertrat, ihn verhaften ließ. Damit sind Sie aber in 
eine innenpolitische Auseinandersetzung in einem 
anderen Land geraten. Das müssen wir in jeder 
Weise kritisieren, weil wir es nicht zulassen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Zeit. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. Ich glaube, es reicht auch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zurufe von der CDU/CSU: Das ist wohl 

wahr!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Otto Hauser, CDU/CSU. 

Otto Hauser (Esslingen) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kol-
leginnen und Kollegen! Lieber Herr Kollege Lippelt, 
Sie sagen zu Recht: Es reicht auch. In der Tat: heute 
morgen im Auswärtigen Ausschuß zwei Stunden, ge-
rade in der Fragestunde nochmals zwei Stunden. 
Was wollen Sie eigentlich? Sie sind doch überhaupt 
nicht ernsthaft an irgendeiner Aufklärung interes-
siert . 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist ein Argument!) 

Es geht Ihnen hier zunächst einmal um eine Show. 
Obendrein haben Sie den Journalisten versprochen, 
daß Sie eine kleine Medienshow veranstalten. Jetzt 
müssen Sie dem gerecht werden. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Natürlich, weil wir nichts Bes

-

seres zu tun haben!) 

Sie sind doch gar nicht an einer Aufklärung inter-
essiert . Ansonsten wären Sie doch einmal hergegan-
gen und hätten, insbesondere an die Adresse des 
Herrn Staatsministers Schmidbauer, gesagt, was in 
der Zusammenarbeit tatsächlich geschehen ist. Sie 
wären auf die Jahre 1995 und 1996, damit auf die 
Fälle Leo Ruttnik, Dressel, B rigitte Schoene und die 
drei argentinischen Ingenieure zu sprechen gekom-
men. Allein in diesen Jahren war es möglich, acht 
Menschen aus einer irrsinnigen Geiselhaft zu be-
freien. 

Ich bitte Sie, dieses zunächst einmal zu würdigen. 
Nein, das tun Sie nicht. Ihnen gefällt nur der Name 
Mauss nicht. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Im Gegenteil! - Weitere Zurufe 

vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nur weil Ihnen dieser Name nicht gefällt, machen 
Sie hieraus eine Show. 

Ich muß Ihnen noch eines sagen: Es ist doch ein 
Unding, daß Sie aus einer solchen Sache heraus dazu 
beitragen, daß ein gut funktionierendes außenpoliti-
sches Verhältnis mit Kolumbien beschädigt wird. 
Diese Verantwortung tragen Sie. 

(Lachen des Abg. Werner Schulz [Berlin] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Es gibt nämlich in Kolumbien Kräfte - auch dies ha-
ben wir heute morgen im Auswärtigen Ausschuß be-
sprochen -, die versuchen, diese Gewaltspirale zu 
durchbrechen, die versuchen, die Justiz zu reformie-
ren, die versuchen, der Korruption entschieden ent-
gegenzutreten. Auch diese treffen Sie mit Ihren At-
tacken. 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Werner  Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Sie drehen den Spieß um!) 

Staatspräsident Samper hat bei Antritt seines Am-
tes klar gesagt, daß er den runden Tisch möchte, daß 
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er in Friedensverhandlungen eintreten möchte. 
Wenn uns Deutsche eine fremde Nation fragt, ob wir 
an solchen Friedensverhandlungen teilhaben wollen 

(Freimut Duve [SPD]: Hat jemand gefragt?) 

- es gibt einen B rief, Herr Kollege Duve, in dem uns 
der Staatspräsident von Kolumbien bittet, daran teil-
zuhaben; Sie wissen das -, dann ist das doch keine 
Beschädigung deutscher Außenpolitik. Es gereicht 
uns doch eher zur Ehre, daß wir aufgerufen werden, 
dort  mitzuhelfen. Wenn es obendrein noch möglich 
ist, bei solchen Friedensverhandlungen deutsche 
Geiseln freizubekommen, dann respektiere ich dies 
und bedanke mich ausdrücklich bei der Bundesre-
gierung, daß sie das hinbekommen hat. 

Sie haben dies auch früher nie kritisiert. Als es der 
Kollege Schmidbauer im Zusammenhang mit dem 
Nahen und Mittleren Osten vor wenigen Monaten 
geschafft hat, daß humanitäre Aktionen erfolgreich 
gelöst werden konnten, haben Sie ihm Beifall gezollt. 
Heute aber machen Sie, nur weil angeblich ein 
Mauss beteiligt ist, eine Haßtirade daraus. 

Sie sollten sich eines merken: Bei dieser Sache 
nehmen wir Schaden; denn wenn wir ein solches 
Trara um diese Geschichte machen, sind wir künftig 
nicht mehr fähig - egal, wo auf der Welt -, humani-
täre Aktionen in unserem Sinne bef riedigend zu lö-
sen. 

Das, was Sie heute veranstalten, fällt leider auf Sie 
zurück und beschädigt leider unser Ansehen im Ver-
hältnis zu Kolumbien. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Werner Schulz 
[Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 

drehen die Tatsachen um!)  

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Günter Verheugen, SPD-Fraktion. 

Günter Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben es hier 
nicht mit einer Frage, sondern mit zwei Fragen zu 
tun. Beide sind ungewöhnlich schwierig und bedür-
fen einer sehr gründlichen Abwägung. 

Die eine Frage ist: Welche Rolle kann und soll die 
Bundesrepublik Deutschland bei den Bemühungen 
spielen, den seit 40 Jahren währenden schrecklichen 
Bürgerkrieg in Kolumbien zu beenden? Die zweite 
Frage ist: Was kann eine deutsche Regierung tun, 
wenn deutsche Staatsbürger oder auch Staatsbürger 
anderer Staaten in einem Land, in dem Zustände 
herrschen wie in Kolumbien, zur Finanzierung des 
Bürgerkrieges als Geiseln genommen werden und 
freigekauft werden müssen? Das sind die zwei Fra-
gen, über die wir heute diskutiert haben. 

In bezug auf beide Fälle möchte ich sagen, daß es 
richtig ist, daß die Bundesregierung entschieden hat: 
Sie tut etwas. Die Frage, die uns bewegt, ist: Wie hat 
sie es getan, 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Erfolgreich!) 

und hat sie die Operation nicht in einer A rt  und 
Weise angelegt, die zum Scheitern führen mußte? 
Denn die Operation ist ja gescheitert. Wenn derje-
nige, der einen runden Tisch zustande bringen will, 
in dem Land, um das es geht, unter dem Vorwurf 
schwerster Verbrechen festgenommen wird, darf 
man nicht erwarten, daß dieses Land noch bereit sein 
wird, mit der Bundesrepublik Deutschland zusam-
men einen Friedensdialog zu organisieren. Das ist 
kaum vorstellbar. 

Ich will gar nicht die Frage untersuchen, von wem 
die Initiative ausging, sondern will  zunächst feststel-
len, daß nach dem, was der Staatsminister in der Fra-
gestunde gesagt hat, ganz offensichtlich eine außen-
politische Entscheidung innerhalb der Bundesregie-
rung nicht getroffen worden ist. Er hat ja ganz offen

-gelassen, ob der Außenminister überhaupt jemals in-
formiert wurde, ob er überhaupt über das Bescheid 
wußte, was da lief. Es ist aber eine außenpolitische 
Frage von zentraler Bedeutung - zunächst einmal für 
das befreundete Land Kolumbien, aber ganz sicher 
auch für uns -, ob wir eine solche Vermittlungsauf-
gabe auf uns nehmen können oder nicht. 

Der Staatsminister hat sich eines Privatagenten be-
dient, den er hier als einen Philanthropen dargestellt 
hat. Auch das ist sehr schwierig. Tatsache ist natür-
lich - ich will das gar nicht bewe rten -, daß es der Be-
ruf von Herrn Mauss ist, in solchen Fällen als Ver-
mittler tätig zu werden, um einen Freikauf zu errei-
chen. Es geht nicht um eine Befreiung - hier ist im-
mer der Ausdruck Geiselbefreiung gefallen -, es 
geht um ein schlichtes Freikaufen. 

(Otto Hauser [Esslingen] [CDU/CSU]: Nicht 
nur! - Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU]: Es ist 

teilweise kein Geld geflossen!) 

Es geht um ein Verhandeln mit Schwerstkriminellen, 
die einen Bürgerkrieg dadurch finanzieren, daß sie 
unschuldige Menschen in Geiselhaft nehmen. Das ist 
der Punkt. 

Sie haben sich für beide Zwecke desselben Man-
nes bedient. Der eine Zweck war, einen sogenannten 
runden Tisch zustande zu bringen. Das ist auf sehr 
intensive Weise geschehen. Sie haben allein von 
sechs Begegnungen mit ihm selbst gesprochen. Es 
hat intensive Kontakte zwischen Herrn Mauss und 
den kolumbianischen Behörden gegeben. Sie haben 
in ihm jedenfalls denjenigen gesehen, der diese Sa-
che für die Bundesregierung vorbereiten soll. 

Gleichzeitig haben Sie zugelassen, daß diese Per-
son in diesem Staat in einer A rt  und Weise tätig wird, 
die - jedenfalls in der Sicht dieses Staates - seine exi-
stentiellen Interessen verletzt. Ich mag hier nicht dar-
über rechten - weil das eine Frage ist, die am Ende 
nur jeder für sich selber beantworten kann -, wer 
recht hat, die Bundesregierung oder die kolumbiani-
sche Regierung. 

Die eine Regierung sagt: Wir dürfen eine Entfüh-
rungsindustrie nicht auch noch dadurch aufwachsen 
lassen, daß wir bereit sind, die Entführten freizukau-
fen. Das ist eine Haltung, die beispielsweise - wie 
wir alle wissen - der Staat Israel in solchen Fällen 
einnimmt, eine Haltung, die auch frühere Bundesre- 
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gierungen eingenommen haben und die besagt: Es 
wird nicht freigekauft; wir lassen die Erpressung ei-
nes Staates nicht zu, so hart  das im Einzelfall sein 
mag. 

(Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU]: Die Praxis in 
Kolumbien ist ja ganz anders!) 

Einige von uns haben ja den schrecklichsten Fall die-
ser Art noch gut in Erinnerung, der sich in unserem 
eigenen Land abspielte und bei dem die Bundesre-
gierung gesagt hat: Wir lassen uns nicht von Terrori-
sten erpressen. 

Ich betone: Ich will  es nicht bewerten und will hier 
nicht rechten. Ich will  nur die Tatsache feststellen, 
daß die Bundesregierung ein völlig ungeeignetes In-
strument gewählt hat, indem sie dieselbe zwielich-
tige - das muß man nun schon sagen - Person be-
nutzt hat, um unterschiedliche Ziele zu verfolgen. Sie 
hat damit das Erreichen beider Ziele extrem gefähr-
det, und das Ergebnis ist genauso, wie es leider zu 
erwarten war: Weder besteht jetzt noch die Chance, 
daß die Bundesrepublik Deutschland einen ernsthaf-
ten Beitrag zu dem notwendigen Friedensdialog lei-
sten kann, noch besteht die ernsthafte Chance, daß 
in Zukunft bei solchen Fällen in der unkonventionel-
len Weise geholfen werden kann, die die jetzige Bun-
desregierung für die richtige hält. Das bewe rte ich im 
Augenblick nicht. 

Das ist der Vorwurf, der hier zu erheben ist. Hier ist 
unprofessionell gehandelt worden; hier sind inner-
halb der Bundesregierung die geltenden Regeln au-
ßer Kraft gesetzt worden, indem eine außenpolitische 
Entscheidung nicht außenpolitisch getroffen worden 
ist, sondern auf einer ganz anderen, mir noch nicht 
erklärbaren Ebene. Und es ist Schaden für ein be-
freundetes Land eingetreten, das bis heute auf die 
Antwort der Bundesregierung wartet, wie es dazu 
kommen konnte und warum sie sich so verhalten hat. 
Schließlich ist Schaden auch für unser eigenes Land 
eingetreten. 

Das ist für mich jedenfalls das klare und eindeutige 
Ergebnis dieser zwei Stunden gewesen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Hirsch, F.D.P.-Fraktion. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch ich möchte versuchen, das 
Thema ohne jede Emotion zu behandeln - was nicht 
einfach ist -, und zweierlei auseinanderhalten: Was 
ist durchaus zu akzeptieren und zu unterstützen, und 
wo sind Fragen berechtigt? 

Es ist ganz zweifellos so, daß Kolumbien ein hoch-
kompliziertes Land ist. Die staatlichen Funktionen 
sind beeinträchtigt. Die Kriminalität ist außerordent-
lich hoch. Die Verbindungen zwischen Rauschgift 
und Waffenhandel gerade in diesem Land sind uns 
allen gut bekannt. Der Staatspräsident, der hier 
mehrfach erwähnt worden ist, sieht sich einem Im-
peachment gegenüber, ist also auch in seinem eige-

nen Land nicht unumst ritten. Darüber brauchen wir 
nicht zu streiten. 

Zweifellos richtig ist auch - das muß ich für meine 
Fraktion ausdrücklich betonen -, daß natürlich a lles, 
auch Unkonventionelles, getan werden sollte, was ir-
gend denkbar ist, um dann, wenn deutsche Staatsan-
gehörige Opfer einer Straftat geworden sind und sich 
in Gefahr befinden, ein solches Opfer der Kriminali-
tät zu retten, zu schützen. Alles, was in diesem Zu-
sammenhang getan wird, verdient keinen Tadel, son-
dern Unterstützung. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Dr. Rolf 
Olderog [CDU/CSU]) 

Ich will auch nicht über Herrn Mauss reden, an 
den viele eigene Erinnerungen ganz unterschiedli-
cher Art  haben - nicht nur, weil er sich hier nicht äu-
ßern  kann, sondern auch deswegen, weil es nicht nur 
um Herrn Mauss und seine Frau geht. Es geht viel-
mehr darum, daß über Herrn Mauss in diesem Land 
Geldmittel in erheblicher Höhe bewegt worden sind. 
Ich nehme an, er hat insoweit p rivate Auftraggeber, 
und wünsche sehr, daß sich jeder, der zusammen mit 
Herrn Mauss tätig wird, genau vergewissert, wer die 
anderen sind, wo Mittel herkommen, wo Mittel hin

-

fließen. Wenn man einen Schutzbrief ausstellt, dann 
muß man sich über den, den man schützt, auch eini-
germaßen informieren, obwohl ich akzeptiere, daß 
die Auswahl geeigneter Persönlichkeiten für Ver-
handlungen dort  sicherlich begrenzt ist. 

Nun kommt das Problematische: Ich habe vorhin 
gefragt - auch im Auswärtigen Ausschuß -, in wel-
cher Eigenschaft der Staatsminister tätig geworden 
ist. Der Staatsminister ist - um es klar zu sagen - der 
Parlamentarische Staatssekretär beim Kanzleramts-
minister mit dem Titel Staatsminister. Das heißt, das, 
was er politisch tut, wird natürlich dem Kanzleramts-
minister zugerechnet. Diese Frage nach der poli-
tischen Verantwortlichkeit muß gestellt und beant-
wortet werden. 

Darum ist es von großem Interesse, ob das, was au-
ßenpolitisch geschieht, wirklich in diesen Verantwor-
tungsbereich fällt, und wer die Verantwortung über-
nimmt. Denn es ist ja merkwürdig, daß Herr Mauss 
einen Schutzbrief bekommt - es wird so dargestellt, 
als seien Geiselnahme und Friedensgespräche zwei 
Seiten derselben Medaille -, aber nach Beginn dieser 
Operation verhaftet und do rt  unter Anklage gestellt 
wird. Also muß dort  doch irgend etwas schiefgelau-
fen sein. 

Ist denn der Versuch, in einem uns relativ fern lie-
genden Land innenpolitisch auszugleichen, Teil der 
deutschen außenpolitischen Konzeption gegenüber 
Ländern im nördlichen Teil Südamerikas? Ist das ein 
Beitrag zur Rauschgiftbekämpfung? Ist das Teil der 
außenpolitischen Konzeption gegenüber diesem 
Land, und mit welchen Mitteln soll sie durchgeführt 
werden? Ich muß sagen: Mir fehlt eine klare Verzah-
nung - es gibt sicher Fragen, die noch gestellt wer-
den müssen - mit der erklärten deutschen Außenpo-
litik, die Nutzen bringen soll. 

Die andere Frage, die sich stellt, betrifft das Pro-
blem - dies hat hier keine Rolle gespielt - der Verbin- 
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dung zum Bundesnachrichtendienst. Als Parlamen-
tarischer Staatssekretär sind Sie beteiligt an der 
Dienstaufsicht über den Bundesnachrichtendienst. 
Dies führt ja in der Öffentlichkeit immer wieder 
dazu, daß Ihre Tätigkeit automatisch dem BND zuge-
rechnet wird. Ich habe hier nicht gehört, daß dies Tä-
tigkeit des Bundesnachrichtendienstes sei. 

Die Aufgaben des BND sind gesetzlich geregelt. Er 
ist kein operativer Dienst, der wie andere „aggres-
sive" Dienste, auch befreundeter Nationen, innen-
politische Einflüsse ausübt. Seine gesetzliche Auf-
gabe ist vielmehr, Informationen zu sammeln, die für 
die Sicherheit der Bundesrepublik von Interesse 
sind. 

Darum muß man sehr sorgfältig darauf achten, daß 
Tätigkeiten, die Sie ausüben und die mit operativen 
Überlegungen innerhalb der Innenpolitik eines an-
deren Landes im Zusammenhang stehen - zum Bei-
spiel Friedensausgleich -, nicht dem Bundesnach-
richtendienst mit Erfolg und Mißerfolg zugerechnet 
werden, weil sie dadurch, wie ich fürchte, die Mög-
lichkeiten des Bundesnachrichtendienstes auch im 
Rahmen seiner gesetzlichen Aufgabe zumindest be-
einträchtigen können. 

Es ist ganz sicher, daß man - wie Herr Westerwelle 
sagt - für die Aufgabe, die Sie wahrnehmen wollten, 
Grenzgänger braucht. Aber man muß doch erwarten, 
daß man nicht sozusagen zufällig dadurch, daß man 
von einem Funktionsträger eines anderen Staates an-
gesprochen wird, die Strukturen - das heißt: nicht 
nur formale Zuständigkeiten, sondern die politische 
Verantwortung gegenüber dem Parlament - verwirrt 
und durcheinanderbringt. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Ja!) 

Die Gefahr sehe ich. 

Herr Kollege Schmidbauer, das ist ein Punkt, bei 
dem ich meine, daß Sie Ihre Aktionen in diesem Be-
reich sehr sorgfältig daraufhin prüfen müssen, ob sie 
nicht dazu beitragen, Verantwortlichkeiten zu vermi-
schen, was für uns alle von höchster Problematik 
wäre. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Ulla Jelpke, PDS. 

Ulla Jelpke (PDS): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich denke nicht, daß die zwei Fragestun-
den, in denen wir von Herrn Schmidbauer Antworten 
bekommen haben, irgend etwas Neues, Erhellendes 
gebracht haben. Ich bin aber auch der Meinung, daß 
die vorliegenden Recherchen der Medien - ich 
konnte natürlich nicht im Auswärtigen Ausschuß 
sein, da ich heute morgen im Innenausschuß war - 
wirklich ausreichen, um schon zu Schlußfolgerungen 
zu kommen. 

Mir ging es ähnlich wie dem Kollegen Lippelt. Als 
ich den Namen Mauss hörte, fiel mir die lange Chro-
nik seiner Skandale ein. Herr Schmidbauer, der Ver-

such, Herrn Mauss hier als großen Menschenrechtler 
oder Menschenbefreier darzustellen, entspricht je-
denfalls nicht der Geschichte dieses Mannes. 

Der Kollege Lippelt hat schon an den Skandal des 
„Celler Loch" erinnert. Ich möchte auch an die 
„Operation Neuland" erinnern, als sich Herr Mauss 
mit Hilfe des niedersächsischen Verfassungsschutzes 
über die autonome Szene Salzgitters Zugang zum so-
genannten ominösen RAF-Umfeld verschaffte. Ich er-
innere daran, daß Herr Maus - von der Indust rie fi-
nanziert und vom damaligen BND-Chef Klaus Kinkel 
koordiniert - außerrechtlich RAF-Mitglieder ver-
folgte. Ich erinnere an Uwe Barschel. 

In dem Fall des Juwelierhändlers René Düe trieb 
Werner Mauss es tatsächlich zu weit. In Niedersach-
sen wurde ein Untersuchungsausschuß eingerichtet. 
Dieser gab die Empfehlung, Geheimdienste sollten 
tunlichst die Finger von Mauss lassen. 

Ich denke, daß dieser Schnickschnack die Bundes-
regierung bisher nicht interessie rt  hat. Das haben wir 
durch den neuen Skandal nachvollziehen können. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Daß das ein 
Skandal war, ist mir neu!) 

In der heutigen Fragestunde wurde ganz eindeutig 
klar, daß nicht nur das Bundeskanzleramt, sondern 
auch der BND von dem Tun des Herrn Mauss weiß. 

Nach Auskunft der „Frankfu rter Rundschau" und 
des „Focus" hat Mauss angeblich mindestens sechs 
gefälschte, aber gültige Bundespässe; mindestens 
zwei sind von ehemaligen BND-Offizieren. Diese 
Pässe sind verlängert worden. 

Einer dieser Offiziere ist BND-Oberst a. D. Joachim 
Philipp, der schon eine andere faktisch unangreif-
bare Person der deutschen Zeitgeschichte betreut hat 
- Sie werden es kaum glauben -: den Chef des KoKo

-

Imperiums, Alexander Schalck-Golodkowski. Ein 
Schelm, wer Böses dabei denkt. 

Von den toten Kollegen haben die beiden Ex-
BNDler diese Ausweisdokumente angeblich gestoh-
len. Aber sie müssen - wie Sie in dieser Fragestunde 
bereits gesagt haben - staatliche Helfer und politi-
sche Rückendeckung gehabt haben. 

Wir wollen Genaueres wissen. Es muß Aufklärung 
geben. Wer hat diesen Diebstahl zu welchem Zweck 
veranlaßt? Wer hat die Fälschung der gestohlenen 
Pässe durchgeführt? Wer hat die Ausweise verlän-
gert? Wer hat dies bezahlt? Diese Fragen sind meines 
Erachtens heute nicht beantwortet worden. 

Es ist ganz offenkundig, daß dies kein Fall für die 
PKK ist. Heute ist hier auch von Herrn Schmidbauer 
wieder deutlich gemacht worden, daß Mauss nicht 
als Agent des BND tätig ist. Von daher weiß ich gar 
nicht, warum wieder die Aufklärungsarbeit hinter 
den verschlossenen Türen der PKK stattfinden soll, 
die meiner Meinung nach eine Nebelmaschine ist. 
Die Öffentlichkeit hat ein Recht darauf, zu erfahren, 
was Mauss mit Wissen der Bundesregierung tatsäch-
lich in Kolumbien getan hat. Mauss stand, wie ge-
sagt, in keinem arbeits- oder dienstrechtlichen Ver- 
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hältnis. Nur dies hätte eine Behandlung in der PKK 
gerechtfertigt. 

Das macht die Sache aber nicht besser, sondern 
schlimmer. Wir haben es hier mit dem Aufbau einer 
extralegalen Geheimdienststruktur zu tun. Herr 
Mauss sollte außerhalb der rechtlichen Grenzen und 
der, wenn auch schlappen, parlamentarischen Kon-
trolle arbeiten. So sollte er seinen „unkonventionel-
len" - das heißt nichts anderes als: rechtswidrigen - 
Machenschaften nachgehen. Es kann nicht angehen, 
daß die parlamentarische Aufklärung über den Pri-
vatagenten der Bundesregierung, der bewußt aus 
der Geheimdienststruktur herausgehalten worden 
ist, nunmehr nachträglich in der PKK erfolgt. 

Es ist noch vieles offen, und es muß noch einiges 
untersucht werden. Vielleicht ist es sogar gerechtfer-
tigt, einen parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuß einzusetzen, um wirklich Licht hineinzube-
kommen. Ich möchte jedenfalls feststellen: Bei jeder 
Schweinerei war Herr Mauss bisher dabei. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Professor Rupe rt  Scholz. 

Dr. Rupert  Scholz (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
man einmal versucht, diese Aktuelle Stunde und 
auch die vorangegangene Fragestunde auf einen 
Nenner zu bringen, so sind zwei Eindrücke für mich 
dominierend. Das eine ist: Bei dem Versuch, gegen 
den Staatsminister vorzugehen, hat die Opposition 
gekreißt und nicht einmal eine Maus geboren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das zweite, und das ist allerdings nicht scherzhaft: 
Wenn man all das zusammenfaßt, was Sie hier gesagt 
haben, müßte man genau genommen zu dem Ergeb-
nis kommen, eine Geiselbefreiung sei mißlungen. 
Das wäre dann in der Tat ein Kritikpunkt. 

Sie gehen hier in einer Weise an Realitäten vorbei, 
die in der Fragestunde intensiv deutlich geworden 
sind: daß man mitunter auch andere Wege gehen 
muß. 

(Dr.  Roll  Olderog [CDU/CSU]: Das interes

-

siert die gar nicht!) 

- Ganz offensichtlich nicht. 

Man kann nicht ein Land wie Kolumbien - das ist 
heute auch bereits im Auswärtigen Ausschuß sehr 
deutlich geworden - in jeder Beziehung an klassi-
schen außenpolitischen Standards messen und in 
dem Zusammenhang von Souveränität reden. Hier 
mischt sich international organisierte Kriminalität auf 
der einen Seite mit dem desolaten Zustand eines 

Staates, dem man in vielfältiger Hinsicht mit Mitleid 
und Hilfsbereitschaft begegnen muß. 

Wenn man diese Zusammenhänge sieht, dann er-
kennt man auch, daß Tatbestände und Probleme, wie 
sie hier zusammengetroffen sind, auch operational 
zusammenzuführen sind, weil plötzlich eine viel-
leicht kleine Hoffnung, irgendwo Friedensgespräche 
zustande zu bringen, in der Tat mit einem Akt bru-
taler Kriminalität verbunden ist. Da kann man nicht 
differenzieren und fragen, ob man sich solcher und 
solcher Instrumente bedienen kann. 

(Günter Verheugen [SPD]: Das muß man 
trennen!) 

- Herr Verheugen, da muß man nicht trennen, son-
dern da hat man nach den Grundsätzen der Men-
schenwürde und des Schutzauftrages, den unser 
Staat für seine Bürger hat, und auch nach den 
Grundsätzen eines gewissen Maßes an Effektivität 
zu handeln. 

(Günter Verheugen [SPD]: Richtig! Dann 
müssen Sie trennen!) 

Ich möchte mich in diesem Zusammenhang auch 
an Herrn Hirsch wenden: Ich glaube, daß auch Ihre 
Frage und Ihre kritischen Einwände nicht berechtigt 
sind. Gestatten Sie mir einmal, das zu karikieren: Da 
wir leider Gottes, wie die Erfahrung zeigt, mit sol-
chen Problemen immer wieder konfrontiert worden 
sind, bei denen es um den Schutz unserer Staatsan-
gehörigen geht, müßten Sie sozusagen ein Geiselbe-
freiungsreferat innerhalb der Bundesregierung ein-
richten. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Ach, das ver

-

langt doch niemand!) 

Ich frage einmal weiter: Wie war denn das mit Moga-
dischu? Auch da mußte natürlich ad hoc gehandelt 
werden, und kein Mensch hat es beanstandet. Kein 
Mensch hat es in Zweifel gezogen, obwohl man sich 
auch auf den Standpunkt hätte stellen können, es sei 
zweifelhaft gewesen, ob der BGS 

(Günter Verheugen [SPD]: Das ist umge

-

kehrt!) 

mit der GSG 9 wirklich das zuständige Organ gewe-
sen ist, das für einen solchen Einsatz im Ausland vor-
gesehen ist. 

(Günter Verheugen [SPD]: Es ist doch in 
Mogadischu der Erpressung nicht nachge

-

geben worden! Das ist doch der Unter

-

schied!) 

- Hier ist eine Intervention vorgenommen worden. 
Herr Verheugen, Sie wissen das ganz genau. Wenn 
Sie von außenpolitischer Souveränität anderer Staa-
ten sprechen, müssen Sie sich genau überlegen, wie 
das aussieht. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: In Moga

-

dischu war die Zustimmung des Staates 
gegeben!) 
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- Sie sprechen von der Souveränität eines Staates, 
lieber Herr Hirsch, von dem Sie ganz genau wissen - 
ich will  das gar nicht weiter thematisieren -, wie we-
nig unsere Vorstellungen passen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Ein deutscher 
Professor, furchtbar!) 

- Sie können hier soviel herumschreien, wie Sie wol-
len. Dadurch bekommen Sie auch nicht mehr Aktua-
lität in Ihre sogenannte Aktuelle Stunde. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sie müssen sich eines vor Augen führen, Sie müs-
sen eines lernen und begreifen: Es geht zunächst 
darum, Menschen, unsere Menschen, zu schützen. 
Wer hier so etwas zerredet, der macht sich an solchen 
Menschen schuldig. Er macht sich schuldig am 
Nächsten, den es hoffentlich niemals treffen möge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist das Problem. Sie haben in äußerst fragwürdi-
ger Manier vorgeführt, daß Sie nicht in der Lage 
sind, solche Verantwortung solidarisch mit der Regie-
rung, die natürlich das schwerste Geschäft in solchen 
Fragen hat, mitzutragen. 

(Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Daß Sie das sagen, ist fragwür

-

dig!)  

Das ist traurig, und so bleibt es bei der kreißenden 
Maus. Das ist alles, was Sie vorgebracht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Norbe rt  Gansel 
[SPD]: Das war wirklich schwach!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Otto Schily. 

Otto Schily (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich finde, wir sollten diese schwierige 
Thematik in dem Stil behandeln, wie es die Kollegen 
Verheugen und Hirsch vorbildlich getan haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich glaube, ich sollte vorweg sagen: Daß der Kol-
lege Schmidbauer sein humanitäres Engagement in 
den Vordergrund stellt, respektiere ich. Selbstver-
ständlich ist jedes humanitäre Engagement zu begrü-
ßen und unterstützenswert. Ich stimme ihm auch zu, 
wenn er sagt - - 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

- Haben Sie doch ein bißchen Geduld! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

- Hören Sie doch zu! Es ist doch viel sinnvoller, wenn 
wir Argumente austauschen, als wenn Sie einfach 
dazwischenreden. Dazu ist die Thematik viel zu 
ernst. 

Ich stimme dem Kollegen Schmidbauer - - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Seit vier Stunden 
hören wir zu! Ich kann schon nicht mehr 

hören!) 

- Ich unterhalte mich jetzt mit Herrn Schmidbauer. 
Das ist besser. Mit Ihnen kann man ja nicht reden, 
weil Sie nicht zuhören wollen. 

Ich stimme Herrn Kollegen Schmidbauer zu, wenn 
er sagt: Wenn sich ein Mensch in einer Notlage be-
findet, wird er auf den Erfolg schauen. Wenn er um 
sein Leben fürchtet, wird er selbstverständlich hof-
fen, daß ihm jemand, mit welchen Mitteln auch im-
mer, zu Hilfe kommt. Damit hat Herr Schmidbauer 
völlig recht. 

Die Frage ist nur die: Wie kann sich ein Land in 
seiner Verantwortung in einer solchen Situation be-
wegen? Ich bin der Meinung, das kann mitunter mit 
unkonventionellen Mitteln geschehen. 

(Zuruf des Abg. Dr. E rich Riedl [München] 
[CDU/CSU]) 

- Herr Riedl, Ihnen möchte ich solch schwierige Fra-
gen nicht anvertrauen, das sage ich Ihnen ganz of-
fen. 

Die Frage, die sich innerstaatlich und im internatio-
nalen Rechtsverkehr stellt, lautet: Wie halten wir es 
mit dem Gewaltmonopol des Staates? 

(Zuruf von der CDU/CSU: In Kolumbien!) 

- Ja, in Kolumbien. Sie sagen nämlich: Es gibt offen-
bar Staaten minderen Rechts, in denen Sie sich ein 
Interventionsrecht anmaßen. 

(Abg. Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

- Zwischenfragen, Herr Olderog, gibt es in der Aktu-
ellen Stunde nicht. Das zumindest sollten Sie wissen. 

Wie verhalten wir uns in der Frage des Gewalt-
monpols? Herr Schmidbauer, es ist völlig unklar ge-
blieben, wo Sie sich in diesen Beziehungen ansie-
deln. Sie sind nicht Bestandteil des Geheimdienstes. 
Was ist Ihre Funktion? Ist das eine Funktion sui gene-
ris, wie die Ju risten sagen, eigener Art? Beaufsichti-
gen Sie sich selbst? Sind Sie sozusagen ein Gebilde, 
das agiert und sich selber beaufsichtigt? 

Ich will gar nicht in Frage stellen, daß Sie mögli-
cherweise auch mit einem Herrn Mauss - - 

(Dr.  Guido Westerwelle [F.D.P.]: Dafür sitzen 
wir doch hier! Wir kontrollieren das doch!) 

- Nein, nein, Herr Westerwelle. Sie kontrollieren hier 
überhaupt nichts. Sie sitzen nur dabei und schwei-
gen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Sie möchten es jetzt in der PKK ansiedeln. Do rt  ist 
es aber nicht anzusiedeln, denn es ist keine Geheim-
dienstaktivität. Sie schauen auf den Erfolg. Das kön-
nen Sie tun, und das tun Sie auch mit Recht. 

Ich nehme jetzt sehr bewußt einen hypothetischen 
Fall, bei dem ich mich gar nicht auf Herrn Mauss be-
ziehe, denn wir müssen selbstverständlich die Un- 
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schuldsvermutung auch für Herrn Mauss respektie-
ren. 

(Dr. E rich Riedl [München] [CDU/CSU]: Das 
tun Sie aber nicht!) 

- Ich tue das. Nun stellen Sie sich einmal vor, Sie un-
terstützen jemanden - nicht den Auftrag - und sa-
gen, es können „unkonventionelle Mittel" - in eini-
gen Gesetzen heißt es „nachrichtendienstliche Mit-
tel" - eingesetzt werden, und diese Person erweist 
sich nun als Krimineller, er bringt bei diesem Auftrag 
jemanden um. Das Ganze entgleist in einer Weise, 
daß Sie sagen: Das habe ich nicht gewollt. 

Um solche Konstellationen zu verhindern, haben 
wir in der Verfassung den Grundsatz der Gesetzmä-
ßigkeit des Verwaltungshandelns. Deshalb brau-
chen wir auch dann, wenn eine Regierung tätig wird, 
eine rechtliche Grundlage. Sonst gerät Ihnen mögli-
cherweise alles aus dem Gleis. Sonst sind Sie wie ein 
Lottospieler darauf angewiesen, ob Sie Erfolg haben 
oder nicht. Das ist die entscheidende Frage. 

Herr Kollege Schmidbauer, Sie haben selbst von ei-
ner Grauzone gesprochen, die die verfassungsmäßi-
gen Zuständigkeiten durcheinanderbringt. Wir 
zeichnen uns als Staat dadurch aus, daß wir klare 
Verantwortungen zuschreiben, daß wir ein Gesetz 
haben, das selbst dem BND klar die Grenzen zeigt, 
bis wohin er gehen kann. 

Aber wo sind eigentlich Ihre Grenzen? Setzen Sie 
die selber? Haben Sie nur den „übergesetzlichen 
Notstand" im Kopf? Adolf Arndt hat einmal gesagt - 
das muß man immer im Kopf haben -: „In vielen Fäl-
len ist der übergesetzliche Notstand nur ein Tarnwort 
für Verfassungsbruch." Man muß auf der Hut sein, 
wenn man sich so eine Generalklausel mit „Noth ilfe" 
oder „übergesetzlichem Notstand" zusammenba-
stelt. So kann man nicht verfahren. Sie kommen 
dann in Verlegenheit. 

Wie gesagt, respektiere ich die Unschuldsvermu-
tung für Herrn Mauss, aber man kann ja in den 
Nachrichten lesen, welche Vorwürfe gegen ihn erho-
ben werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Sie schüren!) 

Nun befinden Sie sich möglicherweise in einem 
Gespräch mit einer Regierung, die nach den Aus-
künften, die Sie uns heute gegeben haben, de facto 
sagen muß, daß die Bundesregierung möglicher-
weise im Verdacht steht, für eine nach boliviani-
schem Recht strafbare Handlung, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kolumbien!) 

- ja, nach kolumbianischem Recht strafbare Hand-
lung - Beihilfe geleistet zu haben. In welche sehr fa-
tale Lage kämen Sie dann? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Schily, Sie müssen leider zum Schluß kommen. 

Otto Schily (SPD): Wir müssen die Fragen, die sich 
hier stellen, sehr sorgfältig durchdenken. Dazu eig-
net sich keine Polemik, sondern dazu eignet sich  

eine sachliche Auseinandersetzung, zu der ich hof-
fentlich auch einen Beitrag geleistet habe. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Manfred Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Scholz, 
ich muß zunächst einmal auf das eingehen, was Sie 
im Zusammenhang mit der GSG 9 und deren Einsatz 
in Mogadischu gesagt haben. Sie wollen doch wohl 
nicht wirklich die GSG 9 mit Herrn Mauss verglei-
chen, der zumindest eine schillernde, wenn nicht 
zwielichtige Persönlichkeit ist. 

(Dr. Rupe rt  Scholz [CDU/CSU]: Sie haben 
nichts verstanden!) 

Man weiß nicht, welche Strafverfahren auf ihn noch 
zugekommen wären, wenn er nicht durch Geheim-
dienste entsprechend unterstützt worden wäre. Die-
ser Vergleich verbietet sich. 

Es verbietet sich auch zu sagen, daß für solche Ak-
tionen jedes Mittel recht sei nach dem Motto „Der 
Zweck heiligt die Mittel". Wir leben hier nicht in Ko-
lumbien. Wenn wir in Kolumbien tätig werden, ha-
ben wir uns nach unseren rechtsstaatlichen Prinzi-
pien, nach unserer Rechtsordnung zu richten und 
nicht nach dem, was in einem Staat vorgeht, von dem 
wir sagen: Er befindet sich am Rande eines Rechts-
staates oder ist noch nicht einmal ein Rechtsstaat. 

(Dr. Erich Riedl [München] [CDU/CSU]: Das 
ist doch gar nicht passiert!) 

Das ist ein sehr merkwürdiges Rechtsverständnis, 
was Sie hier in diesem Zusammenhang geäußert ha-
ben. 

Mich hat in der Fragestunde die Bemerkung des 
GdP-Vorsitzenden Lutz sehr nachdenklich gemacht. 
Diese Bemerkung, wenn er sie so gemacht hat, wie 
er zitiert worden ist, ging genau in die gleiche oder in 
eine ähnliche Richtung. Er sagt, daß sich die Polizei 
bei solchen schwierigen Aktionen auch einmal sol-
cher zwielichtiger Persönlichkeiten bedienen dürfe, 
um es dann anschließend zu heilen und zu sagen: 
Wenn man die Karten auf den Tisch legt, dann ist das 
alles wieder in Ordnung. Ich denke, daß das ein sehr 
merkwürdiges Polizeiverständnis ist. Man muß, ge-
rade wenn hohe Polizeiführer eine solche Meinung 
vertreten, darauf achten, daß solches Verhalten nicht 
in der deutschen Polizei Platz greift. Man muß aber 
befürchten, daß solche Machenschaften bereits in-
nerhalb der Polizei vorkommen. 

Zu Herrn Schmidbauer. Ich bezweifle, daß Sie, 
wenn Sie - das tun Sie nicht - zugeben würden, daß 
Herr Mauss eine zwielichtige und schillernde Person 
ist, bereit wären, dann auch wirklich die Karten auf 
den Tisch zu legen. Aus anderen Erfahrungen - etwa 
im Plutonium-Untersuchungsausschuß - heraus kann 
ich nicht bestätigen, daß Sie jemals bereit waren, 
wirklich alle Akten auf den Tisch zu legen. Selbst 
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Akten, die in der Geheimschutzstelle lagen, waren 
dann noch entsprechend geschwärzt, so daß man auch 
unter Geheimhaltungspflicht nicht nachvollziehen 
konnte, was eigentlich abgelaufen ist. Ich habe erheb-
liche Bedenken, daß Sie das tun werden. Wir werden 
die PKK-Sitzung sicherlich noch abwarten müssen, um 
dann weiter zu entscheiden und - ich möchte da mei-
ner Kollegin Jelpke zustimmen - zu überlegen, was 
weiter angesagt ist und ob wir nicht doch einen Unter-
suchungsausschuß in dieser Sache brauchen. 

Ich stelle fest, daß wir uns wiederholt mit Herrn 
Schmidbauer und dem beschäftigen müssen, was un-
ter seiner Regie immer wieder abläuft bzw. was ihm 
vorgeworfen wird, siehe Plutonium- und jetzt wieder 
den Mauss-Fall. Ich denke, man könnte seine politi-
schen Aktivitäten besser und nützlicher einsetzen, 
als sich immer wieder mit Vorwürfen gegen Herrn 
Schmidbauer bzw. mit dem, was Sie in Geheim-
dienstkreisen, jetzt in Ihrem p rivaten Geheimdienst 
mit Herrn Mauss, so alles treiben. 

Auch möchte ich den falschen Eindruck nicht ste-
hen lassen, daß sich meine Fraktion eventuell nicht 
für humanitäre Einsätze aussprechen würde. Natür-
lich wären wir für einen humanitären Einsatz, wenn 
es darum geht, Geiseln zu befreien. Aber das be-
kommt doch einen schalen Beigeschmack, wenn 
man weiß, daß es dem Hauptakteur, nämlich Herrn 
Mauss, offenbar gar nicht darum geht, humanitär zu 
wirken. Dem geht es augenscheinlich nur darum, 
Geld in die eigene Tasche zu wirtschaften. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Ist das denn 
bewiesen? Wissen wir das?) 

- Wenn entsprechende Lösegeldforderungen, Herr 
Westerwelle, immer wieder erhöht werden und ganz 
klar von Provisionen für Herrn Mauss gesprochen wird, 
liegt doch auf der Hand, wo seine Motivation liegt. 

Herr Schmidbauer gibt vor, in Friedensverhand-
lungen in Kolumbien einschreiten zu wollen. Da, 
denke ich, wären zunächst einmal andere Maßnah-
men angesagt, zum Beispiel die Unterbindung deut-
scher Waffenexporte nach Kolumbien oder die Über-
prüfung der Ausstattungshilfe der Bundesregierung 
an die kolumbianischen Geheimdienste. Da leisten 
wir erhebliche Hilfe. Es wäre ein Beitrag auch zur 
Friedensbildung dort , wenn man etwa die Waffenlie-
ferungen und diese Unterstützung zurückfahren 
würde. 

Ein Letztes. Indirekt unterstützt die Bundesregie-
rung auch Schmiergeldzahlungen, wenn sie es im-
mer noch zuläßt, daß man in Deutschland solche Zah-
lungen von der Steuer absetzen kann, und wenn Sie 
sich beharrlich weigern, dem, so wie es bereits inter-
nationaler Standard ist, einen Riegel vorzuschieben. 

Wenn Sie in Friedensbemühungen in Kolumbien 
einsteigen sollten, dann sollten Sie zumindest diese 
drei Punkte im Auge haben. Gerade der Bereich 
Schmiergeldzahlungen trägt zum Unf rieden in Ko-
lumbien bei. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete E rich Riedl. 

Dr. Erich Riedl (München) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ei-
gentlich muß man der Opposition für die Frage-
stunde und für die Aktuelle Stunde dankbar sein, 
weil sie, Herr Kollege Schily, zwei in einer westlichen 
Demokratie offensichtlich sehr funktionierende In-
strumente der parlamentarischen Kontrolle sind. Ich 
glaube nicht, daß es allzu viele Länder gibt, bei de-
nen im Plenum der Vollversammlung des Parlaments 
so kontrovers und offen ein so heikles Thema behan-
delt wird. Das ist das erste Positive, das ich hier ein-
mal feststellen möchte. 

(Beifall des Abg. Dr. Guido Westerwelle - 
Otto  Schily [SPD]: Nein, das kann man 

nicht feststellen!) 

So sind alle Klagen und Fragen nach der Gesetzge-
bung und nach den Gremien heute eigentlich in 
recht eindrucksvoller Weise beantwortet. 

Zweitens. Ich mache an der Stelle, wo ich zu reden 
habe, immer den Versuch, zusammenzufassen. In 
den letzten Tagen war in den Sonntagsblättern über-
all vom Rücktritt des Koordinator-Staatsministers 
Schmidbauer zu lesen, und es ist darüber geredet 
worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Davon ist nicht 
viel hängengeblieben!) 

Ich habe das Wo rt  Rücktritt heute nicht mehr ge-
hört. Es konnte gar nicht fallen, weil die Antworten 
der Bundesregierung auch auf deutliche Zusatzfra-
gen eigentlich Anlaß zu der Feststellung, die ich jetzt 
machen möchte, gegeben haben. Ich habe mich ge-
wundert, daß bisher von niemandem angesprochen 
wurde, daß man angesichts der geglückten Befrei-
ung von Frau Schoene der Bundesregierung und 
dem Koordinator sowie allen, die beteiligt waren, 
einmal ein herzliches Dankeschön für diese humani-
täre Leistung aussprechen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich glaube, daß es der Opposition nicht gelungen 
ist, der Bundesregierung dera rtig gravierende Vor-
würfe zu machen - Vorwürfe kann man immer ma-
chen, auch in einer so heiklen Geschichte -, wie sie 
bislang in der Öffentlichkeit von der Opposition er-
hoben worden sind. Ich will einmal ganz kurz zusam-
menfassen. 

Erstens. Es ist, glaube ich, heute im Deutschen 
Bundestag klar geworden, daß Kolumbien kein Para-
dies ist. Es ist auch nicht die Schweiz, Holland oder 
Deutschland, 

(Otto Schily [SPD]: Das hat doch auch kei

-

ner behauptet, Herr Riedl!) 

wo leider Gottes auch Entführungen teilweise mit tragi-
schem Ende, wie jetzt in Frankfu rt , vorkommen. Viel-
mehr ist Kolumbien, Herr Kollege Hirsch hat das ja sehr 
deutlich gesagt, ein Land, in dem alles passieren kann 
von Rauschgift, Geldwäsche, Guerilla, Mord, Gewalt-
verbrechen. Dann werden Deutsche in diesem Land 
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entführt, und es ist gelungen, diese Geiseln freizube-
kommen. Das ist doch eigentlich das Schöne an dieser 
Sache, um das Wort Schoene auch einmal im Zusam-
menhang mit der Entführung zu bringen. 

Zweitens. Die Figur Mauss. Ich möchte das Ge-
schäft nicht machen, das er zu machen hat. Es gibt 
wahrscheinlich auch nicht viele, die das angesichts 
dieses hohen Lebensrisikos tun. Ich möchte auch 
nicht wie er jetzt in dem Hochsicherheitsgefängnis in 
Kolumbien sitzen, mitten unter Rauschgift- und Dro-
gensüchtigen. Aber Mauss hat ganz offensichtlich - 
das muß man bei seiner Tätigkeit feststellen - mit ei-
nem Höchstmaß an persönlichem Risiko dazu beige-
tragen, daß die Geiseln befreit worden sind, wie die 
Bundesregierung und wir alle wollten. 

Herr Kollege Such, Sie sind ja Polizeibeamter. Des-
wegen wäre ich mit der Feststellung „zwielichtige Fi-
gur" sehr vorsichtig, bis das geklärt ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Unschuldsvermutung - da hat Herr Rechtsanwalt 
Schily recht - gilt für jeden, auch für Herrn Mauss. 

Drittens. Diese Fragestunde und die Aktuelle Stun-
de haben ergeben, daß Rechtsverstöße deutscher 
Stellen und Behörden nicht stattgefunden haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr.  Peter Struck [SPD]: Na, na, na, na!) 

- Dann beweisen Sie es, Sie haben ja noch Zeit. Das 
haben die Fragestunde und die Aktuelle Stunde 
ganz deutlich ergeben. 

Viertens. Die letzten zwei Stunden haben ergeben, 
daß es eine Überschreitung der Kompetenzen des 
Koordinators ebenfalls nicht gegeben hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich stelle ausdrücklich fest, daß die enge Zusammen

-

arbeit zwischen Bundeskanzleramt, den Sicherheits

-

behörden und dem Auswärtigen Amt funktioniert hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Fünftens. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, es gilt ja, den Blick in die Zukunft zu richten. Wir 
alle müssen schauen, daß im Zusammenhang mit 
diesen unglaublich schwierigen Ländern, wo morgen 
früh wieder Entführungen stattfinden können, die 
Funktionsfähigkeit des deutschen Regierungsappa-
rates durch Diskussionen, wie sie hier teilweise statt-
gefunden haben, nicht beeinträchtigt wird. 

Ich sagte heute schon in einer Zwischenfrage: Ich 
möchte in Kolumbien nicht der nächste Entführte 
sein, wenn die Dinge so offengehalten werden, wie 
das jetzt der Fall ist. 

(Otto Schily [SPD]: Die Bundesregierung 
scheint sich für Ihre Ausführungen nicht 
mehr zu interessieren, Herr Kollege Riedl!) 

- Herr Kollege Schily, ich habe Ihren Zwischenruf 
nicht verstanden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Schmid-
bauer hat, glaube ich, ein gesundheitliches Problem 
und mußte deswegen den Raum verlassen. 

Dr. Erich Riedl (München) (CDU/CSU): Ich möchte 
zum Schluß den Appell, der aus dem Plenum heute 
ganz deutlich hervorgeht, an die Bundesregierung 
richten und sie bitten, alles zu tun, vielleicht in Zu-
sammenarbeit mit den Regierungen der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, die in Lateinamerika wohl 
den meisten Einfluß von uns allen haben, daß es wie-
der zu einigermaßen normalisierten Beziehungen mit 
Kolumbien kommt und daß die Geschichte, über die 
wir heute sehr ausführlich geredet haben, auf Dauer 
nicht weitere Menschenleben gefährden wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Kollege Freimut Duve. 

Freimut Duve (SPD): Nein, Herr Kollege Riedl, es 
ist nicht gelungen, die Vorwürfe zu entkräften. Wir 
werden noch weitere Fragen zu diesem ganzen Vor-
gang stellen. 

Ich möchte mich auf das Land Kolumbien konzen-
trieren. Was wäre wohl passiert, wenn diejenigen ko-
lumbianischen Richter und Staatsanwälte, die wir 
1993 nach Bonn eingeladen hatten, heute zugehört 
hätten? Damals haben wir sehr intensiv über die Dra-
men der Entstaatlichung und der Zerstörung des 
Rechtswesens durch Gue rilla, die sich aus Geiselnah-
men und aus Rauschgift finanziert, gesprochen. Was 
hätten sie gesagt, wenn sie gehört hätten, wie heute 
hier über ihr Land und über ihre ständigen Bemü-
hungen, einen Zivilstaat herzustellen, geredet wor-
den ist, auch in Zwischenrufen, 

(Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU]: Sprechen Sie 
von der Realität?) 

als sei es sozusagen eine komische Chaoswiese, auf 
der man tätig werden muß! 

Kollege Riedl, daß Tragische bei jeder Entführung 
ist doch, daß der, der damit befaßt wird, zum einen 
den Auftrag hat, das Leben der Geiseln zu retten, 

(Dr. E rich Riedl [München] [CDU/CSU]: Ja, 
natürlich!) 

und zum zweiten, wenn er staatlich agiert, den Auf-
trag, künftige Wiederholungen zu verhindern. Denn 
jede erfolgreiche Auslösung ist bereits eine Verlok

-

kung zur Wiederholung. Daraus ist in einem schwa-
chen Staat wie Kolumbien eine Auslösungsindustrie 
geworden. Jede finanziell erfolgreiche Auslösung 
lockt die Täter zur nächsten Entführung. Das ist die 
tragische Lage, in die jeder gestellt ist, der mit Ent-
führungen zu tun hat. 

Deshalb ist der Vergleich mit Wischnewski in die-
sem Punkt in bezug auf Mogadischu völlig falsch. 
Denn genau diese Frage haben sich damals viele 
Menschen in diesem Staat gestellt. Es ist entschieden 
worden: Wir gehen auf keine der Forderungen der 
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Geiselnehmer ein, weil sie den Kernbestand dieser 
Sache verletzen würden. 

(Dr. Rolf Olderog [CDU/CSU]: Das paßt 
doch überhaupt nicht! Das ist doch abwe

-

gig!) 

Das ist der wirkliche Unterschied. 

(Günter Verheugen [SPD]: Ja, das ist der 
große Unterschied!) 

Ich komme zu Kolumbien zurück. In Kolumbien 
gibt es ein engagiertes Rechtspersonal, das auf Un-
terstützung von außen hofft, das hofft, daß es gelingt, 
diese Geiselnehmerindustrie der Leute, die sich nach 
wie vor Guerilla nennen, die aber Killergruppen sind 
und mit der Drogenmafia zusammenarbeiten, zu zer-
schlagen, indem man den Prozeß der Geiselnahmen 
durchbricht. Das ist der einzige Grund, warum die 
kolumbianische Regierung gesagt hat: Wir verbieten 
die finanzielle Auslösung. 

Da gerät der deutsche Staat natürlich - das hat 
Herr Schmidbauer völlig richtig dargestellt - in eine 
Zwickmühle, wenn deutsche Staatsbürger betroffen 
sind. Aber Herr Verheugen hat wirklich richtig ge-
sagt: Das eine ist etwas völlig anderes als das andere. 
Man soll bitte nicht glauben, das könne man mit ei-
ner Friedensoffensive kombinieren. Auch mich hat 
man einmal gefragt, ob ich für Kolumbien dazu be-
reit wäre, nachdem wir es mit Guatemala versucht 
haben. Einige von uns kennen die Lage. Wer sind 
denn mögliche Verhandlungspartner? Wie sieht das 
aus? Der Herr Mauss hat überhaupt nichts dazu bei-
getragen, auch nur eine Analyse vorzulegen, wer die 
„verhandlungsfähige" andere Seite sein soll. 

Warum sage ich das mit solchem Ernst? Ich sage 
das deswegen, weil wir die Entstaatlichungssituation 
in vielen anderen Ländern - ich will keine einzelnen 
Namen nennen -, in vielen postkommunistischen 
Staaten haben. Die Neigung, Geiselnahme zur Indu-
strie zu machen, die Hoffnung, an den Reichtum der 
anderen Länder zu kommen, indem man aus genau 
den reichen Ländern jemanden nimmt, wird immer 
größer. Da stellt sich auch die Frage, was die Firmen 
eigentlich von dem Staat denken, in dem sie do rt  tä-
tig sind, die glauben, dann komme der Heimatstaat 
und tue genau dies, was zur Fortsetzung des Pro-
blems führen würde. 

Wir haben wirklich dieses Problem. Ich muß sagen: 
Ich habe nicht den Eindruck, daß sich die Bundesre-
gierung ernsthaft mit der Frage befaßt hat, wie ihr 
Handeln auf Wiederholungstäter wirkt, was man als 
Industriestaat, als parlamentarische Demokratie, 
aber auch als Bündnispartner von Frankreich, von 
Italien, von den Vereinigten Staaten, von England 
tun muß, um dieses durchaus globalen Terrorpro-
blems beim Zerfall von Staaten Herr zu werden. 

Die Vermischung zwischen der Frage der Befrei-
ung einer einzelnen Geisel und der vermuteten 
Chance, unter sehr vielen verschiedenen Partnern zu 
vermitteln, ist absolut unzulässig. Am schlimmsten 
war in dieser Hinsicht Professor Scholz. Wenn ich 
höre, daß hier ein Juraprofessor so etwas verkündet, 
muß ich sagen, er hat überhaupt nicht beg riffen, wo-

von wir hier reden, was Zivilstaat künftig sein kann 
und im nächsten Jahrhundert sein muß. 

Dabei könnten wir auch Kolumbien helfen. Wir ha-
ben seinerzeit eine große Anhörung durchgeführt, ei-
nen ganzen Tag lang - hier ist das Protokoll -, und 
uns mit Juristen Kolumbiens befaßt. Alle, die Men-
schenrechtler und die Juristen, haben uns Marge

-

macht: Hilfe ja, aber immer nur solche, die den Wie-
derholungstäter abschreckt. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Olderog. 

Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich frage 
mich, ob das, was über Kolumbien gesagt wurde, 
nicht ein weites Stück von der Realität entfernt ist. 
Wir sind ja als Mitglieder der PKK einmal in Kolum-
bien gewesen. Ich kenne kaum ein Land, das in so 
entsetzlicher Weise bedroht und beherrscht ist von 
Anarchie, Terror und Geiselnahme, von Guerilla, 
Drogenkartellen, Mafia und Räuberbanden. 

Längst hat doch die Regierung ihre Herrschaft 
über weite Teile des Landes verloren. Sie sind außer 
Kontrolle geraten. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das ist das 
Problem!)  

Da gelten die Gesetze des Dschungels. Da, wo die 
Geiseln untergebracht sind, wohin sie verschleppt 
wurden, gibt es keine Regierungsgewalt mehr. Da ist 
längst die Staatsgewalt beendet. Da herrschen leider 
die Gesetze des Dschungels. 

Deswegen ist es gradezu absurd, mit Rechtssätzen 
des Verwaltungs- und Staatsrechts zu kommen. Das 
hat mit der Wirklichkeit überhaupt nichts mehr zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wir haben ja in den letz-
ten Tagen - Gott sei Dank heute nicht mehr - immer 
wieder die Forderung nach dem Rücktritt von Schmid-
bauer gehört. Ich kann nur sagen: Daß in jenem Land, 
in dem ein Menschenleben für viele überhaupt nichts 
mehr zählt, in dem jährlich mehr als 20 000 Menschen 
ermordet werden, in dem im letzten Jahr 1 200 Men-
schen entführt und verschleppt wurden, Brigitte 
Schoene von Herrn Mauss befreit werden konnte, ist 
ein Grund für große Erleichterung und Dankbarkeit; 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

dies um so mehr, als ich erfahren habe, daß die ko-
lumbianische Regierung zwar angesprochen worden 
ist, sich aber außerstande gesehen hat, irgend etwas 
zu unternehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Inzwischen wissen wir ja auch, meine Damen und 
Herren, daß Herr Mauss allein in den Jahren 1995 
und 1996 nicht nur eine Person, sondern insgesamt 
acht, vermutlich aber weit mehr Personen aus der 
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Geiselhaft irgendwo im Urwald befreit hat. Die Fälle 
Schoene, Rutnig, Dressel und der drei argentinischen 
Ingenieure sind nur die bekanntesten. Es gibt eine 
weit größere Zahl. 

Mauss war es, der über gute Kontakte in alle Teile 
des Landes und zu vielen Gruppierungen des Landes 
verfügte. 

(Freimut Duve [SPD]: Da habe ich sehr gro

-

ßen Zweifel!) 

Mit seiner Hilfe Brigitte Schoene zu befreien, das 
hatte eben die besten Chancen, das hatte bessere 
Chancen, als andere Wege zu beschreiten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich frage Sie einmal ganz konkret: Was hätte denn 
Herr Schmidbauer, was hätte die Bundesregierung in 
der konkreten Situation tun sollen? Hätte sie sagen 
sollen: „Geisel, bleib do rt  mal! Wir haben leider nicht 
die rechtsstaatlichen Instrumente und müssen des-
wegen darauf verzichten, dir zu helfen?" 

Nein, sie mußte in dieser Situation, sozusagen in 
einem übergesetzlichen Notstand, die Chance nut-
zen und den Zipfel packen, den es gab, um dieser 
Geisel zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Oder glauben Sie, daß Controll Risk oder die ande-
ren Befreiungsunternehmen, die es dort auch noch 
gibt, die erwiesenermaßen oft Mißerfolge gehabt ha-
ben, dies hätten besser bewerkstel ligen können? 

Ich glaube, so wie die Regierung gehandelt hat, 
waren das alles keine Fehlentscheidungen, sondern 
es war in dieser extremen Situation ein mutiges und 
verantwortungsbewußtes Verhalten. 

Lassen Sie mich zur Person Mauss sagen: Wir wol-
len ihn weiß Gott nicht zu einer idealen Figur hoch-
stilisieren. Nach Aussage der Medien soll er einer-
seits eine fast legendäre Figur sein, andererseits eine 
höchst schillernde und umstrittene Person. 

(Günter Verheugen [SPD]: Das schließt sich 
ja nicht aus!) 

Schon jetzt ist aber klar - das haben wir heute ge-
hört -, daß viele Behauptungen nur auf Gerüchten 
und Spekulationen beruhen. Falsch sind zum Bei-
spiel die Behauptungen über deutsche Haft- und 
Vorführbefehle. Herr Such, ich finde es schlimm, daß 
Sie als Polizeibeamter, der weiß, wie man mit solchen 
Dingen umgeht, das hier noch einmal nachträglich in 
die Welt setzen, obwohl das schon widerlegt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ziemlich sicher ist - ich sage das einmal vorsichtig -, 
daß Herr Mauss seit Mitte der 70er Jahre in einer 
Reihe von spektakulären Fällen hat helfen können, 
in denen sich Polizei und Sicherheitsdienste leider 
vergeblich bemühten. 

(Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die waren aber zuständig!) 

Manche meinen, Herr Schmidbauer habe sich zu 
eng mit Herrn Mauss eingelassen. Bei den Vorgän-
gen in Kolumbien aber ging es - das muß man immer 
wieder sagen - für die Geiseln letztlich um Leben 
und Tod. In einer so extremen Situation kann es 
keine Rücksichtnahme auf - ich nenne das einmal so;  

vielleicht ist es nicht ganz angemessen - protokollari-
sche Ästhetik geben. 

(Beifall des Abg. Georg Brunnhuber [CDU/ 
CSU] - Zurufe von der SPD: Na! Na!) 

- Manche sagen, ein Staatsminister dürfe sich mit ei-
ner so schillernden Figur nicht zusammensetzen. Ich 
sage nur: Der Erfolg zeigt, daß das der richtige Weg 
gewesen ist. 

(Günter Verheugen [SPD]: Das war ein Miß

-

erfolg! - Weitere Zurufe von der SPD) 

- Die Geisel ist befreit worden. Das haben Sie völlig 
vergessen. Das ist für mich die entscheidende Sache. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Otto Schily 
[SPD]: Und bei einem Mißerfolg? Was ist 

dann?) 

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluß. Die Re-
gierung hat der Opposition angeboten, in den zu-
ständigen Gremien über weitere Details zusätzlich 
Auskunft zu geben. Mögen Sie - vielleicht sogar zu 
Recht - diesen oder jenen Begleitumstand kritisch 
würdigen. Ich räume ein, daß man über dieses oder 
jenes sprechen kann. 

(Zuruf von der SPD: Na endlich!) 

Im Kern werden auch Sie nicht umhin kommen, zu 
erkennen: Die Befreiungsaktion war ein voller Erfolg, 
die Unterstützung der Bundesregierung geboten. 
Rücktrittsforderungen an Herrn Schmidbauer sind 
abwegig. Soweit sie erhoben werden, weisen wir sie 
entschieden zurück. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der 
Kollege Norbe rt  Gansel das Wort . 

Norbert Gansel (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wenn ein geheimer Vermittler bei 
einer vertraulichen Friedensinitiative verhaftet und 
enttarnt wird, wenn von den Behörden des Staates, 
auf dessen Bitten und in dessen Interesse er tätig ge-
wesen sein soll, gegen denselben und gegen unsere 
Bundesregierung schwerste Vorwürfe erhoben wer-
den und wenn der Ehemann der freigekauften Geisel 
auch noch öffentlich erklärt, der sogenannte ge-
heime Vermittler habe sich selber aufgedrängt 

(Freimut Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

und die Freilassung erschwert sowie den Preis hochge-
trieben, dann steht man vor einem Scherbenhaufen. 
Man muß sich fragen: Was ist da passiert? Wer trägt die 
Verantwortung? Was können wir daraus lernen? 

Die Antwort der Regierungskoalition besteht darin, 
daß sie es als einen Erfolg feiert, wenn in diesem Zu-
sammenhang im Parlament keine Rücktrittsforderun-
gen gegen ein Regierungsmitglied erhoben werden. 
Ich glaube, damit werden wir der Dimension dieser 
Sache und auch der beginnenden Diskussion, Herr 
Schmidbauer, nicht gerecht. Sie haben sicherlich 
manchen Erfolg gehabt. Viele haben dabei geholfen. 
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Norbert Gansel 

In der letzten Zeit habe ich im Vergleich zwischen 
Herrn Wischnewski und Herrn Schmidbauer aber 
eher den Eindruck, daß dies der Unterschied zwi-
schen „trouble-shooter" und „trouble-maker" ist. 

(Günter Verheugen [SPD]: Richtig!) 

Aus der Zusammenarbeit mit Hans-Jürgen Wisch-
newski weiß ich, daß er peinlichst darauf Wert gelegt 
hat, daß bei allem, was er tat, zwischen ihn und das 
Auswärtige Amt kein Blatt Papier paßte. So eng war 
die Zusammenarbeit - nicht nur als er in der Regie-
rung, sondern auch als er in der Opposition war. Ich 
weiß aus Gesprächen, wie erleichtert Hans-Jürgen 
Wischnewski damals war, weil die somalische Regie-
rung die Zustimmung zu dem Einsatz des BGS im 
Rahmen der Befreiungsaktion von Mogadischu gege-
ben hatte. Ich erinnere mich, wie wir im Plenum ge-
sessen haben, der somalische Botschafter auf die T ri

-büne kam und wir ihn gefeiert haben, weil dies eine 
Aktion war, die in Zusammenarbeit aller Kräfte in der 
Bundesrepublik - in engster Zusammenarbeit zwi-
schen Kanzleramt, Außenministerium sowie Innen-
ministerium - und mit dem betroffenen Land Somalia 
durchgeführt wurde. 

Das ist ein großer Unterschied zu der jetzigen Si-
tuation. Deshalb sage ich: Selbst wenn die ganze Ak-
tion erfolgreich verlaufen wäre, müßten wir uns hier 
die Fragen stellen: Warum wurde ausgerechnet Herr 
Mauss einbezogen? Wer macht eigentlich die Außen-
politik in der Bundesrepublik Deutschland? 

Nach dem, was wir in der Fragestunde gehört ha-
ben, bleibt festzustellen - aus dem Auswärtigen Aus-
schuß kann ich nicht zitieren -, daß es eine rechtzeiti-
ge umfassende Information des Auswärtigen Amtes 
nicht gegeben hat. 

(Freimut Duve [SPD]: Tröpfchenweise!) 

Man hat vielmehr nur mal so miteinander geredet. 

Ich stelle fest, daß es keinen erkennbaren Auftrag 
und keine enge Abstimmung in der Durchführung 
mit der kolumbianischen Regierung gegeben hat; 
denn sonst wären die Reaktionen in Kolumbien über-
haupt nicht denkbar. 

Ich stelle fest, daß es keine offizielle Information 
unseres engsten Verbündeten, der USA, gegeben 
hat, die in Kolumbien besondere Sicherheitsinteres-
sen gerade im Umgang mit der Narco-Guerilla, zu 
der Herr Mauss vermitteln soll, haben. Wenn gesagt 
worden ist, die USA seien informiert, muß man fest-
stellen, daß dies nicht auf der Ebene der Auswärti-
gen Ämter, sondern allenfalls in einer informellen 
Grauzone geschehen ist. 

Ich stelle unter Berücksichtigung dessen, was ge-
schehen ist, fest: Sie waren gewarnt, Herr Schmid-
bauer. Ich zitiere aus der „Süddeutschen Zeitung" 
vom 28. September 1996. Überschrift: „Kolumbien 
beschuldigt deutsche Regierung und Firmen: Pakt 
mit der Guerilla; Lösegeldzahlungen aus der Bundes-
republik sollen die Rebe llen hochgepäppelt haben." 
In diesem Artikel sind Zitate von einem Gouve rneur 
aus Kolumbien, von einem General aus Kolumbien 
und von einem ehemaligen, sehr angesehenen kon-
servativen Außenminister aus Kolumbien enthalten. 

Wenn Sie sich in dieses Minenfeld ohne Absiche-
rung ausgerechnet mit Herrn Mauss begeben, dann 
darf man sich doch nicht wundern über die Reaktion 
der kolumbianischen Behörden, über das öffentliche 
Echo, über den Ansehensverlust der Bundesrepublik 
Deutschland in bezug auf unsere Handlungsfähig-
keit in ähnlichen Situationen und über das, was sich 
als Folge daraus ergeben kann, wie Deutschland mit 
dem Freikaufen von Geiseln umgeht. 

Deshalb sage ich - auch um Ihnen gerecht zu wer-
den; ich nehme Ihnen Ihren guten Willen ja ab -: Natür-
lich ist es immer die erste Reaktion, mit allen Mitteln zu 
versuchen zu helfen, wenn jemand als Geisel genom-
men wird. Aber das ist auch die einfachste Reaktion. 
Die schwierigste Reaktion ist, zu bedenken, welche 
Folgen sich ergeben können. Wir haben uns damals im 
Falle Mogadischu in der Bundesrepublik gegen die Er-
pressung entschieden. Ich will nicht sagen, daß diese 
Entscheidung in jeder Situation richtig ist. Aber Frei-
mut Duve hat die Dimension aufgezeigt, die sich für die 
internationale und für unsere Politik ergibt. 

Ganz zum Schluß will ich sagen: Was mir Sorge 
macht, Herr Schmidbauer, ist das Milieu, in dem sich 
diese Aktion vollzogen hat. Dazu gehört nicht nur 
der Koordinator für die Nachrichtendienste, der aber 
in dieser Funktion gar nicht tätig gewesen ist, denn 
sonst hätte er die PKK darüber informieren müssen; 
dazu gehört auch Herr Mauss mit seinen dubiosen 
Verbindungen; dazu gehört der ehemalige Oberst 
und BND-Mitarbeiter Philipps, der den Paß besorgte; 
dazu gehört ein anderer, in der Plutonium-Affäre 
schon aufgefallener Mitarbeiter des BND, der in Süd-
amerika tätig ist; dazu gehören die undeutlichen 
Verbindungen zu den USA; dazu gehört das Überge-
hen des kolumbianischen Außenministers. 

Auf diese Weise vollzieht sich Außenpolitik in ei-
nem grauen, fast nachrichten- und geheimdienstli-
chen Bereich, der zu Recht Nebenaußenpolitik ge-
nannt werden muß. Dies ist eine Außenpolitik, die 
uns nicht ansteht. Wir halten an der Kultur der Zu-
rückhaltung der Bundesrepublik Deutschland in der 
Außenpolitik - mit allen Pflichten, die wir haben - 
fest. Wir wollen keine Aufdringlichkeit und Wichtig-
tuerei in Bereichen, wo unsere Kräfte zu helfen be-
schränkt sind und wo das Ergebnis zum Teil aus Di-
lettantismus nur so negativ und enttäuschend ausfal-
len konnte wie in dem Fall, den wir heute diskutie-
ren müssen und der noch nicht abgeschlossen ist. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Aktuelle 
Stunde ist damit zu Ende. Wir sind am Schluß unse-
rer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 5. Dezember 
1996, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist damit geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.50 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Norbe rt  Lammert  auf 
die Frage des Abgeordneten Hans-Joachim Fuchtel 
(CDU/CSU) (Drucksache 13/6355 Frage 1): 

Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Rück-
stellungen der Bergbauwirtschaft für Bergschäden entwickelt, 
und wie wird dies mit Blick auf die Praxis in der freien Wi rtschaft 
bewertet? 

Rückstellungen für Bergschäden spiegeln die 
durch den Rohstoffabbau verursachten Schäden an 
fremdem Eigentum wider. Die Bergschadensrück-
stellungen werden gemäß § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB in 
Höhe des Betrags angesetzt, der nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung zur Erfüllung der Ver-
pflichtung notwendig ist. 

Die Rückstellungen für Bergschäden im Steinkoh-
lenbergbau weisen seit 1992 eine leicht rückläufige 
Tendenz auf. Mit knapp 6,8 Milliarden DM zum Jah-
resende 1995 liegen sie um etwa 3 Prozent unter dem 
Niveau von 1992. 

Im westdeutschen Braunkohlenbergbau sind die 
Rückstellungen für Bergschäden im Zeitraum 1992/95 
um 18 Prozent auf fast 1 Milliarde DM angestiegen. 

Für die beiden Braunkohleunternehmen in den 
neuen Bundesländern liegen vergleichbare Zahlen 
erst seit ihrer Privatisierung in den Jahren 1993 und 
1994 vor. Gegenwärtig belaufen sich die Rückstellun-
gen auf knapp 340 Millionen DM. 

Im Kalibergbau sind die Rückstellungen für Berg-
schäden im Vergleich der Jahre 1992 und 1995 mit 
60 Millionen DM praktisch unverändert  geblieben. 

Ein Vergleich mit anderen Bereichen der Wi rt
-schaft ist wegen des bergbauspezifischen Charakters 

dieser Rückstellungen nicht möglich. 

Anlage 3 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Gertrud Dempwolf auf die 
Fragen des Abgeordneten Hans Büttner (Ingolstadt) 
(SPD) (Drucksache 13/6355 Fragen 2 und 3): 

Wie hoch ist der Anteil Zivildienstleistender, die vor Auf-
nahme ihrer zum Teil schweren und einfühlsamen Arbeit, z. B. 
im Bereich der häuslichen Pflege, eine sachgerechte und ausrei-
chende Grundausbildung entsprechend der Grundausbildung 
für Wehrdienstleistende erhalten? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um eine solche 
Grundausbildung inhaltlich wie auch finanziell sicherzustellen? 

Zu Frage 2: 

Der Zivildienst kennt keine Grundausbildung. Zi-
vildienstleistende werden durch Einweisungsdienst 
und Einführungsdienst gemäß Zivildienstgesetz 
(ZDG) § 25 a und b auf ihren Dienst vorbereitet. Der 



13036* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 144. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 4. Dezember 1996 

Einweisungsdienst nach § 25b ZDG erfolgt durch 
geeignete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Beschäftigungsstellen vor Ort und hat das Ziel, die 
Zivildienstleistenden mit den Aufgaben, die sie wäh-
rend ihres Dienstes zu erfüllen haben, konkret ver-
traut zu machen. Die Einweisung für Zivildienst-
leistende, die im Dienst am Menschen eingesetzt 
sind, dauert vier Wochen. 

Darüber hinaus gibt es nach § 25 a ZDG den fach-
lichen Einführungsdienst, der entweder in Zivil-
dienstschulen oder in Lehrgängen der Verbände 
durchgeführt wird. Nach § 25 a ZDG werden Zivil-
dienstleistende, bei denen die Notwendigkeit der 
fachlichen Einführung in ihre Tätigkeit gegeben ist, 
eingeführt. Das gilt z. B. für Zivildienstleistende in 
der individuellen Schwerstbehindertenbetreuung, im 
Rettungsdienst und in der Kranken-, Behinderten- 
und Altenpflege. Zur Zeit können rund 36 000 Zivil-
dienstleistende in fachlichen Lehrgängen, die zwei 
Wochen dauern, eingeführt werden. 

Zu Frage 3: 

Die Bundesregierung ist auch weiterhin bestrebt, 
unter Beibehaltung der Standards der fachlichen Ein-
führung die gestiegene Anzahl der Dienstleistenden 
in Lehrgängen der Zivildienstschulen und Wohl-
fahrtsverbände bedarfsgerecht einzuführen. 

So konnten die entsprechenden Haushaltsansätze 
in den vergangenen Jahren stetig gesteigert werden. 
Im Bundeshaushalt 1997 werden für den Einfüh-
rungsdienst einschließlich aller Personalkosten 
87,5 Millionen DM aufgewendet. Im Jahre 1990 wa-
ren es 57 Millionen DM. Zwischen 1991 und 1996 
wurde die Zahl der Zivildienstschulen von 15 auf 20 
erhöht. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Fra-
gen der Abgeordneten Ulrike Mehl (SPD) (Druck-
sache 13/6355 Fragen 4 und 5): 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem 
Beschluß des Europäischen Parlaments betreffend den Gemein-
samen Standpunkt des Rates zur EU-Artenschutzverordnung 
9457/95, insbesondere hinsichtlich des Änderungsvorschlags, 
wonach „ Vogelarten, bei denen festgestellt wurde, daß im Han-
del befindliche lebende Exemplare kaum einen Transpo rt  über-
leben oder auch kaum für einen be trächtlichen Teil ihrer poten-
tiellen Lebensdauer in Gefangenschaft überleben können" in 
Anhang B der Verordnung aufgenommen werden können? 

Welche Änderungsvorschläge des Europäischen Parlaments 
wurden von der EU-Kommission nach Kenntnis der Bundesre-
gierung übernommen, und wie wird sich die Bundesregierung 
bei der kommenden Abstimmung des Rates über die neue EU- 
Artenschutzverordnung verhalten? 

Zu Frage 4: 

Die Bundesregierung begrüßt diese vom Europäi-
schen Parlament aufgestellte Forderung bezüglich 
der Einbeziehung solcher Arten in Anhang B, da sie 
grundsätzlich den Vorschlägen entspricht, die von  

der deutschen Delegation bei den Verhandlungen zu 
der neuen EU-Artenschutzverordnung vorgetragen 
worden ist. 

Leider hat die Bundesrepublik Deutschland bei 
dieser Forderung Unterstützung weder durch andere 
Mitgliedstaaten noch durch die Kommission erfah-
ren. An dieser Sachlage hat sich auch nach der Stel-
lungnahme des Europäischen Parlaments nichts ge-
ändert; die Kommission hat diesen Vorschlag nicht 
mehr aufgegriffen. 

Zu Frage 5: 

Die EU-Kommission hat vorgeschlagen, insbeson-
dere zwei Änderungswünsche des Europäischen Par-
laments zu übernehmen: 

Zum einen wird eine spezielle Arbeitsgruppe 
„Durchsetzung" eingesetzt, die aus Behördenvertre-
tern  der Mitgliedstaaten besteht und die für die 
Überwachung der Einhaltung der Vorschriften der 
Verordnung verantwortlich ist. 

Zum anderen wird die Kommission aufgefordert, 
im Ausschußverfahren eine Verordnung zur Ände-
rung des neuen Anhanges D zu erlassen, um diesen 
bisher noch fast leeren Anhang nach festgelegten 
Kriterien mit entsprechenden Arten auszufüllen. 

Die Bundesregierung wird einer EU-Artenschutz-
verordnung unter Berücksichtigung der genannten 
Ergänzungen zustimmen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Klaus-Jürgen Hedrich auf 
die Frage des Abgeordneten Wolfgang Schmitt  
(Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Druck-
sache 13/6355 Frage 6): 

Ist die Bundesregierung bereit, den Landkonflikt in der ko-
lumbianischen Provinz Cesar, und hier insbesondere die Situa-
tion auf der Hacienda Bellacruz, bei den neuerlichen entwick-
lungspolitischen Verhandlungen mit der kolumbianischen Re-
gierung zur Sprache zu bringen und sich für das Recht der 
280 Bauern auf das ihnen von kolumbianischen Gerichten zuge-
sprochene Land einzusetzen? 

Auf dem Welternährungsgipfel der Vereinten Na-
tionen bin ich von der Nichtregierungsorganisation 
FIAN (Food First Informations- & Aktions-Netzwerk) 
auf den Vorfall angesprochen worden. Daraufhin 
habe ich in der vergangenen Woche die deutsche 
Botschaft Bogota gebeten, die Verhandlungsdelega-
tion, die sich zur Zeit zu Regierungsverhandlungen 
über die Entwicklungspolitische Zusammenarbeit 
mit Kolumbien in Bogota aufhält, umfassend über 
den Fall der Hacienda Bellacruz zu unterrichten und 
sie zu bitten, in geeigneter Weise dieses Thema bei 
den Regierungsverhandlungen anzusprechen. 
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Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Fra-
gen der Abgeordneten Erika Lotz (SPD) (Drucksache 
13/6355 Fragen 7 und 8): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Gesangvereine in länd-
lichen Regionen bei kulturellen Veranstaltungen Gebühren an 
die GEMA abführen müssen, und wenn ja, sieht die Bundesre-
gierung die Möglichkeit, darauf hinzuwirken, daß Gesangver-
eine in ländlichen Gebieten, in denen das kulturelle Angebot 
gering ist, von GEMA-Gebühren befreit werden, wie dies für 
Veranstaltungen der Jugend- und Sozialhilfe, der Alten- und 
Wohlfahrtspflege, der Gefangenenbetreuung sowie für Schul-
veranstaltungen der Fall ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, aufgrund der strukturellen Ge-
gebenheiten in ländlichen Gebieten im Interesse einer sozialen 
Ausgewogenheit die gesetzliche Grundlage für eine Gebühren-
befreiung von Gesangvereinen zu schaffen? 

Zu Frage 7: 

Die öffentliche Wiedergabe von urheberrechtlich 
geschützten Werken, also z. B. die Aufführung eines 
Musikstücks, unterliegt grundsätzlich einem aus-
schließlichen Verwertungsrecht des Urhebers. Dritte 
müssen daher ein entsprechendes Nutzungsrecht er-
werben. Die Verwertungsgesellschaften sind kraft 
Gesetzes verpflichtet, jedermann auf Verlangen ein 
solches Nutzungsrecht zu angemessenen Bedingun-
gen einzuräumen. Wenn die öffentliche Wiedergabe 
keinem Erwerbszweck des Veranstalters dient, die 
Teilnehmer zu der Veranstaltung ohne Entgelt zuge-
lassen werden und die mitwirkenden ausübenden 
Künstler (z. B. Chorsänger) keine besondere Vergü-
tung erhalten, so ist die öffentliche Wiedergabe nach 
§ 52 Abs. 1 Satz 1 UrhG auch ohne Zustimmung des 
Urhebers zulässig. In diesem Fall besteht jedoch ein 
gesetzlicher Anspruch auf angemessene Vergütung 
(§ 52 Abs. 1 Satz 2). Nur für besondere Ausnahme-
fälle, nämlich für Veranstaltungen mit einem speziel-
len erzieherischen oder sozialen Bezug ist nach § 52 
Abs. 1 Satz 3 weder der Erwerb eines Nutzungsrechts 
erforderlich, noch besteht hier ein gesetzlicher Ver-
gütungsanspruch der Urheber. Zusätzliche Voraus-
setzung ist in diesen Fällen aber, daß die Veranstal-
tung nur einem „bestimmt abgegrenzten Kreis von 
Personen zugänglich" ist; dies dürfte aber bei Auftrit-
ten von Gesangsvereinen im Rahmen von kulturellen 
Veranstaltungen regelmäßig nicht der Fall sein. 

Soweit demnach ausschließliche Verwertungs-
rechte bzw. gesetzliche Vergütungsansprüche der 
Urheber bestehen, ist die GEMA nach dem Urheber-
rechtswahrnehmungsgesetz verpflichtet, diese Rechte 
für die Urheber wahrzunehmen. Die Bundesregie-
rung hat daher keine rechtliche Möglichkeit auf die 
GEMA dahin gehend einzuwirken, daß diese auf die 
Einziehung entsprechender Vergütungen verzichtet. 

Zu Frage 8: 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, 
über den Rahmen des § 52 Abs. 1 Satz 3 hinausge-
hende Tatbestände der Vergütungsfreiheit bei der 
öffentlichen Wiedergabe urheberrechtlich geschütz-
ter Werke zu schaffen. Es handelt sich bei dieser Be-
stimmung um einen Ausnahmetatbestand, dessen 

Erweiterung im Hinblick auf die verfassungsrecht-
liche Eigentumsgarantie (A rtikel 14 GG) sowie auf 
die völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundes-
republik Deutschland (A rtikel 11 der revidierten 
Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der 
Literatur und Kunst) problematisch wäre. 

Anlage 7 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Frage des Abgeordneten Dietrich Auster-
mann (CDU/CSU) (Drucksache 13/6355 Frage 9): 

Wie reagiert  die Bundesregierung auf den beabsichtigten Ver-
kauf von Haschisch über Apotheken als Modellvorhaben - wie 
von der Schleswig-Holsteinischen Landesregierung beabsich-
tigt - im Hinblick auf einen möglichen Verstoß gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz oder andere Vorschriften, und sind ähnliche 
Bemühungen hinsichtlich eines Verkaufs von Haschisch aus an-
deren Bundesländern oder seitens anderer Landesregierungen 
bekannt? 

Zu Frage 9: 

Die Ankündigung des freien Verkaufs von Ha-
schisch und Marihuana über die Apotheken ist nach 
Auffassung der Bundesregierung eine Verharmlosung 
und Täuschung über die Risiken von Haschisch und 
Marihuana, deren nichtmedizinischer Gebrauch als 
Rauschmittel nachweislich gesundheitsschädlich ist. 

Eine Legalisierung wird die Bundesregierung nicht 
zulassen. Die Gesundheitsschädlichkeit von Ha-
schisch, insbesondere beim Dauerkonsum, hat das 
Bundesverfassungsgericht in seinem sog. Haschisch-
beschluß vom März 1994 nach eingehender Prüfung 
der aktuellen Cannabisliteratur festgestellt. An die-
ser Bewertung wird in der Rechtsprechung festgehal-
ten (vgl. OLG Düsseldorf, Urt. vom 11. April 1995; 
BGH, Beschluß vom 20. Dezember 1995). 

Im Hinblick auf die Gesundheitsrisiken von Ha-
schisch hat das Bundesverfassungsgericht bestätigt, 
daß die Verbote und Strafvorschriften für Haschisch 
und Marihuana mit dem Grundgesetz vereinbar sind. 
Die Bundesregierung hat daher ebenso wie jede Lan-
desregierung die Pflicht, den notwendigen Gesund-
heitsschutz bei Haschisch und Marihuana auch wei-
terhin sicherzustellen. Hierzu ist zum einen das An-
gebot an Drogen durch die Anwendung des Betäu-
bungsmittelgesetzes soweit wie möglich zu be-
schränken. Zum anderen müssen mögliche Konsu-
menten durch Verbote, Aufklärung, Vorbeugung 
und Hilfe vom Drogenkonsum abgehalten werden. 

Anlage 8 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen des Abgeordneten Michael von 
Schmude (CDU/CSU) (Drucksache 13/6355 Fragen 10 
und 11): 
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Wie steht die Bundesregierung dazu, den Verkauf von Ha-
schisch und Marihuana über Apotheken zu betreiben? 

Reichen die bisherigen gesetzlichen Maßnahmen aus, um 
eine Quasi-Legalisierung von Haschisch und Marihuana zu un-
terbinden, und ist die Bundesregierung unter Umständen bereit 
zu prüfen, ob künftig auch eine Begünstigung beim Handel mit 
Haschisch und Marihuana unter Strafe gestellt werden kann? 

Zu Frage 10: 

Nach dem Betäubungsmittelgesetz ist der uner-
laubte Verkehr mit Haschisch und Ma rihuana unter 
Strafe gestellt. Die Strafvorschriften sollen nach dem 
Willen des Gesetzgebers zusammen mit den Maßnah-
men der Aufklärung, Vorbeugung und Hilfe den 
Schutz der Bevölkerung vor Drogenmißbrauch und Ab-
hängigkeit gewährleisten. Die Bundesregierung hält 
die Aufrechterhaltung dieses Schutzes für erforderlich 
und lehnt daher eine Aufweichung, z. B. den Verkauf 
von Haschisch und Marihuana über Apotheken, ab. 

Zu Frage 11: 

Zu einer Quasi-Legalisierung von Haschisch und 
Marihuana oder zu einer straflosen Begünstigung 
beim Handel mit Haschisch und Ma rihuana kann es 
aufgrund der bestehenden umfassenden Verbote 
und Strafvorschriften nicht kommen. 

Das Gesetz gebietet ausdrücklich, wenn es nicht 
mit dem Zweck des Betäubungsmittelgesetzes ver-
einbar ist, den Mißbrauch von Betäubungsmitteln so-
weit wie möglich auszuschließen. 

Die Bundesregierung sieht keinen Prüfungsbedarf 
für eine Verschärfung der einschlägigen Strafvor-
schriften. 

Anlage 9 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen des Abgeordneten Klaus Kirschner 
(SPD) (Drucksache 13/6355 Fragen 12 und 13): 

Ist es zutreffend, daß die häusliche Krankenpflege eine 
Pflichtleistung der gesetzlichen Krankenversicherung darstellt? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die häusliche 
Krankenpflege eine medizinisch notwendige Leistung und als 
tragender Bestandteil einer medizinischen und wi rtschaftlichen 
Versorgungsstruktur zu erhalten ist? 

Zu Frage 12: 

Die häusliche Krankenpflege ist nach geltendem 
Recht im wesentlichen eine Pflichtleistung. Die GKV 
erbringt als Pflichtleistung Behandlungspflege, Grund-
pflege und hauswirtschaftliche Versorgung (§ 37 
SGB V). Voraussetzung für die häusliche Kranken-
pflege nach § 37 Abs. 1 SGB V ist, daß stationäre Be-
handlung nicht ausführbar ist oder vermieden oder ver-
kürzt wird. Nach § 37 Abs. 2 SGB V wird häusliche 
Krankenpflege auch erbracht, wenn sie zur Sicherung 
des Ziels der ärztlichen Behandlung erforderlich ist, 
also die aktuell notwendige ärztliche Behandlung be-
gleitet und unterstützt. In diesen Fällen ist Pflichtlei-
stung der Krankenkassen allein die Behandlungs

-

pflege. Grundpflege und hauswirtschaftliche Versor-
gung setzt bereits nach geltendem Recht in diesen Fäl-
len eine entsprechende Satzungsbestimmung voraus. 

Zu Frage 13: 

Ja! Im Ergebnis zielt die Erbringung häuslicher 
Krankenpflege seit ihrer Einführung in den 70er Jah-
ren darauf, im Sinne einer wi rtschaftlichen Kranken-
behandlung an die Stelle nicht unbedingt notwendi-
ger stationärer Behandlung zu treten und damit zur 
Kostendämpfung im Krankenhausbereich beizutra-
gen. Kürzungen bei der häuslichen Krankenpflege 
können daher zu einer Kostensteigerung im stationä-
ren Bereich führen. 

Dies schließt jedoch nicht aus, daß häusliche Kran-
kenpflege im Interesse der Versicherten in Zukunft 
effizienter erbracht werden kann. Allein dieser 
Zweck, nämlich der versichertenorientierten positi-
ven Ausgestaltung auch dieses Leistungsgesetzes, 
dient die im Entwurf eines 2. NOG vorgesehene 
Möglichkeit, auch häusliche Krankenpflege als pari-
tätisch finanzierte Satzungsleistung zu erbringen. 

Anlage 10 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen der Abgeordneten Irmingard Schewe

-

Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 
13/6355 Fragen 14 und 15): 

Inwieweit trifft die dpa-Meldung vom 22. November 1996 zu, 
daß das Bundesministerium für Gesundheit ein Verbot erlassen 
hat, die Sterbehospize und Palliativstationen mit wie bisher 
170 DM pro Tag auf Grundlage des § 37 SGB V (Häusliche 
Krankenpflege) von den Krankenkassen zu unterstützen, und 
mit welcher Begründung wurde dieses Verbot erlassen? 

Welche Maßnahmen wird der Bundesminister für Gesundheit 
ergreifen, um die Finanzierung und den Erhalt der Hospize zu 
garantieren, und wie bewe rtet der Bundesminister für Gesund-
heit die Gewährleistung der Finanzierung der Einrichtungen 
aus Pflegeversicherung, Krankenversicherung, Bundessozial-
hilfegesetz sowie Eigenanteil? 

Zu Frage 14: 

Der Anspruch auf Krankenpflege nach § 37 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch setzt voraus, daß 
der Versicherte im häuslichen Bereich versorgt wer-
den muß. Häusliche Krankenpflege darf daher von 
den Krankenkassen nur erbracht werden, wenn der 
Versicherte im eigenen Haushalt oder im Haushalt 
seiner Familie lebt und versorgt wird. Diese neben 
der ärztlichen Behandlung zu erbringende Leistung 
ist vom Gesetzgeber bewußt auf den häuslichen Be-
reich begrenzt worden. Die Begrenzung wurde ge-
wählt, da dem Gesetzgeber schon damals die bei-
tragswirksamen Auswirkungen einer Ausweitung 
auf die Krankenpflege in Heimen und ähnlichen Ein-
richtungen bewußt waren. 

Die von einigen Krankenkassen praktizierte Über-
nahme der Kosten bei „ausgelagerter häuslicher 
Pflege" ist demnach mit dem geltenden Recht nicht 
vereinbar. Gegenüber dem seiner Aufsicht unter- 
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stehenden Verband der Angestellten-Krankenkassen 
hat das Bundesministerium für Gesundheit entspre-
chende Aufsichtsmaßnahmen durchgeführt. 

Zu Frage 15: 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird dem 
Bundestagsausschuß für Gesundheit am 11. De-
zember 1996 einen Bericht über die Hospizeinrich-
tungen vorlegen, der mit dem Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung abgestimmt ist. Ich bitte 
um Verständnis dafür, daß ich den Beratungen im 
Gesundheitsausschuß am kommenden Mittwoch im 
Rahmen dieser Fragestunde nicht vorgreifen möchte. 

Die Bundesregierung ist aber bestrebt, die Finan-
zierung stationärer Hospize auf eine gesicherte 
Grundlage zu stellen. 

Anlage 11 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen der Abgeordneten Heidi Wright (SPD) 
(Drucksache 13/6355 Fragen 16 und 17): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den vom Abteilungsleiter 
des Bundesinstitutes für gesundheitlichen Verbraucherschutz 
und Veterinärmedizin in einem Luxushotel an der Côte d'Azur 
auf Einladung und auf Kosten einer von der Firma „Virbac" fi-
nanzierten Pharma-Stiftung verbrachten Kurzurlaub, von dem 
das Fernsehmagazin „Frontal" im Oktober berichtet hat? 

Welche Zulassungsverfahren für Tierarzneimittel des Phar-
maunternehmens „Virbac", das die Stiftung trägt, die laut Be-
richten der Fernsehsendung „Frontal" den Abteilungsleiter des 
Bundesinstitutes für gesundheitlichen Verbraucherschutz und 
Veterinärmedizin zu einem Kurzurlaub an der Côte d'Azur ein-
geladen hat, wurden seit Anfang 1995 beim BgVV bearbeitet 
bzw. sind derzeit noch anhängig? 

Zu Frage 16: 

Anlaß für den Aufenthalt des von Ihnen gemeinten 
Abteilungsleiters war die Teilnahme an einem wis-
senschaftlichen Seminar, zu dem der Abteilungsleiter 
in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Tierarznei-
mittelausschusses der Europäischen Arzneimittel-
agentur eingeladen worden war. In dieser Funktion 
unterliegt er keinen Weisungen seines Dienstherrn. 
Die Reise an den Veranstaltungsort war auf dem 
Dienstwege angezeigt worden und wurde unter In-
anspruchnahme von Erholungsurlaub durchgeführt. 

Gegenstand des Seminars waren ausschließlich 
wissenschaftliche Themen. Der Teilnehmerkreis um-
faßte neben Universitätsangehörigen auch Leiter und 
Mitarbeiter verschiedener nationaler Zulassungsbe-
hörden aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 
Der Abteilungsleiter hat sich durch verschiedene Co

-

Referate und Redebeiträge an dem Seminar beteiligt. 
Der Veranstalter hat für die Vorbereitung darauf und 
die Mitwirkung an der Fachtagung kein Honorar ge-
zahlt, sondern stattdessen die Flug- und veranstal-
tungsbezogenen Kosten der Unterbringung und Ver-
pflegung getragen. Darüber hinausgehende aufent-
haltsbedingte Kosten bis zu dem vom Veranstalter  

gebuchten Rückflug wurden ausschließlich privat 
finanziert. 

Die Bundesregierung hat den Vorgang dienstrecht-
lich geprüft und ist dabei zu der Auffassung gelangt, 
daß eine Dienstpflichtverletzung des betreffenden 
Beamten in seiner Funktion als Vorsitzender des Arz-
neimittelausschusses der Europäischen Arzneimittel-
agentur bei der Ausübung der von ihm angezeigten, 
nicht genehmigungspflichtigen Nebentätigkeit auf 
der Grundlage des geltenden Beamten- und Neben-
tätigkeitsrechts nicht festgestellt werden konnte. 

Zu Frage 17: 

In dem angesprochenen Zeitraum wurden zehn 
Zulassungsanträge der Firma Virbac bearbeitet. Da-
bei wurde in sechs Fällen eine Zulassung ausgespro-
chen, in drei Fällen wurde die Zulassung versagt, ein 
Antrag ist derzeit noch in Bearbeitung. 

Anlage 12 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen des Abgeordneten Horst Sielaff (SPD) 
(Drucksache 13/6355 Fragen 18 und 19): 

Welche offiziellen Funktionen nimmt der Abteilungsleiter des 
Bundesinstitutes für gesundheitlichen Verbraucherschutz und 
Veterinärmedizin, Professor Kroker, im Auftrag der Bundesre-
gierung auf nationaler und internationaler Ebene wahr? 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung im Hinblick 
auf einen möglichen Verstoß des Abteilungsleiters des Bundes-
institutes für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veteri-
närmedizin, Professor Kroker, der laut Berichten des Fernsehma-
gazins „Frontal" auf Einladung einer Pharma-Stiftung einen Ur-
laub an der Cöte d'Azur verbracht hat, gegen das geltende Be-
amtenrecht? 

Zu Frage 18: 

Herr Prof. Dr. Kroker ist Leiter des Fachbereiches 
(= Abteilung) „Tierarzneimittelzulassung und -rück-
standskontrolle, Futterzusatzstoffe" des Bundesinsti-
tuts für gesundheitlichen Verbraucherschutz und 
Veterinärmedizin. 

Von den Mitgliedern des Tierarzneimittelausschus-
ses der europäischen Arzneimittelagentur ist er in ge-
heimer Wahl zum Vorsitzenden des Ausschusses ge-
wählt worden. Diese Funktion übt er nicht im Auf-
trag der Bundesregierung aus. 

Zu Frage 19: 

Die Bundesregierung kann aus einem möglichen 
Verstoß gegen das geltende Beamtenrecht keine 
Konsequenzen ziehen, sondern nur aus einem festge-
stellten. Wie in der Antwort zur Frage 47 der Kollegin 
Wright ausgeführt, konnte eine Dienstpflichtverlet-
zung nicht festgestellt werden. 
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Anlage 13 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen des Abgeordneten Dr. Wolfgang 
Wodarg (SPD) (Drucksache 13/6355 Fragen 20 und 21): 

Welche Informationen hat die Bundesregierung über sach-
liche Zuwendungen für Beamte des Bundesinstitutes für ge-
sundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin durch 
Verbände oder Stiftungen der deutschen oder europäischen 
Pharmaindustrie? 

Hält die Bundesregierung die geltenden Gesetze für ausrei-
chend, um ggf. eine zügige Rücknahme bzw. Änderung der 
Zulassungen für Tierarzneimittel zu gewährleisten, wenn die 
gesetzlich geforderten Zulassungsvoraussetzungen, z. B. auf-
grund gesundheitlicher Bedenken, EU-Verboten oder mangel-
hafter Wirksamkeit infolge massiver Resistenzen, nicht mehr 
erfüllt sind? 

 Zu Frage 20: 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
über derartige Zuwendungen vor. Soweit sie in die-
sem Zusammenhang auf den in den Vorfragen abge-
handelten Sachverhalt abstellen, verweise ich auf die 
Antworten hierzu. 

Zu Frage 21: 

Bereits jetzt kann die Zulassung eines Arzneimit-
tels widerrufen oder geändert werden, wenn die 
gesetzlich geforderten Zulassungsvoraussetzungen 
nicht mehr erfüllt sind oder wenn das Inverkehrbrin-
gen des Arzneimittels gegen gesetzliche Vorschriften 
oder gegen eine Verordnung oder eine Richtlinie des 
Rates oder der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften verstoßen würde. Insoweit hält die 
Bundesregierung die geltende Rechtslage für ausrei-
chend, um eine zügige Rücknahme bzw. Änderung 
der Zulassungen für Tierarzneimittel zu gewährlei-
sten. 

Es ist allerdings beabsichtigt, im Siebten Gesetz 
zur Änderung des Arzneimittelgesetzes, das in die-
sen Tagen als Referentenentwurf vorgelegt werden 
soll, bestimmte Regelungen zur Verfahrensbeschleu-
nigung und Verfahrenserleichterung zu treffen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die 
Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 13/6355 Frage 22): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Wi rtschaftlichkeit des 
ursprünglich geplanten Ausbaus der Donau zwischen Straubing 
und Vilshofen mittels zweier Staustufen und eines Seitenkanals 
im Hinblick darauf, daß sich das Transportvolumen als Folge die-
ses 1,6 Milliarden DM teuren Ausbaus nach Schätzungen der 
Bayerischen Staatsregierung bis zum Jahre 2010 auf 9,5 Millio-
nen t erhöht hätte, während die jetzt beschlossenen und ledig-
lich mit 24 Millionen DM veranschlagten Optimierungsmaßnah-
men schon zu einem geschätzten Transportvolumen von 8,8 Mil-
lionen t führen werden? 

Für die Beurteilung der Wi rtschaftlichkeit von Aus-
baumaßnahmen an Bundeswasserstraßen kommt es 
in erster Linie darauf an, in welchem Ausmaß sich 
die gesamtwirtschaftlichen Transpo rtkosten infolge 
der geplanten Verbesserung der Schiffahrtsbedin-
gungen verringern lassen. So hat Planco Consulting 
für die im Raumordnungsverfahren vorgesehene 
2-Stufen-Lösung des Donauausbaus eine erzielbare 
Gesamttransportkostensenkung um nahezu ein Drit-
tel errechnet. Diese Transportkostensenkung resul-
tiert aus der Vergrößerung der Fahrzeugeinheiten, 
Verbesserung der Abladetiefe der Schiffe sowie der 
Verringerung der Wartezeiten an den Schleusen. 

Durch die kürzlich als 1. Schritt beschlossenen Op-
timierungsmaßnahmen lassen sich die insgesamt er-
zielbaren Transportkostensenkungen erst etwa zur 
Hälfte der mit der 2-Stufen-Lösung erreichbaren 
Transportkostensenkung realisieren. Im übrigen kön-
nen diese Optimierungsmaßnahmen auch deshalb 
nur einen ersten Schritt darstellen, weil mit den ge-
planten Ausbaumaßnahmen auch das Fortschreiten 
der Sohlenerosion und das damit einhergehende Ab-
sinken des Grundwasserspiegels verhindert werden 
sollen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Winfried Wolf (PDS) 
(Drucksache 13/6355 Frage 23): 

Hält die Bundesregierung an ihrer in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage „Probleme des Inline-Skater-Verkehrs auf Geh-
wegen" (Drucksache 13/6169) vertretenen Auffassung, es han-
dele sich „bei Inline-Skates um Spielzeug und nicht um Fahr-
zeuge", diese seien „nicht den ,Beförderungsmitteln', sondern 
vielmehr dem Sport/Spiel zuzurechnen" , fest, obwohl der 
Bundesminister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, am 
22./23. November 1996 auf einer Veranstaltung im Rahmen des 
CSU-Parteitages die Fortbewegung mittels sog. Inline-Skates 
als „moderne Mobilität" lobend hervorhob? 

Ja. Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, 
von ihrer in der Drucksache 13/6169 festgehaltenen 
Auffassung abzuweichen, wonach Inline-Skates stra-
ßenverkehrsrechtlich keine Beförderungs- oder Ver-
kehrsmittel, sondern dem Bereich „Spo rt  und Spiel" 
und den Regeln für Fußgänger zuzuordnen sind. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die 
Fragen der Abgeordneten Gila Altmann (Aurich) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6355 
Fragen 24 und 25): 

Liegen der Bundesregierung derzeit bereits Zwischen- oder 
Endergebnisse der durch den Bundesrechnungshof geforder-
ten, von der Magnetschnellbahn-Planungsgesellschaft in Auf-
trag gegebenen und für den Herbst angekündigten neuen Fahr-
gastprognosen für den Transrapid vor, und welchen Inhalt 
haben sie? 
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Wie erklärt die Bundesregierung daß der Bundesminister für 
Verkehr, Matthias Wissmann, - wie aus zahlreichen Pressever-
öffentlichungen ersichtlich - offensichtlich bereits über Zwi-
schen-, Teil- oder Endergebnisse dieser Fahrgastprognosen ver-
fügt, während das Parlament auf Informationsgewinnung über 
Pressequellen angewiesen ist? 

Zu Frage 24: 

Der Bundesregierung liegen Zwischenergebnisse 
der neuen Fahrgastprognosen für den Transrapid 
vor. Sie besagen, daß zwischen 11,4 und 
13,7 Millionen Fahrgäste den Transrapid benutzen 
werden. Seit gestern liegt das Ergebnis eines neuen 
Planfalles vor, das in der Bandbreite zwischen 12,6 
und 15,2 Millionen Fahrgästen liegt. 

Zu Frage 25: 

Zu den Zwischenergebnissen der Untersuchungen 
wurden an das Pressereferat des Bundesministeriums 
für Verkehr, am Sonntag, dem 10. November 1996, 
zwei Anfragen gerichtet, und zwar von den Bonner 
Büros der Zeitungen „Die Welt" und „Hamburger 
Abendblatt". Diese Anfragen wurden daraufhin be-
antwortet. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Paul Laufs auf die Frage 
des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) (Druck-
sache 13/6355 Frage 26): 

Welchen Abbau öffentlicher Telefonzellen hält die Bundesre-
gierung im Rahmen des grundgesetzlichen Infrastrukturauftra-
ges und der sonstigen Rechtslage (z. B. Telefonkundenschutz-
verordnung, Universaldienstverordnung) für rechtlich und poli-
tisch vertretbar? 

Die TELEKOM-Pflichtleistungsverordnung vom 
16. September 1992 legt fest, daß öffentliche Telefon-
stellen dem allgemeinen Bedarf entsprechend flä-
chendeckend anzubieten sind. Die damit garantierte 
Grundversorgung mit frei zugänglichen öffentlichen 
Telefonstellen darf durch den Abbau solcher Sprech-
stellen nicht in Frage gestellt werden. 

Bei der Sicherstellung einer flächendeckenden 
Grundversorgung ist allerdings zu berücksichtigen, 
daß der allgemeine Bedarf für öffentliche Sprechstel-
len aufgrund der inzwischen erreichten hohen Ver-
sorgung mit privaten Telefonanschlüssen und der 
starken Verbreitung des Mobilfunks zurückgegan-
gen ist. Eine Anpassung des öffentlichen Telefonstel-
lennetzes der Deutschen Telekom AG an den geän-
derten Bedarf ist deshalb nach sorgfältiger Prüfung 
der jeweiligen örtlichen Gegebenheiten nicht zu be-
anstanden, zumal diese Dienstleistung im Wettbe-
werb erbracht wird und auch andere Anbieter, insbe-
sondere an lukrativen Standorten, tätig sind. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Paul Laufs auf die Fra-
gen des Abgeordneten Klaus Barthel (SPD) (Druck-
sache 13/6355 Fragen 27 und 28): 

In welchem Umfang und nach welchen Kriterien plant die 
Deutsche Telekom AG den Abbau öffentlicher Telefonzellen? 

Trifft es zu, daß die Deutsche Telekom AG die Gemeinden an 
der Finanzierung unrentabler öffentlicher Telefonzellen beteili-
gen will? 

Zu Frage 27: 

Nach Auskunft der Deutschen Telekom AG waren 
am 31. Dezember 1994 165 155 öffentliche Telefon-
stellen vorhanden. 1995 betrug der Ist-Bestand dem-
gegenüber 164 984 öffentliche Telefonstellen. Der 
voraussichtliche Jahresendwert 1996 wird bei etwa 
164 000 liegen, was einer Reduzierung von ca. 1 000 
Sprechstellen gegenüber dem Vorjahr entspricht. Für 
die Jahre 1997 und 1998 ist jeweils ein Abbau in ver-
gleichbarer Größenordnung vorgesehen. Die maßge-
benden Kriterien ergeben sich aus der Pflichtlei-
stungsverordnung und der Kundenorientierung der 
Deutschen Telekom AG. 

Zu Frage 28: 

Für die als Pflichtleistung von der Deutschen Tele-
kom AG bereitzustellenden öffentlichen Telefonzel-
len trifft es nicht zu, daß die Deutsche Telekom AG die 
Gemeinden an deren Finanzierung beteiligen wi ll . 
Wenn jedoch für eine unrentable öffentliche Sprech-
stelle kein allgemeiner Bedarf mehr besteht, sie also 
aus dem Pflichtleistungsbereich herausfällt und trotz-
dem auf Wunsch der Kommunalverwaltung beibehal-
ten werden soll, kann dies die Deutsche Telekom AG 
von einer Kostenbeteiligung abhängig machen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Joachim Günther auf die 
Fragen des Abgeordneten Hanns-Peter Hartmann 
(PDS) (Drucksache 13/6355 Fragen 29 und 30): 

Welche Umfrageergebnisse gibt es im Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau bezüglich der Um-
zugsbereitschaft (detaillie rt  nach Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des einfachen, mittleren, gehobenen und höheren Dien-
stes) im Vergleich zum künftigen Personalbedarf des Bundesmi-
nisteriums in Berlin und Bonn? 

Welche Konzepte gibt es in den sechs Resso rts (Auswärtiges 
Amt, Bundesministerium der Justiz, Bundesministerium der Fi-
nanzen, Bundesministerium für Wi rtschaft, Bundesministerium 
für Verkehr und Bundesministerium für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau), die hinsichtlich des Umzugs von Parlament 
und Regierung nach Berlin Personalüberhänge beim einfachen 
und mittleren Dienst verzeichnen, zum Abbau der Überhänge? 

Zu Frage 29: 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind von der 
Verwaltung des BMBau nicht nach ihrer Umzugs-
bereitschaft befragt worden. Die gewünschten Um-
frageergebnisse liegen somit nicht vor. 
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Zu Frage 30: 

Die Bundesressorts werden Personalüberhänge, 
sofern sich solche nach den derzeitigen personalwirt-
schaftlichen Festlegungen ergeben, bis zum Umzug 
ressortintern bereinigen. Falls dies in Einzelfällen 
nicht möglich sein sollte, wird eine gegenseitige 
Hilfestellung erfolgen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Joachim Günther auf die 
Frage des Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick 
(PDS) (Drucksache 13/6355 Frage 31): 

Welche Sonderregelungen sind bezüglich der Unterbringung 
von Kindern von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bun-
deskanzleramtes und anderer Bundesbehörden in geplanten 
bundeseigenen Kindertagesstätten in Ber lin außerhalb der re-
gulären Öffnungszeiten (siehe auch „Schlagabtausch um Kitas" 
in: „Behördenspiegel/Umzugszeitung" vom November 1996) 
vorgesehen? 

Die Regelungen richten sich nach den Bedürfnis-
sen, die sich aus den Besonderheiten der Arbeitsab-
läufe im Bundestag ergeben. 

Anlage 21 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Ernst Hinsken (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/6355 Fragen 32 und 33): 

Treffen Berichte zu, wonach die verwaltungsmäßige Abwick-
lung des Meister-BAföG auch mehr als ein halbes Jahr nach der 
Verabschiedung des Gesetzes so schleppend verläuft, daß nach 
wie vor der größte Teil der anspruchsberechtigten Kursteilneh-
mer noch keinerlei Zahlungen erhalten hat und dadurch in 
ernsthafte wi rtschaftliche Schwierigkeiten geraten ist (s. „Pas-
sauer Neue Presse" vom 27. November 1996)? 

Kann die Bundesregierung Angaben dazu machen, wie viele 
Meisterschüler ihren Kurs bereits abgebrochen haben, weil sie 
aufgrund der verzögerten Bearbeitung monatelang keine Zu-
schüsse erhalten haben und dementsprechend ihren Lebensun-
terhalt nicht mehr bestreiten konnten? 

Zu Frage 32: 

Leider trifft es zu, daß von den vorliegenden För-
deranträgen erst etwas mehr als ein Drittel bearbeitet 
wurden. Die Leistungsbewilligung ist inzwischen 
jedoch in allen Ländern mit Ausnahme des Landes 
Brandenburg angelaufen. Das Land Brandenburg 
hat jedoch angekündigt, daß die ersten Bescheide 
noch in diesem Monat versandt werden. 

Zu Frage 33: 

Der Bundesregierung liegen keine Angaben dar-
über vor, ob und ggf. in wieviel Fällen Förderungsbe-
rechtigte die Fortbildung wegen der verzögerten Be-
arbeitung ihrer Anträge abgebrochen haben. Soweit 
der Bundesregierung Einzelfälle bekannt geworden  

sind, in denen aufgrund von Vollzugsschwierigkei-
ten in den Ländern der Abbruch einer bereits begon-
nenen Fortbildung zu befürchten war, hat sie die zu-
ständigen Länder um eine bevorzugte Antragsbear-
beitung gebeten. Nach Auskunft der Länder sind in 
einigen Fällen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
von Antragstellern auch Sozialämter in Vorlage ge-
treten. 

Anlage 22 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Co rnelia Yzer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Stephan Hilsberg (SPD) 
(Drucksache 13/6355 Fragen 34 und 35): 

Welche Unterschiede bestehen nach den der Bundesregie-
rung vorliegenden und zugänglichen Informationen hinsichtlich 
der Höhe der Ausbildungsvergütung zwischen Jugendlichen in 
Westdeutschland und Ostdeutschland unter Berücksichtigung 
der unterschiedlichen Branchen, und hält die Bundesregierung 
die in Ostdeutschland gezahlten Ausbildungsvergütungen für 
ausreichend für den Lebensunterhalt eines Volljährigen im drit-
ten Ausbildungsjahr? 

In welchem Umfange sind in den vergangenen Jahren Ju-
gendliche in den neuen Bundesländern nach ihrer Ausbildung 
von den Betrieben in eine dauerhafte Beschäftigung übernom-
men worden, und wie viele Jugendliche haben nach einer Über-
gangszeit eine Beschäftigung im Ausbildungsberuf gefunden? 

Zu Frage 34: 

Jeder Auszubildende hat nach § 10 Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG) Anspruch auf eine angemessene 
Vergütung. Die Höhe der Ausbildungsvergütung ist 
entweder unmittelbar oder mittelbar durch Tarifver-
träge bestimmt. Damit liegt die Verantwortung für 
die Ausgestaltung von Ausbildungsvergütungen bei 
den Tarifparteien. 

Im jährlichen Berufsbildungsbericht wird konti-
nuierlich über die Höhe und Entwicklung der tarif-
lichen Ausbildungsvergütungen berichtet. Nach 
einer aktuellen Auswertung des Bundesinstituts für 
Berufsbildung wurden 1996 an Ausbildungsver-
gütungen von den Ausbildungsbetrieben in den 
alten Ländern im Durchschnitt 1 055 DM pro Monat, 
in den neuen Ländern 952 DM pro Monat an Auszu-
bildende gezahlt. In den zurückliegenden Jahren ist 
eine deutliche Angleichung der tariflichen Ausbil-
dungsvergütungen in den neuen Ländern an das 
Westniveau erfolgt: 1992 lag die durchschnittliche 
Vergütungshöhe in den neuen Ländern noch bei 
68 Prozent, 1996 bereits bei 90 Prozent des West-
niveaus. 

Im ersten Ausbildungsjahr betragen die Ausbil-
dungsvergütungen in den alten Ländern durch-
schnittlich 910 DM, im 2. Jahr rund 1 050 DM, im 
3. Jahr 1 190 DM. In den neuen Ländern liegt der 
Durchschnitt der Vergütungen im 1. Ausbildungsjahr 
bei 780 DM, im 2. Jahr bei 965 DM und im 3. Jahr bei 
1 130 DM. 

Damit liegen die durchschnittlichen Ausbildungs-
vergütungen im dritten Ausbildungsjahr sowohl in 
den alten wie auch in den neuen Ländern deutlich 
über den Bedarfssätzen zum Lebensunterhalt, die in 
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§ 40 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) bei der Berech-
nung der Berufsausbildungsbeihilfe z. B. für Auszu-
bildende, die außerhalb der elterlichen Wohnung un-
tergebracht sind, zugrunde gelegt werden. 

In den verschiedenen Ausbildungsberufen variiert 
die Ausbildungsvergütung allerdings erheblich. Die 
höchsten Vergütungen erhalten Auszubildende 
im Beruf Gerüstbauer (bei Auszubildenden über 
18 Jahren 1 870 DM im Westen und 1 680 DM im 
Osten) und in den Bauberufen (rd. 1 570 DM in den 
alten und knapp 1 500 DM in den neuen Ländern). 
Deutlich geringere Vergütungen erhalten Auszubil-
dende der alten Länder z. B. in den Berufen Damen-
schneider (rd. 340 DM), Augenoptiker (rd. 630 DM) 
und Friseur (rd. 680 DM). In den neuen Ländern lie-
gen die Vergütungen im Beruf F riseur (rd. 470 DM), 
Bekleidungsfertiger (rd. 560 DM) und Flo rist (rd. 
570 DM) im unteren Feld der Vergütungsskala. 

In einem Urteil (5 AZR 226/90) vom 10. Ap ril 1991 
hat das Bundesarbeitsgericht unterstellt, daß in den 
tariflichen Vereinbarungen „die Belange und Inter-
essen der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite ein-
geflossen und berücksichtigt sind" und damit auch 
die darin vereinbarten Ausbildungsvergütungen als 
angemessen anzusehen sind. Das Ge richt hält eine 
Vergütung insbesondere dann für angemessen, 
„wenn sie für den Lebensunterhalt des Auszubilden-
den eine fühlbare Unterstützung bildet und zugleich 
eine Mindestentlohnung für die in dem jeweiligen 
Gewerbezweig bestimmbare Leistung des Auszubil-
denden darstellt". 

Bei den vorgenannten Vergütungen ist davon aus-
zugehen, daß sie nach den Kriterien des Bundes-
arbeitsgerichts für den Lebensunterhalt des Auszu-
bildenden eine fühlbare Unterstützung darstellen. 

Eine weitgehend vollständige Darstellung der Ta-
rifverträge zu den Ausbildungsvergütungen ist kürz-
lich von der Bundesanstalt für Arbeit (Informationen 
für die Beratungs- und Vermittlungsdienste der Bun-
desanstalt für Arbeit - ibv Nr. 45/96 vom 9. November 
1996) veröffentlicht worden. Hierin sind über 600 Ta-
rifverträge nach Wirtschaftsgruppen zusammenge-
stellt. Danach leisten Ausbildungsvergütungen einen 
wichtigen Beitrag zum Lebensunterhalt des Auszu-
bildenden. 

Zu Frage 35: 

Zu der Frage liegen aktuelle Untersuchungsergeb-
nisse des Bundesinstituts für Berufsbildung vor. Die 
Untersuchungen wurden zwischen November 1995 
und Januar 1996 bei jungen Fachkräften in den 
neuen Bundesländern durchgeführt, die ihre Ausbil-
dung zwischen 1994 und 1995 beendet hatten. 

Aus den Ergebnissen ergibt sich für die erfolgrei-
chen Absolventen einer bet rieblichen Ausbildung 
folgendes Bild: 

49 Prozent der Ausgebildeten erhielten ein Über-
nahmeangebot für eine unbefristete Tätigkeit als 
Facharbeiter, 20 Prozent für eine befristete Tätigkeit 
als Facharbeiter und 3 Prozent für eine unbefristete 
bzw. befristete Anlerntätigkeit. 28 Prozent der Aus-
gebildeten blieben ohne Übernahmeangebot. 

Die reale berufliche Situation unmittelbar nach 
Ausbildungsabschluß stellte sich wie folgt dar: 
71 Prozent der Absolventen waren im erlernten Beruf 
tätig. 5 Prozent übten eine andere Tätigkeit aus, 
2 Prozent befanden sich in einer weiteren Aus- bzw. 
Weiterbildung, 3 Prozent absolvierten ihren Wehr- 
bzw. Zivildienst, 19 Prozent waren arbeitslos. 

Im Verlaufe des ersten Jahres nach Abschluß der 
Ausbildung vollzog sich folgende Entwicklung: 

Fünf Monate nach der Ausbildung waren 
70 Prozent der Ausgebildeten im erlernten Beruf tä-
tig. 9 Prozent übten eine andere Tätigkeit aus, 4 Pro-
zent befanden sich in einer weiteren Aus- bzw. Wei-
terbildung, 7 Prozent waren aufgrund von Wehr- 
bzw. Zivildienst oder aus sonstigen Gründen nicht er-
werbstätig und 10 Prozent waren arbeitslos. 

Nach 10 Monaten waren noch 61 Prozent im er-
lernten Beruf tätig. 11 Prozent gingen einer anderen 
Arbeit nach, 7 Prozent befanden sich in einer weite-
ren Aus- bzw. Weiterbildung, 13 Prozent leisteten 
Wehr- bzw. Zivildienst oder waren aus sonstigen 
Gründen nicht erwerbstätig, 8 Prozent waren arbeits-
los. 

Anlage 23 

Antwort 

des Staatsministers Bernd Schmidbauer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Jürgen Koppelin (F.D.P.) 
(Drucksache 13/6355 Fragen 38 und 39): 

Wie oft hat es bisher Kontakte von Staatsminister Bernd 
Schmidbauer zu dem Privatagenten Werner Mauss gegeben? 

Hat die Bundesregierung Informationen darüber, warum sich 
der Privatagent Werner Mauss am Todestag des früheren 
schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten Dr. Uwe Barschel 
in Genf aufgehalten hat (s. „Focus", Ausgabe 48/1996, S. 35)? 

Zu Frage 38: 

Ich habe in den vergangenen Jahren mehrfach 
Kontakt zu Herrn Mauss gehabt. Die genaue Zahl 
der Begegnungen und Telefongespräche läßt sich 
nicht mehr feststellen. 

Zu Frage 39: 

Der Bundesregierung sind zwar Berichte bekannt, 
denen zufolge sich Herr Mauss am Todestag des frü-
heren schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten 
Dr. Uwe Barschel in Genf aufgehalten haben soll. Er 
soll in einem Hotel übernachtet haben, das an das 
Hotel BEAU RIVAGE angrenzt, in dem Uwe Barschel 
am gleichen Tag gestorben ist. Soweit der Bundesre-
gierung bekannt ist, steht der Aufenthalt von Herrn 
Mauss in Genf zu der damaligen Zeit aber in keinem 
Zusammenhang mit dem Tod von Dr. Uwe Barschel. 
Im übrigen ist darauf zu verweisen, daß alle Erkennt-
nisse der Sicherheitsbehörden des Bundes der im To-
desfall Dr. Uwe Barschel ermittelnden Staatsanwalt-
schaft Lübeck zugegangen sind. 
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Anlage 24 

Antwort 

des Staatsministers Be rnd Schmidbauer auf die Fra-
gen der Abgeordneten Amke Dietert -Scheuer 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6355 
Fragen 40 und 41) : 

Welche Auskunft kann die Bundesregierung geben über A rt 
 und Anlaß der dem Privatagenten Werner Mauss durch das Aus-

wärtige Amt seit 1983 gewährten Vergünstigungen, über die je-
weilige Einbindung des Bundesministers des Auswärtigen in 
diese Vorgänge sowie insbesondere über die Gründe und spezi-
fischen Erfahrungen der deutschen Botschaft in Bogota mit Wer-
ner Mauss, derentwegen sie das von ihm gewünschte Empfeh-
lungsschreiben zunächst verweigerte, sodann aber der Staatsse-
kretär im Auswärtigen Amt persönlich eine entsprechende An-
weisung erteilte sowie Hilfesuchende an We rner Mauss verwei-
sen ließ (s. DER SPIEGEL Nr. 48/1996), und welche Auskunft 
kann die Bundesregierung ferner erteilen über Herkunft, Aus-
steller und Übermittler der von We rner Mauss geführten Perso-
nalpapiere sowie jeweils über Herkunft, Empfänger und kon-
krete Verwendung der für Geiseln in Kolumbien durch Werner 
Mauss vermittelten Lösegelder, welche dieser etwa im Fall 
Schoene nach eigener Aussage „im Auftrag der Bundesregie-
rung" und ohne Kostenbelastung der Entführten bzw. ihres Um-
feldes aufbringen wollte (s. ZDF-Sendung „Frontal" vom 
26. November 1996)? 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber 
vor, daß Werner Mauss in Kolumbien andere zur Geiselbefrei-
ung bereits tätige Unternehmen verdrängt und dabei die zu zah-
lenden Lösegelder erhöht haben soll, den kolumbianischen Be-
hörden seine Aktivitäten gesetzeswidrig nicht gemeldet, kor-
rupte Praktiken deutscher Unternehmen in Kolumbien vermit-
telt und gar aufgrund freundschaftlicher Kontakte zu den ELN- 
Rebellen deren auch für ihn lukrative Entführungsaktionen er-
möglicht haben soll, und welche Informationen kann die Bun-
desregierung ferner über die von ihr mit Hilfe von Werner Mauss 
offenbar beabsichtigten Friedensvermittlungen zwischen ko-
lumbianischer Regierung und Gueri lla sowie über Zusammen-
künfte der daran beteiligten Personen mit Regierungsvertretern 
in Deutschland erteilen (s. „Süddeutsche Zeitung" vom 
20. November 1996)? 

Zu Frage 40: 

Dem Ehepaar Mauss sind im Rahmen der jüngsten 
humanitären Bemühungen der Bundesregierung in 
der Botschaft Bogota zwei Pässe sowie konsularische 
Schutzbriefe ausgestellt worden, die angesichts sei-
ner hohen persönlichen Gefährdung und der Tatsa-
che, daß es um die Rettung von Menschenleben 
ging, erforderlich waren. 

Das Auswärtige Amt hat Herrn Mauss keine Ver-
günstigungen gewährt, weder im vorliegenden Fall 
noch zu einem anderen Zeitpunkt. 

Die Deutsche Botschaft verfügt über keine spezifi-
schen Erfahrungen mit Herrn Mauss. In einem Fall 
wurde der konsularische Schutzbrief erst nach einer 
erneuten Bewe rtung der Gefährdungslage auf Wei-
sung des Staatssekretärs ausgestellt. 

Wie bereits erläutert, kann die Bundesregierung 
über Herkunft, Aussteller und Übermittler der ande-
ren von Mauss geführten Personalpapiere in der Öf-
fentlichkeit keine Auskunft erteilen. Die Bundesre-
gierung ist aber bereit, in den zuständigen Ausschüs-
sen des Deutschen Bundestages unter den Voraus-
setzungen, die eine Wahrung der notwendigen Ver-
traulichkeit gewährleisten, umfassend über ihre Er-
kenntnisse zu berichten. 

Was die Frage nach den Lösegeldern bet rifft, so ist 
festzuhalten, daß die Bundesregierung keine Löse-
gelder gezahlt hat. Ob Gelder aus anderen Quellen 
an die Entführer geflossen sind, kann von hier aus 
nicht beantwortet werden. 

Zu Frage 41: 

Die Bundesregierung hat keinen Überblick über 
die Geschäfte und Geschäftspraktiken von Unter-
nehmen, die in Kolumbien im Zusammenhang mit 
der Befreiung von Entführten tätig sind. 

Die Bundesregierung hat - auf eine Initiative der 
kolumbianischen Regierung hin - Bemühungen un-
terstützt, die die Aufnahme eines Dialogs zwischen 
den politischen und gesellschaftlichen Gruppierun-
gen und eine Beendigung von politisch motivierter 
Gewalt in Kolumbien ermöglichen sollten. Dazu ha-
ben in den vergangenen Monaten Sondierungsge-
spräche stattgefunden. 

Mit Blick auf die - unter allen Beteiligten verein-
barte - Vertraulichkeit der Sondierungsgespräche 
kann die Bundesregierung über Teilnehmer und Ge-
sprächsinhalte öffentlich keine Auskünfte erteilen. 
Sie ist aber bereit, dem zuständigen Ausschuß des 
Deutschen Bundestages unter den Voraussetzungen, 
die eine Wahrung der erforderlichen Vertraulichkeit 
gewährleisten, umfassend über diese Initiative zu be-
richten und hat dies bereits heute morgen im Aus-
wärtigen Ausschuß getan. 

Anlage 25 

Antwort 

des Staatsministers Bernd Schmidbauer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Helmut Lippelt (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6355 Fragen 42 
und 43): 

Trifft die Meldung der „El Espectador" vom 27. November 
1996 zu, wonach die Bundesregierung in einem B rief an die ko-
lumbianische Staatsanwaltschaft den Agenten Werner Mauss 
als Vermittler zur Guerilla stützt und die kolumbianischen 
Behörden auffordert, „wieder Vertraulichkeit einkehren zu 
lassen"? 

Trifft die Behauptung der kolumbianischen Opposition zu, daß 
Werner Mauss bei der Vermittlung von Verträgen an deutsche 
Firmen eine wichtige Rolle gespielt hat, z. B. indem er im Auf-
trag des Mannesmann-Konzerns mindestens 10 Millionen Dollar 
an die Gueri lla gezahlt hat, und wird die Bundesregierung der 
kolumbianischen Regierung bei der Aufklärung behilflich sein? 

Zu Frage 42: 

Einen solchen Brief der Bundesregierung an die 
kolumbianische Staatsanwaltschaft gibt es nicht. 

Zu Frage 43: 

Entsprechende Presseberichte sind der Bundesre-
gierung bekannt, sie hat dazu jedoch keine eigenen 
Erkenntnisse. 
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Anlage 26 

Antwort 

des Staatsministers Be rnd Schmidbauer auf die Fra

-

gen der Abgeordneten Simone Probst (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6355 Fragen 44 und 45): 

Was weiß die Bundesregierung über die Mittlertätigkeit des 
Privatagenten Werner Mauss zwischen deutschen Firmen wie 
Siemens und kolumbianischen Behörden und anderen Entschei-
dungsträgem im Zusammenhang mit der Vergabe von staat-
lichen Aufträgen an deutsche Firmen? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß We rner Mauss 
unter Verwendung seiner auf unterschiedliche Namen lauten-
den deutschen Pässe auch Geldbeträge deutscher Firmen an 
kolumbianische Auftraggeber geleitet hat, und seit wann ist die 
Bundesregierung über dieses Tätigkeitsfeld von We rner Mauss 
informiert (s. AFP-Meldung vom 20. November 1996)? 

Zu Frage 44: 

Über die Mittlertätigkeit des Herrn Mauss bei der 
Vergabe von staatlichen Aufträgen an deutsche Fir-
men hat die Bundesregierung keine eigenen Er-
kenntnisse. 

Zu Frage 45: 

Der Bundesregierung liegen dazu keine eigenen 
Erkenntnisse vor. 

Anlage 27 

Antwort 

des Staatsministers Bernd Schmidbauer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Hermann Bachmaier (SPD) 
(Drucksache 13/6355 Fragen 46 und  47): 

Seit wann bestehen Kontakte zwischen dem Bundeskanzler-
amt, insbesondere Staatsminister Bernd Schmidbauer und dem 
Privatagenten Werner Mauss? 

Welchem jeweiligen Zweck dienten die Kontakte des Bundes-
kanzleramtes bzw. des Staatsministers Bernd Schmidbauer mit 
dem Privatagenten We rner Mauss? 

Zu Frage 46: 

Ich habe seit mehreren Jahren Kontakt zu Herrn 
Mauss. An ein genaues Datum unseres ersten Ken-
nenlernens kann ich mich nicht erinnern. Es könnte 
etwa vor drei Jahren gewesen sein. 

Zu Frage 47: 

Bei meinen Gesprächen mit Herrn Mauss stand im 
Vordergrund die Erörterung von Fragen zur Lösung 
humanitärer Probleme. 

Anlage 28 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD) 
(Drucksache 13/6355 Frage 48): 

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um die 
Einhaltung des Zeitplanes zur Einberufung der Staatenkonfe-
renz durch die VN-Vollversammlung für das Jahr 1997 oder zu-
mindest 1998 nachhaltig zu unterstützen, so daß die Unterzeich-
nung eines Vertrages zur Errichtung eines ständigen internatio-
nalen Strafgerichtshofs vorangebracht werden kann? 

Bundesaußenminister Dr. Kinkel hat in seiner Rede 
vor der 51. Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen im September des Jahres ausdrücklich betont, 
daß Deutschland für die baldige Einberufung einer 
Staatenkonferenz mit dem Ziel der Errichtung eines 
Ständigen Internationalen Strafgerichtshofs eintritt. 

Die Bundesregierung hat sich darüber hinaus in-
tensiv an den Arbeiten des Vorbereitungsausschus-
ses, der von den Vereinten Nationen mit der Ausar-
beitung eines konsensfähigen Gerichtshofsstatuts 
beauftragt wurde, beteiligt. Auf der 51. General-
versammlung hat sich die Bundesregierung für einen 
möglichst zügigen Abschluß der Arbeiten des Vorbe-
reitungsausschusses ausgesprochen, um die Einbe-
rufung einer diplomatischen Staatenkonferenz noch 
für das Jahr 1998 zu ermöglichen. Der derzeit der 
VN-Generalversammlung vorliegende Resolutions-
entwurf zur „Errichtung eines Ständigen Interna-
tionalen Strafgerichtshofs" (Draft Resolution vom 
14. November 1996) sieht die Einberufung einer 
diplomatischen Staatenkonferenz für das Jahr 1998 
ausdrücklich vor. Der Resolutionsentwurf bedarf 
allerdings noch der Zustimmung durch die General-
versammlung. 

Die Debatten im Vorbereitungsausschuß haben ge-
zeigt, daß es sich bei der Errichtung eines Ständigen 
Internationalen Strafgerichtshofs um ein schwieriges 
und komplexes Thema handelt. 

Anlage 29 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) (Drucksache 
13/6355 Fragen 49 und 50): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Durchführung, das Er-
gebnis und die politischen Folgen des von Präsident Luka-
schenko in Belarus (Weißrußland) durchgeführten Referendums 
unter besonderer Berücksichtigung eines deutschen Interesses 
an der Weiterentwicklung einer pluralistischen, parlamentari-
schen Demokratie in diesem GUS-Staat? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung als Reaktion 
auf das Vorgehen des weißrussischen Präsidenten bisher getrof-
fen bzw. wird sie noch treffen, und in welcher Weise erfolgt hier-
bei eine Abstimmung mit den übrigen westlichen Staaten und in 
besonderer Weise mit den Maßnahmen der Vereinigten Staaten? 

Zu Frage 49: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß so-
wohl der Charakter als auch die Durchführung des 
Referendums nicht allgemein anerkannten demo-
ratisch-rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprochen 
haben, im Widerspruch zur geltenden Verfassung 
durchgeführt wurde und sein Ergebnis somit keinen 
Anspruch auf Legitimität erheben kann. Dies hat der 
Sprecher der Bundesregierung in seiner Erklärung 
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vom 27. November 1996 zum Ausdruck gebracht. Für 
die Weiterentwicklung einer pluralistischen, parla-
mentarischen Demokratie in Weißrußland bedeutet 
das Referendum und die darauf gestützte neue Ver-
fassung aus Sicht der Bundesregierung einen schwe-
ren Rückschlag. 

Zu Frage 50: 

Die Bundesregierung hat sich frühzeitig für eine 
deutliche Reaktion der Europäischen Union einge-
setzt. 

Eine entsprechende Demarche wurde am 14. Okto-
ber unter Beteiligung des deutschen Botschafters in 
Minsk durchgeführt. Auf Bitte BM Kinkels richtete 
ferner der irische AM Spring als amtierender EU- 
Ratspräsident am 23. November einen erneuten per-
sönlichen Appell an Lukaschenko, zur Verfassungs-
mäßigkeit zurückzukehren, die Rechte von Parla-
ment und Verfassungsgericht zu achten, einen Kom-
promiß mit der politischen Opposition zu suchen und 
Weißrußland durch sein Vorgehen nicht weiter zu 
isolieren. 

Parallel dazu wurden am 21./22. November, d. h. 
unmittelbar vor dem Referendum, auf Anregung der 
Bundesregierung in mehreren westlichen Haupt-
städten, darunter auch in Washington, die weißrussi-
schen Botschafter einbestellt (im Auswärtigen Amt 
durch Staatssekretär Ha rtmann am 21. November 
1996), um die außerordentliche Besorgnis über die 
dortige Entwicklung zum Ausdruck zu bringen und 
die Führung in Minsk auf die möglichen Konsequen-
zen auch für die bilateralen Beziehungen aufmerk-
sam zu machen, falls sie an ihrem innenpolitischen 
Konfrontationskurs festhalte. 

Die Bundesregierung wird auch ihr weiteres Vor-
gehen in Reaktion auf die Entwicklung in Weißruß-
land eng mit ihren Pa rtnern und Verbündeten ab-
stimmen. Dabei wird insbesondere die bilaterale und 
multilaterale Unterstützung Weißrußlands einer kriti-
schen Überprüfung zu unterziehen sein. 

Anlage 30 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage 
des Abgeordneten Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6355 
Frage 51) : 

Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, um zu er-
reichen, daß die von der Hacienda Bellacruz im Norden Kolum-
biens durch paramilitärische Einheiten vertriebenen 280 Bauern-
familien wieder auf ihr Land zurück können, und ist die Bundes-
regierung bereit, sich durch Besuche von Angehörigen der 
Deutschen Botschaft bei den seit Monaten in Büros der Land-
reformbehörde INCORA in Bogota ausharrenden und aktuell 
von Angehörigen der paramilitärischen Einheiten mit dem Tode 
bedrohten Bauernfamilien über die Situation dieser Menschen 
zu informieren? 

Die Bundesregierung verfolgt die von Gewalt 
und zahllosen Menschenrechtsverletzungen geprägte 
Entwicklung in Kolumbien seit langem mit großer 

Sorge. Sie hat gegenüber den verantwortlichen Stel-
len in Kolumbien immer wieder eine Verbesserung 
der Menschenrechtslage angemahnt. Unsere Bot-
schaft in Bogota ist über die Lage auf der Hacienda 
Bellacruz informiert. Sie wird regelmäßig von der 
Bauernorganisation ANUC über das Schicksal der 
vertriebenen Bauernfamilien auf dem laufenden ge-
halten und ist bereit, auch mit einzelnen Vertretern 
zu sprechen. Die Botschaft ist angewiesen, die Ange-
legenheit im Rahmen der EZ-Regierungsverhandlun-
gen (2./3. Dezember 1996) gegenüber der kolumbia-
nischen Regierung zur Sprache zu bringen. 

Anlage 31 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) (Druck-
sache 13/6355 Fragen 52 und 53): 

Ist der Bundesregierung bewußt, daß die nach § 26 Abs. 1 des 
Jahressteuergesetzes 1997 vorgesehenen Stellenkürzungen er-
hebliche Negativwirkungen für die Besetzung der Konsular-, 
Rechts- und Wirtschaftsabteilungen der deutschen Vertretun-
gen im Ausland haben werden mit der Konsequenz, daß Auswir-
kungen sowohl für die innere Sicherheit als auch die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland 
unvermeidbar sind? 

In welchen Ländern werden nach Kenntnis der Bundesregie-
rung unter Berücksichtigung der Berichte der Auslandsvertre-
tungen der Bundesrepublik Deutschland Frauen aufgrund ihres 
Geschlechts diskriminiert, und welche Maßnahmen hat die Bun-
desregierung getroffen bzw. plant die Bundesregierung, um in 
diesen Ländern wirksam zur Stärkung der Rechte von Frauen 
beizutragen? 

Zu Frage 52: 

Der Bundesregierung ist bewußt, daß die dem Aus-
wärtigen Amt auferlegte Stelleneinsparung in Höhe 
von 2 Prozent, was in absoluten Zahlen eine Einspa-
rung von 134 Stellen nach sich zieht, sowohl in der 
Zentrale des Auswärtigen Amts wie an den Aus-
landsvertretungen fühlbare Auswirkungen auf die 
Erfüllung der Aufgaben des Auswärtigen Dienstes 
haben wird. Bundesminister Kinkel hat hierzu in der 
Haushaltsdebatte erklärt, daß sich das Auswärtige 
Amt bemühen wird, in den Bereichen der Außenwirt-
schaftsförderung, in der Visaerteilung und in der aus-
wärtigen Kulturpolitik umzuschichten und die Mittel 
so einzusetzen, daß es in diesen Bereichen nicht zu 
massiven Einbrüchen kommt. Das Auswärtige Amt 
wird sich ferner bei der Aufstellung des Haushalts 
1998 um eine Ausnahme der Auslandsvertretungen 
von den prozentualen Stelleneinsparungen bemü-
hen, zumal Ende 1997 der Personalbestand unserer 
Auslandsvertretungen den vor der deutschen Eini-
gung unterschritten haben wird. Im übrigen ver-
weise ich auf die weiteren Ausführungen des Bun-
desministers des Auswärtigen in der 141. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 27. November 1996. 

Zu Frage 53: 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß die 
jährlich neu erscheinenden Länderaufzeichnungen 
der Deutschen Botschaften, die in der Bibliothek des 
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Deutschen Bundestages verfügbar sind, einschlägige 
Informationen über die Lage der Frau in den einzel-
nen Ländern enthalten. 

In ihren bilateralen und multilateralen Menschen-
rechtsaktivitäten fördert die Bundesregierung Maß-
nahmen, die die Gleichbehandlung von Frauen för-
dern und zur Stärkung ihrer Rechte einen Beitrag lei-
sten. Die Bundesregierung bringt Diskriminierungen 
von Frauen auf allen politischen Ebenen zur Sprache 
und setzt sich nachdrücklich für die weltweite Um-
setzung der Empfehlungen des Schlußdokuments 
der 4. Weltfrauenkonferenz ein. 

Im Rahmen der bilateralen Entwicklungszusam-
menarbeit wird die Bundesregierung in den Jahren 
1996 bis 2000 insgesamt 65 Millionen DM für Pro-
jekte der rechts- und sozialpolitischen Frauenbera-
tung zur Verfügung stellen. Davon wurden im Jahre 
1996 bereits 13,2 Millionen DM für konkrete Projekt-
vorhaben zugesagt. 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß das 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Dis-
kriminierung der Frau (CEDAW), das wichtigste auf 
Frauenrechte bezogene internationale Menschen-
rechtsübereinkommen, von noch mehr Staaten ratifi-
ziert und implementie rt  wird. Die Bundesregierung 
legt gegen Vorbehalte, die den Zielen von CEDAW 
zuwiderlaufen, Einspruch ein. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick 
(PDS) (Drucksache 13/6355 Frage 54): 

Welche Sonderregelungen gibt es bezüglich der Unterbrin-
gung von Kindern von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Bundeskanzleramtes und anderer Bundesbehörden in bundes-
eigenen Kindertagesstätten in Bonn außerhalb der regulären 
Öffnungszeiten? 

Kindertagesstätten werden beim Auswärtigen 
Amt, dem Bundesministerium des Innern, dem Bun-
desministerium der Finanzen, dem Bundesministe-
rium der Verteidigung, dem Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem 
Deutschen Bundestag unterhalten. Die Öffnungszei-
ten der einzelnen Einrichtungen sind unterschied-
lich. Zumeist stehen sie montags bis donnerstags von 
7.30 Uhr bis 17.30 Uhr und freitags ab 15.30 Uhr zur 
Verfügung. Für die Unterbringung außerhalb der re-
gulären Öffnungszeiten gibt es grundsätzlich keine 
Sonderregelungen. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen der Abgeordneten Annelie Buntenbach (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6355 Fragen 55 
und 56): 

Welche Auskunft kann die Bundesregierung über Gründe, 
Zielrichtung und Auswirkungen einer etwa - auch wegen Inter-
ventionen von Opfer-Angehörigen - beabsichtigten Verände-
rung des sog. Aussteigerprogramms des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz für Terrorismus-Verdächtige geben, und inwie-
weit trifft es insbesondere zu, daß der Präsident des Bundesam-
tes für Verfassungsschutz zum 3. Dezember 1996 in das Bundes-
kanzleramt oder das Bundesministerium des Innern einbestellt 
worden ist, um ihm die do rt  beschlossene sofortige Beendigung 
dieses Programms darzulegen? 

Inwieweit trifft die Meldung der AFP vom 21. November 1996 
zu, wonach die Bundesregierung 1987 die kolumbianische Re-
gierung gebeten habe, die dortigen Aktivitäten des Privatagen-
ten Werner Mauss nicht zu offenbaren, und dafür Hilfen des 
Bundeskriminalamts beim Aufbau einer polizeilichen Sonder-
einsatzgruppe zugesagt habe, und falls dies g rundsätzlich zu-
trifft, welche Informationen kann die Bundesregierung über die 
daraufhin tatsächlich gewährte Unterstützung erteilen sowie 
ferner zu dem Hinweis, daß es sich bei den im Rahmen des offe-
nen Ausstattungshilfeprogramms zur Drogenbekämpfung ge-
förderten kolumbianischen Behörden DUIN und DAS tatsäch-
lich um die Geheimdienste des dortigen Innen- und Verteidi-
gungsministeriums handeln soll? 

Zu Frage 55: 

Weder die Frage ob und aus welchen Gründen 
noch die Frage welche Veränderungen evtl. am Aus-
steigerprogramm des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz vorgenommen werden, eignen sich für eine 
öffentliche Erörterung. 

Es trifft nicht zu, daß der Präsident des Bundesam-
tes für Verfassungsschutz zum 3. Dezember 1996 in 
das Bundeskanzleramt oder das Bundesministerium 
des Innern einbestellt worden ist. 

Zu Frage 56: 

Die in der zitierten AFP-Meldung veröffentlichte 
Behauptung, „das BKA habe 1987 verhindert, daß 
die Aktivitäten des Privatagenten Mauss an die Öf-
fentlichkeit gelangen, indem es der kolumbianischen 
Regierung die Finanzierung einer Sonderpolizei-
truppe angeboten habe, wenn sie das Bekanntwer-
den der Machenschaften Mauss vermeide", trifft 
nicht zu. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 13/6355 Frage 57): 

Trifft es zu, daß der Ausweichsitz für die Verfassungsorgane 
des Bundes in Bad Neuenahr-Ahrweiler entgegen den bisheri-
gen Planungen nicht für ca. 177 Millionen DM (verteilt auf zehn 
Jahre) renoviert werden soll, und wie ist ggf. diese Kurskorrek-
tur begründet? 

Die Überlegungen der Verfassungsorgane des 
Bundes über einen gemeinsamen Ausweichsitz sind 
noch nicht abgeschlossen. 
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Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/6355 Fragen 58 und 59): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Landeszentralban-
ken dazu übergehen, die Geldbearbeitung, die zur Zeit von 
privaten Geld- und Werttransportunternehmen geleistet wird, 
kostenlos für Banken und Handel zu übernehmen, und dadurch 
Arbeitsplätze in diesem mittelständischen Gewerbe verloren-
gehen? 

Plant die Bundesregierung die Einführung einer Gebühr für 
die Geldbearbeitung durch die Landeszentralbanken? 

Zu Frage 58: 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank weist 
der Bundesbank eine besondere Aufgabe bei der 
Bargeldversorgung und -entsorgung zu. In diesem 
Rahmen nimmt die Bundesbank von ihren Kunden 
bei Einzahlungen bankmäßig aufbereitetes Geld ent-
gegen. An diesem seit vielen Jahren bestehenden 
Sachverhalt hat sich bei der Bundesbank nichts ge-
ändert. So erbringt die Bundesbank entsprechend 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung in ihrem 
Kassenverkehr die Standardleistungen wie Ein- und 
Auszahlungen von Papiergeld kostenlos. 

Der Bundesregierung ist allerdings bekannt, daß 
insbesondere Handelsunternehmen beabsichtigen, 
die bankmäßige Aufbereitung des Geldes nicht mehr 
durch Geldtransportunternehmen abwickeln zu las-
sen, sondern selbst zu übernehmen. Eine Konkurrenz-
situation der Deutschen Bundesbank mit den Geld-
transportunternehmen ist aber nicht gegeben, weil 
die bankmäßige Geldaufbereitung in diesem Bereich 
auch bisher nicht von der Bundesbank durchgeführt 
wurde. Auf diese Rationalisierungsmaßnahmen der 
Handelsunternehmen haben weder die Bundesregie-
rung noch die Bundesbank einen direkten Einfluß. 

Zu Frage 59: 

Für die Frage der Einführung einer Gebühr für die 
Geldbearbeitung durch die Landeszentralbanken ist 
nach dem Bundesbankgesetz nicht die Bundesregie-
rung, sondern die Deutsche Bundesbank zuständig. 
In Geschäftsbereichen, in denen die Bundesbank in 
Konkurrenz zu Privatunternehmen anbietet, wird sie 
grundsätzlich kostenorientierte Entgelte verlangen. 
Diese Dienstleistungen wird die Deutsche Bundes-
bank aber nur bei entsprechenden Marktbedürfnis-
sen anbieten. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) 
(Drucksache 13/6355 Fragen 60 und 61): 

Plant die Bundesregierung, die Zahl der Oberfinanzdirektio-
nen bundesweit auf neun abzusenken, und welche bayerische 
Oberfinanzdirektion wäre von dieser Neuorganisation betrof-
fen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß mit der Eröff-
nung des neuen Autobahn-Zollamtes am bayerisch-tschechi-
schen Grenzübergang Waidhaus objektiv ein erheblicher Perso-
nalmehrbedarf für den deutlich steigenden Aufgaben- und Ar-
beitszuwachs festzustellen ist, und wird sie die notwendigen 
personellen Voraussetzungen dafür schaffen, daß der Grenzauf-
sichtsdienst auch künftig seinen Anforderungen im zöllneri-
schen und grenzpolizeilichen Bereich gerecht werden kann? 

Zu Frage 60: 

Nein, mit den Ländern konnte zur Umsetzung des 
Kabinettbeschlusses vom 7. Februar 1996 zur Straf-
ung und Reduzierung der Bundesbehörden - abge-
sehen von der geplanten Zusammenlegung von zwei 
Oberfinanzdirektionen in Baden-Württemberg - kein 
Einvernehmen über eine Verringerung der Anzahl 
der mittelinstanzlichen Finanzbehörden erreicht wer-
den. Dies gilt im Ergebnis auch für den Freistaat Bay-
ern. 

Zu Frage 61: 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich mit 
der Eröffnung des neuen Autobahnzollamtes Waid-
haus im Oktober 1997 der Personalbedarf der Zoll-
stelle aufgrund des steigenden Verkehrsaufkom-
mens und der verbesserten Infrastruktur für die Ab-
fertigung des Waren- und Reiseverkehrs deutlich er-
höhen wird. Eine Untersuchung der Oberfinanzdi-
rektion Nürnberg zur Personalbedarfsentwicklung 
beim Zollamt Waidhaus hat ergeben, daß sich der 
Personalbedarf voraussichtlich um rd. 60 Arbeits-
kräfte erhöhen wird. 

Das Bundesfinanzministerium hat im September 
1996 den Personalbedarf im Grenzaufsichtsdienst der 
Oberfinanzdirektion Nürnberg geprüft und entspre-
chend der Aufgabensituation neu festgesetzt. Mit 
dieser Bedarfsfestsetzung wird sichergestellt, daß der 
Grenzaufsichtsdienst nach personeller Auffüllung 
die ihm übertragenen Aufgaben im zöllnerischen 
und grenzpolizeilichen Bereich sachgerecht wahr-
nehmen kann. 

Das Bundesfinanzministerium ist bemüht, durch 
verstärkte Zuführung von Nachwuchskräften sowie 
durch überregionale Verstärkungsmaßnahmen der 
Oberfinanzdirektion Nürnberg die für die Aufgaben-
erledigung zusätzlich notwendigen personellen 
Kräfte zur Verfügung zu stellen. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.) 
(Drucksache 13/6355 Frage 62): 

Aus welchen Gründen will  der Bund selbst den direkten Ver-
kauf der Reihen-, Doppel- und Einfamilienhäuser aus dem Be-
stand der bislang von französischen Truppen genutzten Liegen-
schaften beispielsweise in der Stadt Bühl/Baden übernehmen, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, derartige 
Veräußerungen doch dezentral durch die betroffenen Kommu-
nen durchführen zu lassen? 
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Die genannten Einfamilien- und Einfamilienrei-
henhäuser in der Stadt Bühl sind nach dem jetzigen 
Planungsstand der französischen Streitkräfte für die 
Truppenreduzierung erst im Jahre 1999 für eine Frei-
gabe vorgesehen. 

Eine abschließende Stellungnahme zur Verwer-
tung ist daher verfrüht. 

Nach der wohnungspolitischen Zielsetzung der 
Bundesregierung soll die Bildung von selbstgenutz-
tem Eigentum von Familien mit Kindern besonders 
gefördert werden. Der Bund schreibt daher in An-
wendung des hierfür geltenden Haushaltsvermerks 
Objekte, die sich zur Bildung von selbstgenutztem 
Wohneigentum eignen, gezielt nur für Familien mit 
Kindern aus. Dabei wird dem Höchstbietenden der 
Zuschlag auch dann erteilt, wenn das Ausschrei-
bungsergebnis den örtlichen Marktwert um bis zu 
20 v. H. unterschreitet. Die in Bühl freiwerdenden 
Einfamilienhäuser sind für den vorgenannten Zweck 
geeignet. Sie sollen daher aus heutiger Sicht entspre-
chend dem eigens hierfür geschaffenen Haushalts-
vermerk verwendet werden. 

Mit der Veräußerung entbehrlicher bundeseigener 
Liegenschaften ist die dem Bundesministerium der 
Finanzen nachgeordnete Bundesvermögensverwal-
tung betraut, die dieser Aufgabe insbesondere im 
Zusammenhang mit den Herausforderungen der 
Konversion ehemals militärisch genutzter Liegen-
schaften in vollem Umfang gerecht wird. Ich sehe da-
her keine Veranlassung, die Vermarktung von Einfa-
milienhäusern und ähnlichen Objekten, die sich zur 
Bildung von selbstgenutztem Eigentum eignen, auf 
die Kommunen zu übertragen. Ein Zwischenerwerb 
durch Kommunen könnte die Eigentumsbildung 
durch Familien mit Kindern nur verzögern und ver-
teuern. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Frage des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 13/6355 Frage 63): 

Welche Haushaltstitel für Vorhaben im Rahmen der Verlage-
rung von Parlament und Teilen der Bundesregierung von Bonn 
nach Berlin sind im Bundeshaushalt 1997 mit einer Sperre verse-
hen? 

Im Bundeshaushalt 1997 sind folgende umzugsre-
levante Maßnahmen im Kapitel 2504 gesperrt: 

Tit. 734 01 Abbruch des ehemaligen Palastes der 
Republik in Berlin 

Tit. 882 51 Zuweisungen für Investitionen an das 
Land Berlin im Rahmen der Förderung der städte-
baulichen Entwicklungsmaßnahme „Hauptstadt Ber-
lin - Parlaments- und Regierungsviertel" 

Tit. 893 61 Zuschüsse für Investitionen im Rah-
men der Wohnungsfürsorge in Berlin und Bonn 

Tit. 653 71 Ausgleichsleistungen für die Region 
Bonn 

Tgr. 08 Leistungen gemäß dem Hauptstadtvertrag 
mit dem Land Berlin 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Frage des Abgeordneten Rudolf Bindig (SPD) 
(Drucksache 13/6355 Frage 64): 

Wie weit sind die Arbeiten an einer Überarbeitung bzw. 
Reform des geltenden Spendenrechts gediehen, die nach ge-
meinsamer Ansicht der Bundesregierung und des Bundesrates 
erfolgen soll (s. Drucksache 12/8248, S. 29) und nach eigenen 
Angaben der Bundesregierung für diese Legislaturpe riode vor-
gesehen ist? 

Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat Vorschläge 
zur Überarbeitung des Spendenrechts vorgelegt. Der 
Bundesminister der Finanzen hat im Mai 1996 die 
Überarbeitung des Spendenrechts bis zur Steuer-
reform zurückgestellt. 
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